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EDITORIAL/147: Der Fuchs ist los im Hühnerstall ... (SB)
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Der Fuchs ist los im Hühnerstall ...

Der Fuchs ist los im Hühnerstall! Wer ließ ihn ein, vergaß die Tür,
verschloß sie nicht? Wer hat euch Federvieh gelehrt, zu flattern und
zu gackern, wenn die Gefahr sich nähert? Warum nur hockt ihr so brav
auf einer Stange, Flügel an Flügel wie aufgezogene Perlen und schränkt
euch ein von vornherein?

Und warum nicht spätestens, wenn der Fuchs schon mal in den Stall
gelangt ist, alle auf einen? Warum der Natur nicht mal eine
Überraschung abringen, als jener Gewohnheit zu frönen, mit großem Lärm
den Hof zu wecken?

Weshalb um alles in der Welt wollt ihr auf solche Art bei dieser
Gelegenheit bereits mit eurem Blut, mit eurer Furcht und mit eurer
Angst bezahlen, wenn das Schicksal ohnehin den Suppentopf für euch
bereithält?

Und weshalb schlußendlich solltet ihr euch überhaupt vom Menschen und
seinesgleichen einpferchen, schlachten und verzehren lassen?

Lauft und rennt und flattert um euer Leben, bevor ihr euch von dem
Korn aus Menschenhand verlocken und in die zweifelhafte Sicherheit des
Hühnerstalls geleiten laßt!

Kein Tor vor euch und keine Tür hinter euch können doch verhindern,
daß ihr eure Schnäbel und Krallen gegen jeden Rest der Unwägbarkeiten
und Gefahren wendet und neue Fronten erschafft!

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. September 2019
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ATOM/226: Halbwertzeit - sofort und endgültig schließen ... (BBU)


Bündnis AgiEL- AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Pressemitteilung vom 4. September 2019

Umweltinitiativen fordern dauerhafte Stilllegung der schadhaften
Atomkraftwerke Neckarwestheim 2 und Lingen 2

• Nach erneuten Schäden im AKW Neckarwestheim: Auch AKW Lingen 2 muss
sofort abgeschaltet werden!

• Umweltinitiativen fordern dauerhafte Stilllegung der schadhaften
Atomkraftwerke



Im AKW Neckarwestheim wurden laut Pressemeldungen vom 3. und 4.
September 2019 bei der diesjährigen Revision erneut Risse in den Rohren
des Dampferzeugersystems entdeckt.

Laut Aussage des Landesumweltministeriums in Baden-Württemberg wurden
"sicherheitstechnisch relevante rissartige Schwächungen ... an 191 Rohren
gemessen". Die Anzahl der von Rissen betroffenen Rohre hat sich im Laufe
des letzten Betriebsjahres somit annähernd verdoppelt!

Die AKW-Betreiberin EnBW/ENKK erklärte, dass das Ausmaß der Schäden in
diesem Jahr "bis auf wenige Ausnahmen" geringer sei als im letzten Jahr.
Dies lässt den Umkehrschluss zu, dass die Schäden bei einigen Rohren
sogar größer waren. Im vergangenen Jahr wurden "Wanddickenschwächungen"
von bis zu 91% gemessen.

Im nahezu baugleichen AKW Lingen 2 ("Emsland") wurden bei der
diesjährigen Revision ebenfalls die gefährlichen "Spannungsrisse" in
zahlreichen Rohren der Dampferzeuger festgestellt. Ohne eine Überprüfung
des gesamten Systems wurde das AKW dennoch wieder in Betrieb genommen.

Die Betreiberin des AKW Lingen 2, RWE, muss also damit rechnen und es
ist zu befürchten, dass während des jetzigen Betriebs täglich neue Risse
entstehen, deren Ausmaß nicht abzuschätzen ist.

Ein Abriss von Dampferzeugerrohren während des laufenden Betriebs kann
katastrophale Folgen haben. Nach Angabe von Experten wäre das AKW dann
möglicherweise nicht mehr kontrollierbar und größere Mengen
Radioaktivität könnten in die Umwelt gelangen (siehe fachliche
Stellungnahme [1])

Flicken bis zum GAU?

Es ist völlig inakzeptabel, dass solche sicherheitsrelevanten Schäden in
einem über 30 Jahre alten Atomkraftwerk immer wieder nur unvollständig
geflickt werden - wohlwissend, dass Schäden in diesem sensiblen Bereich
der Anlage eine Reaktorkatastrophe auslösen können.

Das AKW Lingen 2 muss daher sofort und dauerhaft vom Netz genommen
werden. Alexander Vent vom Bündnis AgiEL- AtomkraftgegnerInnen im
Emsland betont: "Zum Schutz der Bevölkerung und der Umwelt darf dann
eine Wiederinbetriebnahme der schadhaften AKW in Neckarwestheim und
Lingen auf den letzten Metern vor der endgültig geplanten Stilllegung
Ende 2022 nicht mehr erfolgen!"


MitherausgeberInnen dieser Pressemitteilung:

Elternverein Restrisiko Emsland e.V., Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen, Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), BUND
Kreisgruppe Emsland, Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf, Klimagruppe
Emsland

Weitere Informationen:

https://atomstadt-lingen.de

https://bbu-online.de


Anmerkung:

[1] https://www.ausgestrahlt.de/media/filer_public/ab/3e/ab3ed378-6f2e-4736-8487-3fef1a8ed9b0/risiken_betrieblich_bedingter_bruche_von_dampferzeuger-heizrohren_infolge_spannungsrisskorrosion.pdf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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WALD/400: Hambacher Forst - mit den eigenen Mitteln schlagen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilungen vom 6. September 2019

Neue IFG-Anfrage an Innenministerium zu Treffen mit RWE ++ Ende Gelände
fordert Untersuchungsausschuss 



Köln - Nach der Veröffentlichung der Rechtsgutachten zur Räumung des
Hambacher Forsts räumt Innenminister Reul mindestens zwei Treffen mit
Vorständen der RWE in seinem Ministerium ein. Diese hatte er in
öffentlichen Aussagen stets verneint.

Ende Gelände-Aktivist Daniel Hofinger, der die Veröffentlichung der beiden
Gutachten erklagt hatte, stellte heute eine umfassende Anfrage nach dem
Informationsfreiheitsgesetz an das Innenministerium. Darin erklärt er:
"Herr Reul verhindert, verheimlicht und verdreht in dieser Sache, von ihm
ist keine freiwillige Aufklärung zu erwarten. Ich habe diese Anfrage
gestellt, weil ich die ganze Wahrheit über Hintergrundabsprachen zwischen
Innenministerium und RWE wissen will. Unsere Minister sollten sich mit
Betroffenen des Klimawandels treffen, nicht mit Konzernchefs!". Hofinger
fordert in seinem neuen Antrag die Herausgabe aller Teilnehmerlisten,
Protokolle, Tischvorlagen und anderen Dokumenten zu Treffen, Telefonaten
und Videokonferenzen zwischen RWE und dem Innenministerium zwischen Juni
und Oktober 2018. Das Ministerium hat nun nach dem Gesetz eine Frist von
einem Monat, über den Antrag zu bescheiden.

Kathrin Henneberger, Pressesprecherin bei Ende Gelände dazu: "Wir brauchen
jetzt einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss im Landtag. Der
Landtag muss seiner Verantwortung nachkommen und zur Aufklärung des
Klüngels zwischen dem Kohlekonzern und der Landesregierung beitragen.
Innenminister Reul verstrickt sich immer weiter in Lügen und ist als
Minister schon lange nicht mehr tragbar."

Um die Räumung des Hambacher Forstes juristisch zu begründen, konstruierte
die Landesregierung NRW in zwei Rechtsgutachten den "Brandschutz" als
sofort vollziehbaren Räumungsgrund. Diese sind durch eine Klage öffentlich
geworden, seit dem sieht sich Innenminister Reul Täuschungsvorwürfen
ausgesetzt, da er "Erfüllungsgehilfe" von RWE sei. Dies verneinte er,
räumte jedoch Treffen mit der Konzernführung zur Rodung des Waldes ein.
Durch die neue Informationsanfrage soll die zivilgesellschaftliche
Aufklärung dieses Skandals in Abwesenheit eines Untersuchungsauschusses
fortgesetzt werden.


Informationsantrag: 

https://fragdenstaat.de/anfrage/anfrage-zu-dokumenten-uber-treffen-absprachen-zwischen-rwe-und-im-nrw/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





SPRACHE/1004: Indoeuropäische Sprachen stammen aus der Steppe (idw)


Universität Wien - 06.09.2019

Indoeuropäische Sprachen stammen aus der Steppe

Bevölkerungsgeschichte Süd- und Zentralasiens der letzten Jahrtausende in
neuem Licht



Die größte jemals durchgeführte Studie alter menschlicher DNA wirft ein
neues Licht auf die Herkunft von zentral- und südasiatischen
Bevölkerungen. Im Fokus der Studie, an der Ron Pinhasi vom Department für
Evolutionäre Anthropologie der Universität Wien als Haupt-Senior-Autor
beteiligt waren, steht der Ursprung der Landwirtschaft und der
indogermanischen Sprachen. Die Ergebnisse erscheinen aktuell in der
Zeitschrift "Science".

Ein internationales Team von GenetikerInnen, ArchäologInnen und
AnthropologInnen analysierte die Genome von 524, bislang nie untersuchten
prähistorischen Individuen aus Zentral- und Südasien. Diese Genome wurden
miteinander und mit zuvor sequenzierten verglichen und mit
archäologischen, sprachlichen und historischen Aufzeichnungen
kontextualisiert. So konnten wichtige Details darüber gewonnen werden, wer
in dieser riesigen Region vom Mesolithikum (vor etwa 12.000 Jahren) bis
zur Eisenzeit (bis vor etwa 2.000 Jahren) lebte und was das für die
Menschen bedeutet, die heute dort leben.

"Mit diesen Proben können wir subtile Wechselwirkungen zwischen
Populationen sowie Ausreißer innerhalb von Populationen erkennen", sagt
David Reich von der Harvard Medical School: "Diese Studie unterstreicht
die Stärke groß angelegter alter DNA-Studien und verändert unsere Sicht
auf die Vergangenheit."

Die Studie behandelt zwei der tiefgreifendsten kulturellen Veränderungen
im alten Eurasien, die mit Bevölkerungsbewegungen verbunden sind: den
Übergang von der Jäger- und-Sammler-Kultur zur Landwirtschaft und die
Verbreitung der indoeuropäischen Sprachen, die heute von den Britischen
Inseln bis nach Südasien gesprochen werden. "Wirklich aufregend an der
Studie ist, wie sie Genetik mit Archäologie und Linguistik verbindet",
erklärt Ron Pinhasi vom Department für Anthropologie der Universität Wien:
"Wir haben Daten, Methoden und Perspektiven aus verschiedenen
wissenschaftlichen Disziplinen zusammengeführt: Dieser integrative Zugang
ermöglicht, dass wir so viele Informationen über die Vergangenheit
gewinnen konnten".

Außerdem ermöglichten neue Sampling-Methoden, den Schaden an den Skeletten
möglichst gering zu halten - was laut Co-Autorin Maria Teschler-Nicola vom
Department für Evolutionäre Anthropologie der Universität Wien enorm
wichtig ist -, aber dennoch aufschlussreiche genetische Daten aus Regionen
zu bekommen, in denen das Untersuchungsgut oft unzureichend erhalten ist.

Ursprung der Indoeuropäischen Sprachen

Indoeuropäische Sprachen - Hindi/Urdu, Bengali, Punjabi, Persisch,
Russisch, Englisch, Spanisch, Gälisch und mehr als 400 andere - bilden die
größte Sprachfamilie der Welt.

Seit Jahrzehnten debattieren Spezialisten darüber, wie sich die
indoeuropäischen Sprachen in so weit voneinander entfernte Teile der Welt
ausbreiten konnten. Vielleicht über Hirten aus der eurasischen Steppe, die
so genannte "Steppe-Hypothese"? Oder reisten sie mit Bauern, die sowohl
aus Anatolien (heute Türkei) nach Westen als auch nach Osten zogen - die
"Anatolische Hypothese"?

Die neue "Science"-Studie erbrachte nun, was Südasien betrifft, eine
überzeugende Neuerkenntnis: "Wir können eine Ausbreitung von Bauern mit
anatolischen Wurzeln nach Südasien ausschließen, was das Kernstück der
Hypothese ist, dass Bevölkerungsbewegungen aus Anatolien und über den Iran
sowohl für die Verbreitung der Landwirtschaft als auch für indoeuropäische
Sprachen nach Südasien verantwortlich waren"," sagte Reich. "Das ist ein
Schachmatt für die anatolische Hypothese."

Eine neue Beweislinie für einen Steppenursprung der indoeuropäischen
Sprachen ist, dass die genetischen Muster den Indo-Iranischen und
Balto-Slawischen Zweig überzeugend verbinden. Die aDNA-Analyse zeigt, dass
beide Sprachzweige aus einer Untergruppe von Steppen-Viehzüchtern stammen,
die sich vor fast 5.000 Jahren in den Westen, nach Europa, bewegten und sich
dann, innerhalb der folgenden 1.500 Jahre, wieder ostwärts nach Zentral-
und Südasien ausbreiteten. Dies liefert eine einfache Erklärung in Bezug
auf die Bevölkerungsbewegungen des prähistorischen Menschen, für die
ansonsten rätselhaften gemeinsamen sprachlichen Merkmale dieser beiden
Zweige des Indo-Europäischen, die heute durch große geografische
Entfernungen getrennt sind.

Ursprünge der Landwirtschaft

Die Studie informiert auch darüber, ob der Wandel einer Wirtschaftsform
stärker von Populationsbewegungen oder dem Kopieren von Ideen oder lokalen
Erfindungen getrieben wurde. In Europa haben aDNA-Studien deutlich
gemacht, dass die Landwirtschaft zusammen mit einem Zustrom von Menschen
mit Abstammung aus Anatolien ankam.

Die neue Studie zeigt eine ähnliche Dynamik im Iran und in Zentralasien,
d.h., dass anatolische Abstammung und Landwirtschaft ungefähr zur gleichen
Zeit ankamen. Die Ausbreitung der Landwirtschaft in diesen Regionen wurde
also auch durch Wanderbewegungen der Menschen angetrieben.

Die Ausbreitung der Landwirtschaft beinhaltete also nicht nur eine
westliche Richtung von Anatolien nach Europa, sondern auch eine ostwärts
gewandte von Anatolien nach Asien, quasi eine bronzezeitliche Seidenstraße

In Südasien sieht die Situation ganz anders aus: Die ForscherInnen fanden
keine Spur von anatolischer Abstammung, die ein Kennzeichen der
Ausbreitung der Landwirtschaft nach Westen ist. Das bedeutet, dass die
Landwirtschaft in Südasien nicht auf die Zuwanderung von Menschen
zurückzuführen ist - zumindest nicht auf Menschen aus den früheren
Bauernkulturen des Westens. Stattdessen nahmen die lokalen Bevölkerungen
diese Wirtschaftsform an. "Vor der Ankunft der Steppen-Viehzüchter, die
ihre indoeuropäischen Sprachen vor viertausend Jahren brachten, finden wir
keine Hinweise auf große Bevölkerungsbewegungen nach Südasien", so Reich.


Publikation in "Science": 

The formation of human populations in South and Central Asia

Narasimhan et al., 

Science 365, eaat7487 (2019)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 06.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5056: Hanau - Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie am 14.9.2019


Stadt Hanau

Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie

Samstag, 14. September, im Museum Großauheim



Einen exklusiven Foto-Workshop mit Fotograf Detlef Sundermann zum
Thema Industrie- und Maschinenfotografie bieten die Städtischen Museen
am Samstag, 14. September 2019 im alten E-Werk des Museums Großauheim
an. Der Kurs richtet sich an Erwachsene, die zumindest Grundkenntnisse
der Fotografie haben, beginnt um 11 Uhr und dauert rund drei Stunden.
Fotobegeisterte haben die Möglichkeit, sich von den dort ausgestellten
historischen Dampfmaschinen und der einzigartigen Atmosphäre
inspirieren zu lassen und mit der Kamera die alte Industrietechnik zu
erkunden. Dies geschieht unter Einbeziehung ungewöhnlicher
Perspektiven und geschickter Nutzung von Licht sowie mit packenden
Aufnahmen von Details. Abschließend gibt es eine Bildbesprechung mit
Tipps zur Nachbearbeitung.

Mitgebracht werden können DSLR-, System-, Bridge- oder eine gehobene
Kompaktkamera, verschiedene Objektive, ggf. Blitz, Taschenlampe und
Stativ. Die Kosten betragen 15 Euro zzgl. Museumseintritt. Aufgrund
der begrenzen Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse sun-info@t-online.de an.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte Pfortenwingert 4,
63457 Hanau-Großauheim, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 27. August 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4363: Frankfurt - Johan Harstad, "Max, Mischa & die TET-Offensive", 27.09.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im September 2019

Fr 27.09., 19.30 h

Johan Harstad: Max, Mischa & die TET-Offensive

Norwegen - Ehrengast der Frankfurter Buchmesse 2019

Moderation (dt./engl.): Bernhard Robben

Deutscher Text: Jochen Nix



Eine norwegische Great American Novel

"Ein Roman ist wie ein Koffer. Du kannst einpacken, was du willst,
bis zu dem Zeitpunkt, an dem du den Deckel draufmachst", stellt der
preisgekrönte norwegische Autor Johan Harstad fest. In seinen neuen,
über 1.200 Seiten starken Roman packt er viel hinein: das Stavanger
der 80er Jahre, in dem der Junge Max aufwächst. Long Island, wohin
Max' Familie gegen seinen Willen emigriert. Die Künstlerin Mischa, in
die sich der erwachsene Max verliebt und die ihn dazu bringt, sich
auf die Suche nach seinem geheimnisvollen Onkel zu machen, einem
Vietnam-Kriegsveteranen. Sieben Jahre hat Johan Harstad an seinem
Roman "Max, Mischa und die TET-Offensive" (Rowohlt) gearbeitet, für
den er auch den Schutzumschlag selbst entworfen hat.

Im deutsch-englischen Gespräch mit Bernhard Robben stellt er das Buch
vor, das von Ursel Allenstein übersetzt wurde.

Die deutschsprachigen Passagen liest der Schauspieler Jochen Nix.

Mit freundlicher Unterstützung von NORLA - Norwegian Literature
Abroad.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im September 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/4362: Unna - "Die Isartürkin" von Deniz Aykanat am 21. September 2019


Stadt Unna

"Die Isartürkin" - Deniz Aykanat bildet Auftakt des literarischen
Herbst in Unna



Kreisstadt Unna. Die Münchner Journalistin Deniz Aykanat erscheint für
eine Türkin zu blond und für eine Deutsche zu laut - ja, aber was ist
sie denn nun? Mit diesen und ähnlichen Fragen erlangte sie als
Redakteurin bei der Süddeutschen Zeitung bereits größere Bekanntheit
durch ihre deutsch-türkische Erfolgskolumne "Die Isartürkin", in der
sie die Beziehung zwischen Deutschen und Türken genauer unter die Lupe
nimmt. Dabei scheint es nur noch "Wir" und "die Anderen" zu geben,
doch Deniz Aykanat trägt beide Seiten in sich, die sich in den meisten
Fällen ganz gut verstehen. Aus dieser Kolumne ist jetzt ein
eigenständiges Buch erwachsen: "Die Isartürkin - Mein Leben zwischen
Bayern und Bosporus", aus dem sie am Samstag, 21. September 2019 um 19
Uhr im Nicolaihaus in Unna liest.

Aufgewachsen zwischen zwei Kulturen erzählt die Tochter eines Türken
und einer Oberpfälzerin darin mit umwerfendem Witz und Charme aus
ihrem Leben zwischen Baklava und Butterbrezn. Doch irgendetwas läuft
in ihren Augen gewaltig schief in der Beziehung zwischen diesen
Kulturen. Mangelt es an Verständnis und Neugier, oder stehen uns allen
die Vorurteile viel zu sehr im Weg? Die sicherlich amüsante und auch
aufschlussreiche Lesung findet im Rahmen der interkulturellen Wochen
in Unna statt.

Mit der "HerbstLese" hat der Kulturbereich der Kreisstadt Unna in
Kooperation mit dem literaturgebiet-ruhr auch noch weitere genussvolle
Kostproben für den literarischen Herbst zu bieten. Informationen dazu
können dem druckfrischen Programmfolder entnommen werden.

Tickets:

VVK 8,- Euro, erm. 6,- Euro / AK 10,- Euro, erm. 8,- Euro

Eintrittskarten sind im i-Punkt Unna im zib, Tel.: (02303) 103-777,
E-Mail: zib-i-punkt@stadt-unna.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/717: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 19.9.2019


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 19. September statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
susanne.walter@cuxhaven.de oder auch persönlich in der
Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AKTION/549: Rückblick auf eine ereignisreiche Woche (Bündnis "Rheinmetall Entwaffnen")


Bündnis "Rheinmetall entwaffnen"

Pressemitteilungen vom 8. September 2019

Ein gelungener Dreiklang aus Austausch, Blockade-Aktionen und
Demonstration - das "Rheinmetall Entwaffnen" Bündnis blickt auf eine
ereignisreiche Woche zurück



Vom 1. - 8. September fand am Produktionsstandort des Waffenherstellers
Rheinmetall das "Rheinmetall Entwaffnen" Camp statt, an dem sich über
300 Menschen beteiligten.

Am Antikriegstag startete die Woche mit einem Antikriegs-Cafe, zudem
Menschen aus der Region eingeladen wurden. Am Abend ging es um Gedenken
und Erinnerung. In den weiteren Tagen fanden Workshops und Diskussionen
zur Geschichte der militarisierten Region der Lüneburger Heide und des
Konzerns Rheinmetall im deutschen Faschismus bis heute, die Rolle von
Rheinmetall und der BRD in aktuellen Kriegen und dem tödlichen
europäischen Grenzregime statt. Auch ökologische Faktoren von Krieg,
feministische Perspektiven auf eine Antikriegsbewegung und der Blick auf
gesellschaftliche Lösungskonzepte jenseits von Unterdrückung und
Herrschaft wurden diskutiert. Im gemeinsamen Leben auf dem Camp und in
Diskussionen wurden Formen eines solidarischen und friedlichen
Zusammenlebens miteinander entwickelt.

"Mir ist klar geworden, dass wir ganz grundlegend mit diesem System
weißer und männlicher Herrschaft und Unterdrückung brechen müssen. Wir
wollen eine vielfältige Welt, in der sich alle Menschen einbringen
können, Gehör finden und in Frieden füreinander einstehen. Der Weg
dorthin braucht eine stabile feministische Basis!" so Clara Behrens,
eine Teilnehmerin des Camps.

Mit der Aktion "Straße der Erinnerung" wurde eine Initiative zur
Gedenkkultur an die 900 ungarischen jüdischen Zwangsarbeiterinnen aus
dem Tannenberglager gestartet. Damit sollte die Geschichte dieser
KZ-Außenstelle ebenso wie die der tausenden anderen Zwangsarbeiterinnen
für Rheinmetall im Faschismus sichtbar gemacht werden. 

Erschreckenderweise wurden angebrachte Markierungen und
Erinnerungsplakate in den darauffolgenden Nächten mutwillig zerstört.

Ab dem 5.9. gab es über 29 Stunden verschiedene Blockadeaktionen, mit
denen die Zufahrten zu Rheinmetall versperrt und die Produktion der
tödlichen Waren massiv gestört wurde. Große Sitzblockaden, Ankett- und
Kletteraktionen machten die Straßen dicht und wurden von Barrikaden auf
Waldwegen ergänzt. "Wir sehen uns gezwungen direkt einzugreifen, weil
Appelle an die Regierung nichts verändert haben und Waffen aus
Deutschland weiter weltweit morden - beispielsweise in Syrien oder im
Jemen", so Behrens.

Auch die Demonstration am 7.9. mit über 600 Teilnehmenden war ein
starker gemeinsamer Ausdruck gegen eine Politik, durch die Firmen wie
Rheinmetall Profite am weltweiten Morden machen.

Dem wachsenden Bündnis "Rheinmetall Entwaffnen" ist eine Kooperation mit
anderen, die für eine Welt ohne Krieg und Ausbeutung kämpfen wichtig.
"Es gab sogar internationale Beteiligung. Auf dem Camp waren Menschen
aus Sardinien, Kurdistan, Südafrika und Schweden", teilte Becker mit.

Zudem verfasste das Bündnis einen Aufruf zum weltweiten Klima-Streik am
20. September. "Viele Kriege werden um die Verteilung und Ausbeutung von
Wasser und Rohstoffen geführt. Mit der weiteren Zuspitzung der
Klimakrise, die von keinem kapitalistischen Green Deal der Herrschenden
gelöst werden kann, werden sich diese Kriege vervielfältigen und
erbitterter geführt werden", heißt es darin.

Zeitgleich zu den Protesten in Unterlüß fanden in London
Blockadeaktionen gegen die größte Waffenmesse der Welt statt, bei der
Rheinmetall Sponsor und Aussteller ist. Diese fanden im Rahmen der
internationalen Aktionstage RiseUp4Rojava statt. In zahlreichen
europäischen Ländern gingen Menschen gegen Waffenkonzerne auf die
Straße.

Der Ausblick des Bündnisses "Rheinmetall Entwaffnen" ist klar: "Wir
werden weiter gegen Aufrüstung vorgehen. Diese Militarisierung hat
viele Gesichter. Sie betrifft nicht nur Rüstungsexporte in Kriegsgebiete
wie z.B. von Rheinmetall, sondern auch die Modernisierung der Atombomben
in Büchel und die Umstrukturierung der Bundeswehr zu einer schnellen
Angriffsarmee. Diese Entwicklung und die Erhöhung des Rüstungsetats auf
2% des Bruttoinlandsprodukts lehnen wir entschieden ab", so Becker.

Die Teilnehmenden sind sich einig: "Wir gehen gestärkt aus dem Camp und
werden Proteste gegen Waffen, Krieg und Militär fortsetzen. Spätestens
zur nächsten Hauptversammlung von Rheinmetall werden wir uns
wiedersehen", so die Pressesprecherin Ulli Becker.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. September 2019

Bündnis "Rheinmetall entwaffnen"

Interent: https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org
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ATTAC/2008: Proteste gegen die Internationale Automobil-Ausstellung - Klimagerechte Mobilität für alle


Attac Deutschland - Sand im Getriebe

Pressemitteilung vom Frankfurt am Main, 9. September 2019

IAA-Proteste: Klimagerechte Mobilität für alle - Autokonzerne
entmachten

Pressekonferenz von "Sand im Getriebe" und Attac Deutschland



Bisher konnten sich die Autokonzerne bei der Internationale
Automobil-Ausstellung (IAA) in Frankfurt ausgiebig selbst feiern. Damit
ist es vorbei. Mehrere Bündnisse, Gruppen und Organisationen rufen für
diese Woche zu Protesten gegen die IAA auf.

Sprecherinnen und Sprecher von "Sand im Getriebe" und Attac Deutschland
haben bei einer gemeinsamen Pressekonferenz am Montag in Frankfurt einen
Überblick über die geplanten Gegenaktivitäten zur IAA geben und
begründet, warum echter Klimaschutz nur gegen die Autokonzerne
durchsetzbar ist.

Tina Velo von Sand im Getriebe sagte: "Auf der IAA werden das deutsche
Autoverkaufsministerium und die Spitzen von VW, Daimler, BMW und Co.
sich und ihre zerstörerischen Blechkisten feiern. Kein Wunder: Die
Auto-Industrie gehört zu den mächtigsten Fraktionen der deutschen
Wirtschaft und bildet das Fundament des deutschen Export-Modells - mit
seinen verheerenden ökonomischen, sozialen und ökologischen Folgen
weltweit. Dabei haben wir den Klimawandel in diesem Jahr auch hier
deutlich erlebt. Wir müssen jetzt handeln. Und weil Politik und Konzerne
sich gegen diesen Wandel zur klimaneutralen Gesellschaft sträuben,
beginnen wir ihn nun selbst. Es ist höchste Zeit, dem Automobilismus
Sand ins Getriebe zu streuen!"

Mit friedlichen Blockaden wird das Bündnis "Sand im Getriebe" am Sonntag
Zugänge zum Messegelände blockieren und so den Ablauf der IAA stören.

Achim Heier vom globalisierungskritischen Netzwerk Attac ergänzte: "Das
Fenster der Möglichkeiten für eine sozial-ökologische Verkehrswende
steht offen. Es ist an uns allen, die Chance jetzt nicht ungenutzt
verstreichen zu lassen. Das wird nur möglich sein, wenn alle relevanten
zivilgesellschaftlichen Akteure an einem Strang ziehen. Einen Anfang
machen wir mit den IAA-Protesten. Für eine sozial gerechte und
ökologisch tragfähige Mobilität der Zukunft müssen wir den
Wachstumszwang einer auf Konkurrenz und Profit aufgebauten Wirtschaft
überwinden: weg vom System Auto hin zu einer öffentlich organisierten
Mobilität für alle. Die können wir nicht den Konzernen überlassen."

Bei einer Podiumsdiskussion "Verkehrswende gemeinsam durchsetzen" am
Freitag in Frankfurt bringt Attac wichtige zivilgesellschaftliche
Akteure für eine Verkehrswende an einen Tisch: BUND, VCD, Greenpeace,
Gewerkschaften, "Sand im Getriebe" und "Bahn für alle". Attac beteiligt
sich an der Demo des Bündnisses "Aussteigen" und den friedlichen
Blockaden von "Sand im Getriebe".

Den Auftakt der IAA-Gegenaktivitäten macht der Streik der
Fridays-for-Future-Bewegung am Freitag. Für den Abend desselben Tages
lädt Attac zur Podiumsdiskussion "Verkehrswende gemeinsam durchsetzen"
ein. Am Samstag führen eine Demo und Fahrradsternfahrt des Bündnisses
"Aussteigen" vor die Messetore, und am Sonntag stört "Sand im Getriebe"
den Ablauf der IAA.




Weitere Informationen:

https://sand-im-getriebe.mobi/

www.attac.de/iaa-proteste

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSTELLUNG/124: Berlin - Dauerausstellung "Die 'Trostfrauen' und der gemeinsame Kampf gegen sexualisierte Gewalt", 12.9.2019 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 6. September 2019

Die "Trostfrauen" und der gemeinsame Kampf gegen sexualisierte 
Gewalt

Dauerausstellung ab 12. September 2019



Berlin ist ein Ort des Gedenkens und des Aktivismus. Seine Geschichte
verpflichtet es einfach dazu. Der Korea Verband setzte sich mit der AG
"Trostfrauen", die aus internationalen Organisationen, Initiativen und
Einzelpersonen besteht, bereits seit Jahrzehnten für die sogenannten
"Trostfrauen" und gegen sexuelle Gewalt ein.

Im Januar 2019 startete der Korea Verband in seinen Räumlichkeiten das
Museumsprojekt MuEon DaEon | Sprachlos Vielstimmig [1], das sich der
sexualisierten Gewalt in Konflikten und in Friedenszeiten widmet.
Dieses wird nun um die umfassende Dauerausstellung "Die 'Trostfrauen'
und der gemeinsame Kampf gegen sexualisierte Gewalt" erweitert. Es
setzt sich mit sexualisierter Gewalt dokumentarisch und künstlerisch
auseinander. Damit wird der Grundstein für das erste Museum zu diesem
Thema in Berlin und Deutschland gelegt.

Kontinuierlich durch Veranstaltungen ergänzt, wird es sich auch als
Dokumentations- und Recherchezentrum verstehen, das eng mit
Bildungseinrichtungen, der Forschung, Vereinen und
Nichtregierungsorganisationen in Moabit, in Berlin, bundesweit und
international zum Thema der sexualisierten Gewalt zusammenarbeiten
wird.


Dokumentation
und Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen an Frauen

Die Dauerausstellung dokumentiert die Kontinuität sexualisierter
Gewalt als global immer wiederkehrende Form der Gewalt. Sie
thematisiert die Geschichte der "Trostfrauen", der sexuellen Sklaverei
durch das japanische Militär im Zweiten Weltkrieg, die Wehrmachts- und
KZ-Bordelle des NS-Regimes, sowie die Vergewaltigungen von deutschen
Frauen durch Soldaten der Alliierten. In diesem Fall existiert noch
eine große Leerstelle in der Geschichtsaufarbeitung Deutschlands.

Eröffnung der Dauerausstellung:

Die "Trostfrauen" und der gemeinsame Kampf gegen sexualisierte Gewalt
in Anwesenheit des Künstlerpaars Kim Seo-Kyung und Kim Eun-Sung

Zeit: 12. September 2019 um 18:00 Uhr

Ort: Korea Verband, Quitzowstr. 103, 10551 Berlin

Bei der Eröffnungsfeier stehen nur eine begrenzte Anzahl an Plätzen
zur Verfügung weshalb um eine verbindliche Anmeldung per Mail gebeten
wird. An mail@koreaverband.de

Mehr Infos hier:

https://www.koreaverband.de/blog/2019/09/04/mueon-daeon-sexualisierte-gewalt/


Anmerkung:


[1] https://mueondaeon.net/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/215: Cuxhaven - Lesung "Hotline für besorgte Bürger - Antworten vom Asylbewerber Ihres Vertrauens", 17.9.19


Stadt Cuxhaven

Lesung mit Ali Can

"Hotline für besorgte Bürger - Antworten vom Asylbewerber Ihres
Vertrauens"



Am Dienstag, den 17. September um 20 Uhr findet im Rahmen der
Interkulturellen Wochen 2019 Cuxhaven in der Stadtbibliothek eine
Lesung mit Ali Can statt. Gesprächspartner auf PEGIDA-Demos suchen?
Telefonate führen mit Menschen, die Migranten ablehnend
gegenüberstehen? Ali Can tut genau das und berichtet in seinem Buch
"Hotline für besorgte Bürger" über die Erfahrungen, die er dabei
gesammelt hat. Am Bürgertelefon können sich alle Menschen, die über
Flüchtlinge, Migranten, Muslime, Asylbewerber und deutsche Werte reden
möchten, ihr Anliegen von der Seele reden. Seit knapp drei Jahren
existiert die kostenlose Hotline und noch immer geben "Ali
Mustermigrant" und "Jonathan Österreicher" Auskunft. Der
Sozialaktivist Ali Can will der Spaltung der Gesellschaft
entgegenwirken und spricht mit Leuten, die Angst haben, wütend sind
oder einfach Rat suchen. Das Ergebnis ist interessant, es macht
nachdenklich und ist manchmal sogar lustig. Im Anschluss an die Lesung
stellt Ali Can sein im Oktober erscheinendes neues Buch "Mehr als eine
Heimat" vor.

1993 im Südosten der Türkei geboren, kam Ali Can mit zwei Jahren als
Sohn einer kurdisch-alevitischen Familie nach Deutschland. In Hessen
absolvierte er sein Abitur und begann ein Studium. Nach Einrichtung
der Hotline für besorgte Bürger im Jahr 2016, von der im Buch
berichtet wird, initiierte er 2018 auf Twitter unter dem
Hashtag #metwo eine Aktion, die viral ging. Tausende von Betroffenen
äußerten sich zu Alltagsrassismus und Diskriminierung. 2019 öffnete in
Essen das von ihm mitbegründete "VielRespektZentrum. Für sein
Engagement wurde Ali Can vielfach ausgezeichnet, unter anderem mit dem
Jugenddemokratiepreis der Bundeszentrale für politische Bildung.

Der Vorverkauf, Kartenreservierungen und Informationen zur
Veranstaltung laufen über die Stadtbibliothek Cuxhaven (Tel.:
04721/70070800) und die Kulturinformation Cuxhaven (Tel.:
04721/62213). Der Eintritt kostet 5,- Euro, ermäßigt für Schülerinnen
und Schüler, Studierende, Azubis, Mitglieder 3,- Euro. Einlass ist ab
19.30 Uhr.

Diese Veranstaltung findet in Kooperation mit der Stadt Cuxhaven statt
und wird gefördert durch das Bundesprogramm "Demokratie leben!" des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Die
Bibliotheksgesellschaft Cuxhaven und die Stadtbibliothek Cuxhaven
richten die Lesung gemeinsam aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/6487: Berlin - SLAMposium!, Vorlesung ohne Vorgelesenes mit Bas Böttcher, 25.09.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Mi 25.09.2019 18:00 Uhr

SLAMposium!

POETISCHE BILDUNG

Vorlesung ohne Vorgelesenes mit Bas Böttcher Spoken-Word-Artist,
Berlin



Wie werden Katzen mit Augen zu Refektoren? Wie der Rollmops zur Mopsrolle?
Wie klingt ein Liebesgedicht auf Denglisch, und kann man Deutsch sprechen
wie Chinesisch? Können Wörter übereinanderstolpern oder miteinander
Versteckspielen? Und wie wird daraus Poesie?

Bas Böttchers SLAMposium! ist eine Vorlesung ohne Vorgelesenes für alle
zwischen 15 und 20 Jahren, eine Sprach-Zauber-Schau im komprimierten
Lyrikformat. Mit der musikalischen Präzision einer Jazz-Band werden Worte
zum Tanzen gebracht, gereimt, gegen den Strich gebürstet,
auseinandergenommen, jongliert und wieder zusammengesetzt. Spaß und
Wortkunst nehmen das Publikum mit auf eine Reise durch das Universum der
Sprache, linguistische Tricks und überraschende Wortwunder führen ein ums
andere Mal zu Aha-Effekten. "Denn wenn ich denke, ich spreche jetzt hier
über die Sprache, dann spricht die Sprache eigentlich viel mehr noch über
mich." (B.B.)

Der Spoken-Word-Artist und Dichter Bas Böttcher trat bereits im Pariser
Centre Pompidou sowie auf den Buchmessen von Peking, London und Neu Dehli
auf. Als Pionier der Poetry-Slam-Bewegung prägte er entscheidend den Stil
einer neuen Live-Literatur, die explizit für die Bühne verfasst wird.

Begrenzte Teilnehmerzahl.

Anmeldungen bitte unter mitmachen@haus-fuer-poesie.org

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6486: Berlin - Gegenwartsproof, Christian Saalberg, zur Werk-Auswahl mit Mirko Bonné, Viola Rusche, 16.09.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Mo 16.09.2019 19:30 Uhr

GEGENWARTSPROOF: Christian Saalberg

LESUNG & GESPRÄCH

mit Mirko Bonné Autor, Hamburg | Michael Krüger Autor, München | Viola
Rusche bildende Künstlerin und Filmemacherin, Berlin 



Der Dichter Christian Saalberg (geboren 1926 in Hirschberg, gestorben 2006
in Kronshagen), der sich nach einem Ort seiner Kindheit im heute
polnischen Teil des schlesischen Riesengebirges benannte, war ein
Verspäteter. Zu seinem eigenen Ton, dem typischen Saalberg-Sound, ein
zwischen Opulenz und Lakonie changierendes Parlando mit einem Zug ins
Resignative, fand er erst in seiner mittleren Schaffensperiode. Da war er
bereits über 60 Jahr alt. Sein Meisterwerk, der siebenteilige Zyklus Ich
küsse die Augen der Vögel, eine kunstvoll-poetische Permutation, die auf
der Wiederholung und Rekombination weniger Bildelemente beruht, erschien
nur drei Jahre vor seinem Tod in dem Buch Hier wohnt keiner. Es ist der
vorletzte Gedichtband von insgesamt dreiundzwanzig, die in kaum weniger
als doppelt so vielen Lebensjahren entstanden. Hinzu kam der posthum
erschienene Band An diesem schönen Todestag im Mai.

Saalberg war vom Brotberuf Anwalt und Notar, als Dichter suchte er schon
früh Anschluss an die französische Moderne. Alle seine Texte mit ihren auf
Vieldeutigkeit hin angelegten Sprachbildern sind ästhetisch in der Nähe
zum Surrealismus entstanden. Worte waren für ihn "ausgeackerte" Findlinge,
die ihren langen Schatten auf dem Papier hinterließen, und das Gedicht
selbst beschrieb er als "das Protokoll einer gelungenen Flucht".

Mit In der dritten Minute der Morgenröte (Schöffing & Co. 2019) liegt nun
eine großzügige Werk-Auswahl vor, die dem Dichter auf dieser Flucht durch
die Jahrzehnte folgt. Der Saalberg-Bewunderer Michael Krüger spricht mit
den Herausgebern Mirko Bonné und Viola Rusche, Filmemacherin und Tochter
von Christian Saalberg.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6485: Braunschweig - Grotesken von Hermann Harry Schmitz am 15.9.2019


Stadt Braunschweig

Lesung im Raabe-Haus: Grotesken von Hermann Harry Schmitz



Braunschweig. Thomas B. Hoffmann und Jürgen Beck-Rebholz lesen am
Sonntag, 15. September, um 15 Uhr eine Auswahl aus den Grotesken von
Hermann Harry Schmitz unter dem Titel "Nachmittag der Katastrophen" im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a. Ausgesucht ist eine
unterhaltsame Mischung von Grotesken aus dem alltäglichen Wahnsinn des
Kleinbürgertums in Zeiten der fortlaufenden Industrialisierung. Der
Eintritt ist frei. Reservierungen unter der Telefonnummer
0531/70189317.

Hermann Harry Schmitz wurde als Sohn eines Fabrikdirektors in
Düsseldorf geboren. Sein literarisches Debüt folgte 1906 mit der
Satire "Die Bahnhofsmission". Er schrieb für Zeitungen und verfasste
zeitkritische Einakter. 1911 entschloss er sich, nach dem Erfolg
seiner ersten Buchveröffentlichung, freier Schriftsteller zu werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8736: Und morgen, den 10. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.09.2019 bis zum 11.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8736 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wild aufgetischt,

das Wetter heute,

und sehr gemischt,

Frosch Jean-Lucs Beute.
















Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/124: Aufenthaltsverbot aufgehoben, Mimmo Lucano kann nach Riace zurückkehren (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 7. September 2019

Aufenthaltsverbot aufgehoben, Mimmo Lucano kann nach Riace 
zurückkehren



Das Gericht von Locri in Kalabrien hat das Aufenthaltsverbot für Mimmo
Lucano in Riace aufgehoben und dem Antrag seiner Anwälte Antonio
Mazzone und Andrea Daqua stattgegeben.

Das Verbot des Aufenthalts in seiner eigenen Gemeinde hatte den
Hausarrest ersetzt, unter den Lucano seit Oktober 2018 gestellt worden
war. Lucano hatte sich daher im nahegelegenen Caulonia niedergelassen
und im Mai bei den Kommunalwahlen für den Gemeinderat kandidiert, ohne
jedoch gewählt zu werden.

Am 11. Juni begann der Prozess in Locri, bei dem ihm und 26 weiteren
Personen Beihilfe zur illegalen Einwanderung und Amtsmissbrauch
vorgeworfen wurde.

Eine Petition des Comitato Undici Giugno ("Komitee des 11. Juni";
zivilgesellschaftliche Mobilisierungskampagne für Solidarität mit
Domenico Lucano), in der um die Intervention des Präsidenten der
Republik Mattarella gebeten wurde, um Lucano zu erlauben, seinen alten
und kranken Vater in Riace besuchen zu dürfen, hatte vor kurzem 90.000
Unterschriften überschritten.

Nun steht es Mimmo Lucano endlich frei, an den Ort zurückzukehren, dem
er jahrelang sein großmütiges und leidenschaftliches Engagement
gewidmet hat.

Am Donnerstag gab es ein großes Fest in Riace, um Mimmo willkommen zu
heißen.


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München

Weitere Informationen und Fotos:

https://www.facebook.com/solidarietamimmolucano/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GRENZEN/171: Der Türsteher der EU (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. September 2019

german-foreign-policy.com

Der Türsteher der EU



ANKARA/BRÜSSEL - Der Flüchtlingsabwehrpakt der EU mit der Türkei wankt
und könnte scheitern. Nachdem die türkischen Behörden im Frühjahr und im
Sommer eine kontinuierlich steigende Zahl an Flüchtlingen auf griechische
Inseln in der Ägäis übersetzen lassen haben, hat Staatspräsident Recep
Tayyip Erdogan Ende vergangener Woche explizit damit gedroht, die Grenzen
für die Ausreise von Flüchtlingen in die EU umfassend zu öffnen. Berlin und
Brüssel setzen alles daran, den Flüchtlingsabwehrpakt zu bewahren, obwohl
sich die Lebenssituation der syrischen Flüchtlinge in der Türkei
kontinuierlich verschlechtert. Inzwischen werden sie sogar vermehrt
physisch attackiert. Erdogan plant darüber hinaus, die Schaffung einer
"Schutzzone" auf syrischem Territorium zur Abschiebung von bis zu einer
Million syrischer Flüchtlinge zu nutzen. Die Maßnahme schließt an die
Unterstellung von Teilen Nordsyriens unter türkische Herrschaft an;
Beobachter sprechen von der "Türkisierung" der betroffenen Region. In der
EU wird nun trotzdem sogar eine Ausweitung des Flüchtlingsabwehrpakts
gefordert.

Der Flüchtlingsabwehrpakt bröckelt

Der Flüchtlingsabwehrpakt, den die EU auf deutsches Drängen mit der Türkei
geschlossen hat, könnte recht bald scheitern. Seit einigen Monaten mehren
sich die Anzeichen dafür. So hat die Zahl der Flüchtlinge, die - aus der
Türkei kommend - auf griechische Ägäis-Inseln übersetzen konnten, stark
zugenommen. Ankara hatte eigentlich zugesagt, die Flüchtlinge zu stoppen.
Belief sich die Zahl derjenigen, die auf griechischen Inseln ankamen, im
Januar noch auf rund 2.000, so waren es im Mai bereits 3.000, im Juni
4.000, im Juli mehr als 5.600, im August rund 8.000.[1] Ungeachtet aller
jahreszeitlichen Sondereinflüsse darf man aus dem starken Anstieg der Zahl
zumindest schließen, dass die zuständigen türkischen Behörden ihre
Kontrollen nicht mehr mit der gleichen Aufmerksamkeit wie zuvor
durchführen. Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan hat jetzt bestätigt, dass
in Ankara die Bereitschaft, den Pakt mit Brüssel zu wahren, sinkt. Die
Türkei könne sich bald "gezwungen" sehen, äußerte er, "die Türen für die
Flüchtlinge zu öffnen".[2] Um das zu vermeiden, solle die EU erneut
Milliardensummen an Ankara überweisen. Brüssel hatte Ankara im Jahr 2016
sechs Milliarden Euro zugesagt, um Flüchtlinge zurückzuhalten.[3] Erdogan
gibt an, seine Regierung habe bisher erst drei Milliarden bekommen. Am
Wochenende hat er erneut angekündigt, die Grenzen in Richtung EU für
Flüchtlinge womöglich nicht mehr geschlossen zu halten.

Angegriffen, ausgewiesen, abgeschoben

Berlin sowie Brüssel bestehen auf dem Flüchtlingsabwehrpakt, obwohl sich in
der Türkei die Lage für Flüchtlinge vor allem aus Syrien erheblich
verschlechtert hat. Zum einen lehnen immer größere Teile der Bevölkerung
die Anwesenheit der rund 3,6 Millionen syrischen Flüchtlinge ab. Im Juli
ergab eine repräsentative Umfrage, dass nur noch 21 Prozent der Befragten
bereit waren, Syrer als Nachbarn oder Freunde zu dulden; 2016 waren es noch
doppelt so viele gewesen. Mittlerweile kommt es auch zu offener Gewalt; so
wurden allein in diesem Jahr zweimal Geschäfte in mehreren Vororten
Istanbuls angegriffen, die von Syrern betrieben werden.[4] Die türkische
Regierung hat inzwischen begonnen, syrische Flüchtlinge, die aus ländlichen
Zufluchtsorten in die großen Städte, etwa nach Istanbul, weitergereist
waren, von dort in Lager zurückzutransportieren. Außerdem schiebt Ankara
Flüchtlinge mittlerweile auch nach Syrien ab - gewöhnlich unter dem
Vorwand, sie wollten freiwillig ausreisen. Menschenrechtsorganisationen
haben eine zunehmende Zahl solcher Fälle dokumentiert. Konkrete Angaben
liegen vom Grenzübergang im syrischen Bab al Hawa vor. Dort heißt es, nach
3.316 Flüchtlingen im Mai, 4.370 im Juni und 6.160 im Juli seien im August
8.901 Flüchtlinge in die Provinz Idlib abgeschoben worden - völlig
unfreiwillig. Allerdings müssen die Zahlen mit Vorsicht interpretiert
werden: Der Grenzübergang Bab al Hawa wird von der Miliz Hayat Tahrir al
Sham kontrolliert, die unter der Führung von Al Qaida steht.[5]

Erdogans "Schutzzone"

Darüber hinaus sucht die türkische Regierung nach weiteren Wegen, syrische
Flüchtlinge aus dem Land zu bringen. Aktuell hat sie dabei vor allem die
sogenannte Schutzzone im Visier, die in Nordsyrien östlich des Euphrat auf
einem Landstreifen entlang der Grenze zur Türkei entstehen soll. Ankara
dringt seit langem auf die Schaffung einer derartigen Zone, auf die es sich
nun am 9. August mit Washington geeinigt hat. Das Vorhaben, das eine
flagrante Verletzung der Souveränität und der territorialen Integrität
Syriens beinhaltet, wurde zunächst damit begründet, man wolle die Einheiten
der syrisch-kurdischen YPG, die von der Türkei als "Terrororganisation"
eingestuft werden, von der Grenze abdrängen. Tatsächlich hat Präsident
Erdogan erheblich weiter reichende Pläne. Wie er am Donnerstag bekräftigt
hat, will er "mindestens" eine Million syrische Flüchtlinge aus der Türkei
in die "Schutzzone" umsiedeln. Auch dazu verlangt er umfassende
Unterstützung durch die USA und vor allem auch die EU.[6]

Die Türkisierung Nordsyriens

Die Pläne für die "Schutzzone" schließen an die türkische Besatzungspolitik
in Nordwestsyrien an. Ganz im Nordwesten haben die türkischen Streitkräfte
die kurdischsprachige Region um Afrin besetzt und mittlerweile nach Angaben
der UNO rund 150.000 kurdischsprachige Syrer vertrieben. Ankara stärkt
syrisch-arabischen Milizen, die kurdischsprachige Syrer enteignen, den
Rücken; so sind inzwischen 75 Prozent der Olivenhaine in Afrin, deren
Jahresernte auf einen Wert von 150 Millionen Euro geschätzt wird, aus
kurdischem in arabischen Besitz übergegangen. Offiziell wird der Raub als
"Beschlagnahmung" bezeichnet.[7] Hatte die türkische Politik in Afrin zum
Ziel, die kurdische Selbstverwaltung zu beenden, so zielt sie in der
östlich angrenzenden Region bis zum Euphrat um die Städte Azaz, Al Bab und
Jarabulus auf mehr. Die türkischen Streitkräfte hatten sie bereits 2016
erobert und sie dann offiziell der Kontrolle syrischer Parteigänger
unterstellt. In der Praxis herrscht dort jedoch Ankara: Lokale syrische
Behörden sind in der Region den zuständigen türkischen Ministerien
untergeordnet; der Wiederaufbau wird von türkischen Firmen bestritten; die
Imame und die Lehrer an Koranschulen unterstehen der türkischen
Religionsbehörde Diyanet. Beobachter, beispielsweise Experten der
niederländischen Denkfabrik Clingendael, diagnostizieren offen die
"Türkisierung" der Region.[8] Mit der Abschiebung von bis zu einer Million
Flüchtlinge in eine neue "Schutzzone" östlich des Euphrat könnte sich der
"Türkisierungs"-Prozess auf noch weitere Teile Syriens ausweiten und
zugleich die kurdische Selbstverwaltung dort auflösen.

"Verbesserungsbedarf"

Berlin und Brüssel halten still und ordnen ihre Politik gegenüber Ankara
noch weiter zunehmend der Flüchtlingsabwehr unter. Zur steigenden Anzahl
der Flüchtlinge befragt, die auf den griechischen Ägäis-Inseln ankommen,
erklärte eine Sprecherin der Bundesregierung vergangene Woche: "Wir
beobachten die Entwicklung mit Sorge."[9] Am Wochenende ließ sich ein
Sprecher des Bundesinnenministeriums mit der Aussage zitieren, der
Flüchtlingspakt mit der Türkei müsse energischer durchgesetzt werden: Eine
"umfassende Implementierung" sei nötig; es gebe "Verbesserungsbedarf
insbesondere bei Rückführungen [von Flüchtlingen, d. Red.] in die
Türkei".[10] Inzwischen ist sogar eine weitere Ausweitung des
Flüchtlingsabwehrpakts mit Ankara im Gespräch. So bekräftigt der
stellvertretende griechische Innenminister, Geórgios Koumoutsákos, nicht
nur: "Wir stimmen zu, dass wir die Anzahl der Rückführungen erhöhen müssen.
Wir wollen, dass der EU-Türkei-Deal funktioniert."[11] Er fordert zudem die
Ausweitung des Pakts: Athen müsse "das Recht" erhalten, Flüchtlinge nicht
nur von den Ägäis-Inseln, sondern gleichfalls "vom Festland in die Türkei
zurückzuschicken". Kommt es dazu, wird Ankara dafür Gegenleistungen
verlangen - etwa zugunsten seiner neuen "Schutzzone" in Syrien.
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STANDPUNKT/018: Wie in Italien im Umfeld der radikalen Linken die Brigate Rosse entstanden - 3. Teil (Gerhard Feldbauer)


Wie an der Wende zu den 1970er Jahre in Italien im Umfeld der radikalen Linken die Brigate Rosse entstanden

Wie die Geheimdienste der USA und ihre italienischen Komplizen darauf von Anfang an Einfluß nahmen

Mit verheerenden, bis in die Gegenwart reichenden Folgen

Eine Spurensuche auf den Pfaden der Geschichte


von Gerhard Feldbauer, 31. August 2019



Dritter Teil

Schwarzer Terror unter pseudorevolutionärem Etikett

Gemäß den CIA-Instruktionen wurden jedoch nicht nur in großer Zahl
V-Leute und neofaschistische Agenten in linksradikale Gruppen
eingeschleust, um diese zu gewaltsamen Aktionen anzustacheln, sondern
schwarzer Terror auch pseudorevolutionär getarnt, durch Agenten selbst
»linksextreme« Gruppen gebildet oder bestehende neofaschistische
Terrorbanden auch einfach auf »linksradikale« Namen umgetauft. Nachdem
im März 1973 ein neofaschistisches Attentat auf den D-Zug Genua-Rom
gescheitert war, wurde bekannt, daß zuvor in dem Zug Neofaschisten vor
den Reisenden demonstrativ mit Zeitungen und Flugblättern von Lotta
Continua und Potere Operaio aufgetreten waren, um entsprechende Spuren
zu hinterlassen.

Am 17. Mai 1973 explodiert in der Via Fatebenefratelli (Macht es gut,
Brüder) in Mailand vor der Questura eine Zeitzünderbombe, die vier
Menschen tötete und 47 schwer verletzte. Im Polizeipräsidium wurde
zu dieser Zeit Innenminister Mario Rumor erwartet. Er entging dem
Anschlag nur, weil er verspätet eintraf.

Geheimdienstagent tarnte sich als Anarchist

Am Tatort wurde der Neofaschist Gianfranco Bertoli verhaftet, der
bereitwillig aussagte, er sei Anarchist und habe den Tod seines
Freundes, des Anarchisten Pinelli [61] rächen wollen. Als »Beweis«
zeigte er ein auf seinem Arm eintätowiertes A, das Symbol der
Anarchisten. In langwierigen Ermittlungen fand der
Untersuchungsrichter Giovanni Tamburino heraus, daß Bertoli bereits
unter General De Lorenzo und später unter Miceli als Geheimdienstagent
tätig war. Er war auch an dem Anschlag auf der Piazza Fontana
beteiligt. Nach der Aufdeckung von Gladio 1991 wurde bekannt, dass er
auch der geheimen NATO-Armee angehörte und die bei dem Anschlag in
Mailand benutzte Bombe aus Gladio-Beständen beschaffte. Bertoli wurde
wegen des Attentats zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt.
[62]

Allein die Aufzählung der Beweise für die Organisation des links
getarnten faschistischen Terrors würde Bände füllen. Am 20. April 1975
berichtete die IKP-Zeitung »Unita«, daß »linke Unruhen« in Mailand,
die zu schweren Zusammenstößen mit der Polizei führten, von
Neofaschisten organisiert wurden, die vorher ins linksradikale Lager
gewechselt waren. Die Mailänder Zeitschrift »Giorni« berichtete in
ihrer Nr. 16/1977, daß die CIA unter Studenten italienischer
Universitäten Agenten anheuerte und sie dann an die John
Hopkins-University in Kalifornien einlud, wo sie entsprechend
ausgebildet wurden. Nach Italien zurückgekehrt, schleuste man sie in
ultralinke Gruppen ein, in denen sie terroristische Aktionen
organisierten oder auch selbst leiteten. Die Zeitschrift enthüllte,
daß in die Autonomia Operaia eingedrungene Agenten kurz vorher in der
»roten Hochburg« Bologna, wo ein kommunistischer Bürgermeister
regierte, die bis dahin größten Ausschreitungen gegen die
Bildungsmisere, für soziale und demokratische Reformen angeheizt
hatten. »Giorni« zitierte Zeugen, daß vor Beginn der Ausschreitungen
aus Rom, Bari und Palermo Züge mit Neofaschisten nach Bologna kamen.

An den »extremistischen Umtrieben« seien auch Agenten des BND
beteiligt gewesen. »Wenn heute in Italien gemordet (...) und versucht
wird, die Demokratie zu Grabe zu tragen, dann auch dank der Hilfe des
BND aus der Bundesrepublik Deutschland«, hieß es in dem
»Giorni«-Bericht. Angesichts der Bürgerkriegspsychose, die der
kommunistisch-sozialistischen Stadtverwaltung angelastet wurde,
frohlockte das neofaschistische »Secolo d'Italia« am 26. und 29. März:
»Vielleicht haben wir den Abgrund erreicht. Das käme sehr gelegen,
denn in der Angst müßten sich die Italiener endlich entschließen, mit
der Kraft der Rechten zu kämpfen.« Das Blatt forderte, »einen starken
Staat als einzige Alternative gegen den Kommunismus« zu errichten.

Neofaschisten unter pseudorevolutionären Namen

Ähnlich wie in Bologna mischten sich einige Zeit später in Rom bei
Überfällen auf Gewerkschaftsveranstaltungen Mitglieder der
neofaschistischen Universitätsfront FUAN unter die Autonomisten und
heizten die Ausschreitungen an. Der römische »Messaggero« berichtete
am 8. April 1978 über Diebstähle, Sprengstoffanschläge und
Verwüstungen an Schulen, die von Neofaschisten begangen wurden, die am
Tatort Flugblätter mit dem Zeichen der Brigate Rosse zurückließen.
Immer öfter tarnten sich neofaschistische Terrorgruppen mit
pseudorevolutionären Namen. So nannte sich in Bari eine
neofaschistische Organisation »nationale sozialistische Ordnung«, in
Catania eine Gruppe »nationale Befreiungsfront« und in Rom tauchte
eine den ultralinken »bewaffneten proletarischen Zellen« zum
Verwechseln ähnliche neofaschistische Gruppe auf, die sich als
»bewaffnete revolutionäre Zellen« bezeichnete.

Zum Zusammenwirken mit dem BND führte Flamigni eine
Koordinierungstagung an, die am 19. Januar 1973 in Köln, am Sitz des
Verfassungsschutzes, stattfand. Das Thema der Beratung lautete: »Die
Infiltration in terroristische Gruppen der BR und der RAF und in
außerparlamentarische linksextremistische Gruppen«. Der Leiter der
italienischen Abordnung vom Ufficio per gli Affari riservati (Büro für
vertrauliche Angelegenheiten) des Innenministeriums, Francesco
D'Agostino, referierte über »Erfahrungen bei der Sammlung von
Informationen über terroristische Gruppen«. Zur italienischen
Abordnung gehörten Oberst Manlio Augello und Hauptmann Giorgio Angeli
vom SID. Wie Flamigni in diesem Zusammenhang enthüllte, wurde bei den
parlamentarischen Untersuchungen auch bekannt, daß ein in die RAF
eingeschleuster deutscher Agent als Kontaktmann zu den BR fungierte.
Auf der Kölner Tagung wurde festgelegt, die Informationen, die solche
Agenten sammeln, auszutauschen. [63] Der Gladio-General Gerardo
Serravalle, der nach der Aufdeckung der geheimen NATO-Struktur mit der
Justiz zusammenarbeitete, sagte aus, dass zu den bevorzugten Objekten
der Infiltration und verdeckter Operationen der Geheimdienste die
Brigate Rosse gehörten. [64]

Höhepunkt: der pseudorevolutionär getarnte Mord an Aldo Moro

Als Aldo Moro und IKP-Generalsekretär Berlinguer ihren Historischen
Kompromiss verwirklichen wollten, wurde das in Washington geplante
Komplott gegen den DC-Vorsitzenden eingeleitet, als dessen Handlanger
sich die Brigate Rosse hergaben. Ein Blick auf die dramatischen 55
Tage von der Entführung am 16. März bis zum Mord am 9. Mai 1978
verdeutlicht auch hier, dass die Akteure dieses Komplotts der
Spannungsstrategie die CIA, die NATO-Truppe Gladio mit italienischen
Geheimdienst- und Armee-Kreisen, den MSI-Faschisten und Komplizen wie
US-Außenminister Kissinger und Ministerpräsident Giulio Andreotti
waren. Die von Geheimdienst-Agenten unterwanderten und manipulierten
linksextremen Brigate Rosse wurden dazu als Werkzeuge benutzt. Das
Entführungs-Kommando der BR in der Via Fani in Rom wurde von
wenigstens einem hochqualifizierten Militärspezialisten flankiert, der
das Begleit-Kommando Moros liquidierte.

P2 verhinderte Befreiung Moros

Ministerpräsident Andreotti lehnte von den Entführern geforderte
Verhandlungen - bis dahin immer geführte und auch danach wieder
gängige Praxis - ab und lieferte seinen Partei-Vorsitzenden dem
sicheren Tod aus. Wie Flamigni nachwies, bildete die Ablehnung von
Verhandlungen die Begründung, dass die Brigadisten Moretti und
Galinari Moro umbringen sollten. Im Plan der Organisatoren »war von
Anfang an vorgesehen, dass Moro sterben müsse«. [65] Um in der
Regierungsmehrheit verbleiben zu können, schloss die IKP sich dieser
Linie zunächst an und überließ ihren Bündnispartner seinem Schicksal.

Um der Alleintäterschaft der BR einen glaubhaften Anschein zu
vermitteln, bremste die P2 nach der Entführung Moros mit ihren 57
Mitgliedern in den Sicherheitsstäben die Fahndung, die das »Gefängnis«
der BR aufspüren und den DC-Vorsitzenden befreien sollte. Wie die
bereits erwähnten Experten Antonio und Gianni Cipriani aufdeckten,
beobachtete der Chef des Militär-Geheimdienstes SISMI, P2-Mitglied
Oberst Camillo Guglielmi, auf dem NATO-Stützpunkt Capo Marrargiu auf
Sardinien Leiter der Ausbildung verdeckter Agenten in den BR, in der
Via Fani die Entführung. Im Polizeipräsidium verzögerte der
diensthabende Kommissar die Fahndung. Der Direktor des römischen
Fernsprechamtes unterbrach für eine Stunde die Telefonverbindungen,
was das unentdeckte Entkommen der Entführer ermöglichte. SISMI-Chef
Giuseppe Santovito unterschlug einen Hinweis auf vier an der
Entführung beteiligte Brigadisten.

Verfassungstreue Mitarbeiter versuchten, die Öffentlichkeit zu
informieren. Ein Offizier spielte »La Repubblica« eine Nachricht zu,
welche die Zeitung zwei Tage nach der Entführung veröffentlichte. Sie
besagte, dass die Entführung Moros und die Ermordung des
Begleitkommandos »eine militärische Aktion« war, ein »Glanzstück an
Perfektion«, die nur »von Militärs mit ausgetüftelter
Spezialausbildung oder von Zivilisten, die in für Kommandounternehmen
spezialisierten Militärstützpunkten einem langen Training unterzogen
wurden, durchgeführt werden konnte«. Der Kommandeur der
Gladio-Division, General Gerardo Serravalle, bestätigte nach der
Aufdeckung der NATO-Truppe 1991 in seinem Buch »Gladio« die Angaben.

Hier sind die Ausführungen Morettis zur Liquidierung der Begleiter
Moros einzublenden. Nachdem er die Alleintäterschaft des von ihm
angeführten BR-Kommandos beansprucht hatte, führte er diesen Anspruch
dann geradezu ad absurdum. Im »Interview« von Rossana Rossanda
gefragt, wo die Brigadisten »mit solcher Präzision zu schießen«
gelernt hätten, antwortete er: »Übertreiben wir es nicht mit der
Präzision. Mit unseren hochgelobten Fähigkeiten und der militärischen
Präzision war es nicht so weit her.« Schießübungen hätte es »nur
gelegentlich« gegeben und immer nur »im Rahmen der Kampfaktionen«. Für
»die Entführung von Moro machten wir noch nicht einmal das, denn die
Genossen, die mit der Durchführung der Aktion beauftragt waren, kamen
aus unterschiedlichen Kolonnen, aus verschiedenen Gegenden Italiens«,
erklärte er und fügte hinzu: »Wir haben sehr wenig geübt, in zehn
Jahren habe ich nur ein paar Mal mit der Maschinenpistole geschossen.
Ich kenne bei den BR keine herausragenden Schützen.« Man erfährt noch,
dass die MPi des Brigadisten Morruci als auch die von Bonisoli
während des Überfalls Ladehemmung hatte. Eine der beiden Waffen sei
eine Zerbino gewesen, die noch aus Mussolinis Sàlo-Republik stammte.
Morruci wechselte nach der Ladehemmung »das verklemmte Magazin seiner
Maschinenpistole, schoß eine zweite Salve«, so Moretti weiter. [66]

Dieses Interview-Buch erschien 1996. Moretti war zu sechsmal
Lebenslang verurteilt worden. [67] Milde hatte es ihm gegenüber, der
ein gefügiger Vollstrecker der Spannungsstrategie der CIA gewesen war,
nicht gegeben. Die Zusammenhänge dürften ihm in bestimmter Weise klar
geworden sein. Er bewahrte darüber Schweigen. Aber einige seiner
Ausführungen in dem Interview, auf diese Meinung bin ich bei meinen
Recherchen wiederholt gestoßen [68], sollten wohl die offiziell
bezogene Haltung der Alleintäterschaft zumindest in Frage stellen.

Mit Gladio-Munition erschossen

Am Tatort gefundene 39 Patronenhülsen waren mit Speziallack überzogen,
mit dem die Munition für Gladio-Einheiten präpariert wurde. Sie
verschwanden spurlos aus dem Innenministerium. Ein Hinweis auf einen
BR-Stützpunkt in der Via Gradoli wurde ebenfalls ignoriert. Dort hielt
sich tatsächlich Mario Moretti auf. Die Wohnung hatte ein Mitarbeiter
des zivilen Geheimdienstes SISDE angemietet. Erst nachdem Moretti den
Stützpunkt geräumt hatte, wurde er ausgehoben. Staatsanwalt Luciano
Infelisi ließ Fotos von der Entführung, die der Besitzer einer
Kfz-Werkstatt in der Via Fani geistesgegenwärtig gemacht hatte und auf
denen alle beteiligten Brigadisten unmaskiert zu sehen waren,
verschwinden.

MSI-Führer Almirante bezichtigte die DC des Paktierens mit den
Kommunisten. Sie sei unfähig, »Sicherheit und Ordnung« zu garantieren
und liefere das Land »der kommunistischen Gewalt« aus. In Washington
rief er, wie das MSI-Blatt »Secolo d'Italia« am 30. April berichtete,
zum »globalen Kampf gegen den Kommunismus« auf und propagierte »die
Errichtung eines Regimes, das wie unter Hitler und Mussolini den
Klassenkampf beseitigt«.

Moro wurde zumindest zeitweise auf einem Gladio-Stützpunkt bei Rom
untergebracht. In seinen Hosenaufschlägen wurde Sand gefunden, der von
den Tolfa-Hügeln nördlich von Rom stammte, wo sich ein Stützpunkt der
NATO-Truppe befand. In BR-Dokumenten war der Palazzo Orsini des
Adelssprosses Onorato Caetani vermerkt. Die Caetanis gehörten dem
Orden der Cavalieri di Malta an, von dem wiederum 27 Ordensbrüder
P2-Mitglieder waren. In der Via Caetani, in welcher der Wagen mit der
Leiche Moros abgestellt wurde, befand sich die Residenz des
Botschafters des Ordens, Prinz Johannes Schwarzenberg. Er und seine
Frau kamen nach dem Mord an Moro bei einem Autounfall ums Leben. Der
Diplomat habe vorgehabt, sich zu den Ereignissen zu äußern.

Mit Pro Deo war der Vatikan immer dabei

Komplize des pseudorevolutionär getarnten Terrors der BR war kein
Geringerer als der Geheimdienst des Vatikans Pro Deo. Als der Beginn
der Operation Moro sich näherte, wurde Anfang 1978 in Rom eine
Zweigstelle des Hyperion-Instituts eingerichtet. Sie wurde in der Via
Nicotera Nr. 26 in einem Gebäude untergebracht, in dem sich mehrere
verdeckte Büros des Geheimdienstes SISMI befanden. Den römischen
Stützpunkt leitete ein gewisser Innocente Salvoni, eine illustre
Person aus dem CIA-Milieu am Quai de la Tournelle in Paris. Er war
mit Françoise Tuscher verheiratet, die Sekretärin am Hyperion-Institut
und eine Nichte des zum Pro Deo gehörenden Abbé Pierre, einem der
Vorsteher des Hyperion, war. Der katholische Weltgeistliche führte den
bürgerlichen Namen Henri Maria Joseph Grouès, war Ritter der
Ehrenlegion und als Vertreter der Zentrumspartei von 1945-51
Abgeordneter der französischen Nationalversammlung und Mitglied ihres
Verteidigungsausschusses gewesen. Der Abbé befand sich am 16. März
ebenfalls in Rom. Salvoni war auf einigen der Fotos zu erkennen, die
in der Via Fani von den Entführern Moros gemacht wurden. Abbé Pierre
sorgt dafür, daß Salvonis Ablichtung beseitigt wurde. Der Chef der
römischen Ermittlungen, Staatsanwalt Infelisi, ließ alle Fotos vom
Tatort verschwinden. [69]

Der illustre Abbé Pierre alias Grouès kam Jahre später in den
Verdacht, an »vorderster Front« die Fäden im Mordfall Moro gezogen zu
haben. Das Vorstandsmitglied der DC Flamini Piccoli sagte vor der
Parlamentskommission aus, daß es eine »unvorstellbare Person« auf
»elitärem Niveau« gab, die Moretti und Gallinari »in den Fragen des
Gefängnisses und des >Prozesses< gegen Moro zur Seite gestanden« habe.
[70] »La Repubblica« schrieb am 14. März 1993, der
Untersuchungsrichter Mastelloni teile diese Meinung und sehe diese
»mysteriöse Person« an das Hyperion-Institut gebunden. Auch wenn
nähere Angaben nicht gemacht wurden, war es ein deutlicher Hinweis auf
den mit dem vatikanischen Geheimdienst Pro Deo liierten Abbé Pierre.

Der Prozess gegen Moretti und die wichtigsten BR-Chefs

Am 24. Januar 1983 wurde vor dem Corte d'assise (Schwurgericht) in Rom
der dritte Prozeß gegen die Brigate Rosse abgeschlossen. Angeklagt
waren die zweite Generation, deren wichtigste Chefs inzwischen
verhaftet worden waren, darunter zuletzt am 4. April 1981 auch
Moretti. Gegenstand der Anklage waren die Delikte zwischen 1977 und
1980. Darunter 17 Morde, eingeschlossen der an Moro und seinem
fünfköpfigem Begleitkommando, elf Mordversuche, vier
Körperverletzungen, vier Entführungen, vier Anschläge auf Sachwerte
sowie vier Raubüberfälle. Vor Gericht standen insgesamt 63
Brigadisten. 23 von ihnen waren der Entführung, Bewachung und
Ermordung Moros angeklagt, von denen 18 lebenslängliche Haftstrafen
erhielten. Insgesamt ergingen 59 Urteile, davon 32 Mal lebenslänglich.

In dem Verfahren kam nahezu alles zur Sprache, was die BR als
alleinige Täter überführen sollte, wurde alles vertuscht, was die
Hintermänner des Komplotts betraf. Der den Prozeß autoritär
beherrschende Gerichtsvorsitzende, Severino Santiapichi, ignorierte
die Ergebnisse der parlamentarischen Untersuchungskommissionen zum
Fall Moro sowie zur Geheimloge P2, die deutlich die Verantwortung
höchster Regierungskreise sowie der Geheimdienste und der Polizei bis
hin zum damals amtierenden Ministerpräsidenten Andreotti für den Tod
des Parteiführers aufgezeigt hatten, und stellte diesen im Gegenteil
gerichtsoffizielle Persilscheine aus. Die simple Frage, die man jedem
Kriminalanwärter auf der Polizeischule beibringt, wer hatte ein
Mordmotiv, »wie viele wollten Aldo Moros Tod«, wurde während des
ganzen Prozesses mißachtet, stellt der bekannte Strafrechtler Stefano
Rodotâ in einer Prozeßanalyse fest, die von »La Repubblica«
veröffentlicht wurde.

Zu den haarsträubendsten Sentenzen, von denen die Urteilsbegründung
strotzte, gehört die folgende: »Es gibt nicht einen Beweis, nicht ein
einziges Indiz, nicht eine einzige Seite im gesamten Prozeß, die zu
der Hypothese berechtigen würde, beim Fall Moro handele es sich um
eine Verschwörung des >Palazzo<. [71] Das Regiebuch der Untaten im
Fall Moro wurde von den BR angeordnet, und nichts kann andere
Mutmaßungen rechtfertigen.« Die Vorsitzende der P2-Kommission des
Parlaments, die Christdemokratin Tina Anselmi, hatte dagegen
unzweideutig eingeschätzt, daß »das völlige Versagen unseres
Sicherheitsapparates während der Affäre Moro mit der P2-Mitgliedschaft
der fünf Mitglieder des Komitees, das für die Fahndung verantwortlich
war - darunter die beiden Chefs der Geheimdienste -, in einem
Zusammenhang steht.« [72]

Einen »alarmierenden Zusammenhang mit ausländischer Komplizenschaft«
sah Santiapichi nur in Verbindung zu auswärtigen bewaffneten Gruppen -
zur RAF, zur ETA, zur IRA und zur PLO. Tabu war ebenfalls die enge
Zusammenarbeit, die italienische Dienste mit ihren bundesdeutschen
Kollegen bei der Einschleusung von Agenten in linksextreme Gruppen wie
die BR und die RAF gepflegt hatten, wie am Beispiel der Kölner Tagung
des SID und des BND 1973 dargelegt wurde. [73]

Lediglich bezüglich der italienischen Geheimdienste kam das
Schwurgericht angesichts der erdrückenden Beweise nicht umhin, Kritik,
wenn auch völlig anonym, anzudeuten. »Sie waren zerstückelt,
psychologisch blockiert, desorganisiert, gar mit Angelegenheiten
beschäftigt, die außerhalb ihrer institutionellen Aufgaben liegen«,
hieß es. Kein Wort fiel auch dabei zu Andreotti, der diese
Desorganisation, diese Zerstückelung und psychologische Blockierung
bewusst herbeigeführt hatte.

Wo wurde Moro versteckt gehalten?

Zu den skandalösesten Fakten des Prozessverlaufs gehörte, dass kein
Wort darüber fiel, wo Moro während der 55 Tage der Geiselhaft
versteckt gehalten wurde. Die sonst gesprächigen Brigadisten, von denen
einige als Pentiti auftraten, schwiegen sich dazu beharrlich aus. Im
Gegensatz zu den erwähnten Fahndungsergebnissen wurde behauptet, dazu
sei nichts zu Tage gebracht worden. Luigi Pintor [74] bezeichnete das
»Geheimnis um Moros Aufenthalt« im »Manifèsto« als »die Metapher eines
nichtexistenten Gefängnisses« und hielt fest: »Man erkläre mir nur
eins: Wie kann man eine Untersuchung ernst nehmen, eine Verhandlung,
ein Urteil, wenn im Laufe von fünf Jahren trotz Verhaftungen,
Anklagen, Verhören, Gegenüberstellungen und Geständnissen und am Ende
von 59 Schuldsprüchen und 32mal lebenslänglich nicht herausgefunden
worden ist, wo der Abgeordnete Moro 55 Tage lang eingesperrt war?«

Zu dieser Vertuschung gehörte, dass jegliche Ermittlungsergebnisse,
die Verbindungen von Brigadisten mit den Geheimdiensten belegten, mit
keinem Wort zur Sprache kamen. Zu den nicht wenigen sichergestellten
Beweisen gehörte das Notizbuch des nach Moretti führenden Brigadisten
Valerio Morruci, in dem zwei brisante Telefonnummern standen. Die des
Leiters für Innere Sicherheit des SISMI, General Giovanni Romeo, und
die von Kommissar Antonio Esposito, Mitglied der P2 und am Tag der
Entführung Moros diensthabender Offizier im römischen
Polizeipräsidium. Die Nummern standen in keinem öffentlichen
Telefonbuch.

Zum Schweigen gebracht

Unter den Angeklagten befanden sich Brigadisten, die Moro im
»Volksgefängnis« bewacht hatten. Damit stellte sich ein weiteres Mal
die Frage, warum diese, die sich im Klaren darüber sein mussten, daß
sie sich in irgendeiner Weise mit den Geheimdiensten eingelassen
hatten oder ihnen zumindest in die Falle gegangen waren, dazu
beharrlich schwiegen. Dieser Frage wurde in allen seriösen
italienischen Quellen nachgegangen. Antonio und Gianni Cipriano nennen
als Grund, daß die Brigadisten um »ihr Leben fürchteten«. [75] Was die
Autoren feststellten [76], ist durchaus ernst zu nehmen. Mitwisser,
die nicht schweigen wollten, Ermittler, die den Drahtziehern der
Spannungsstrategie zu nahe kamen, Journalisten, die Verschwörungen
enthüllten, verschwanden zu Dutzenden, kamen bei Unfällen ums Leben,
wurden einfach erschossen. Dass sie (die Brigadisten) alle schweigen,
»kann nur eins bedeuten, dass mit dem Gefängnis der gesamte
Hintergrund des Falles Moro aufkommen würde«, erklärte der
sozialistische Senator und Mitglied der Moro-Kommission Luigi
Covatta. [77] In diese Sicht der Dinge passt schließlich, was der
SISMI-General Giovanni Romeo vor der Parlamentskommission aussagte.
Wenn etwas bekannt würde, »müssten sie es teuer bezahlen«.

Wende nach rechts

Im Ergebnis des von der CIA inszenierten Mordkomplotts gegen Aldo
Moro, dem die Brigate Rosse als willige Werkzeuge gedient hatten, kam
es zu einer reaktionären Wende, deren Auswirkungen mit der
tiefgehenden Krise der Linken bis in die Gegenwart reichen. Der von
den BR bekämpfte Historische Kompromiss der IKP scheiterte. Im Januar
1979 verließ die Partei die von der DC angeführte Regierungskoalition.
Es gab keinerlei soziale oder ökonomische Reformen. Statt einer
Zurückdrängung der faschistischen und rechten Gefahr (eines der
Hauptargumente bei Gründung der BR), kam es zu einer Verschiebung der
Regierungsachse nach rechts, erhielten in der DC rechte und mit den
Faschisten paktierende Kräfte den bestimmenden Einfluss auf die
Politik. Der politische Einfluss der IKP ging spürbar zurück. In den
folgenden Jahren verlor sie etwa ein Drittel ihrer 2,2 Millionen
Mitglieder. Bei den vorgezogenen Parlamentswahlen im Juni 1979 war
ihre Stimmenzahl zum ersten Mal seit Kriegsende rückläufig. Sie verlor
gegenüber 1976 mit einem Schlag fast vier Prozent ihrer Wähler, bis
1987 rund acht. Das war auch ein Ergebnis der antikommunistischen
Hetze, in der die Partei als Urheberin des Terrors der BR diffamiert
wurde. Die IKP sprach sich, wenn auch sehr zurückhaltend, wieder für
eine linke Regierungsalternative aus.

Es setzte eine Welle der Repression, die sich mit aller Wucht vor
allem gegen linke und als linksradikal apostrophierte Intellektuelle
richtete. Der Jagd auf sie fielen ganze Universitätsfakultäten zum
Opfer. In Padua befand sich darunter fast der gesamte Lehrkörper für
politische Wissenschaften. Der angesehene Professor Antonio Negri
wurde angeklagt, Chef der RB zu sein und die Entführung Moros
organisiert zu haben. Tausende Linksradikale, viele von ihnen, ohne
sich eines Vergehens strafbar gemacht zu haben, wurden in die
Gefängnisse geworfen, zirka 100.000 Personen von den polizeilichen
Ermittlungen erfasst, rund 40.000 angeklagt, etwa 15.000 verurteilt.

 Nachbetrachtungen

Über welch hohe Protektion Simioni verfügte, verdeutlichte ein
skandalöser Vorgang ohnegleichen im November 1992. Der Top-Agent wurde
in Rom im Vatikan vom polnischen Papst Karel Wojtyla alias Johannes
Paul II. in Privataudienz empfangen, begleitet von Abbé Pierre. Moro
hatte in seinen Abschiedsbriefen bekanntlich auch Wojtylas Vorgänger
Paul VI. persönlich als mit für seinen Tod verantwortlich bezeichnet.
Wojtyla war selbstredend auch ein erbitterter Gegner des mit den
Kommunisten zusammenarbeitenden DC-Vorsitzenden und das nicht erst,
seitdem er im August 1978 den Papstthron bestiegen hatte. In seinem
fanatischen Antikommunismus scheute er sich nicht, die Fäden der
Zusammenarbeit mit der CIA und ihren italienischen Gehilfen persönlich
in die Hand zu nehmen. Die Vatikan-Experten Carl Bernstein und Marco
Politi enthüllten, dass sein »Verbindungsoffizier« zur CIA kein
geringerer als der berüchtigte Experte der Spannungsstrategie, General
Vernon Walters, war. [78]

Neuer Einsatz bei der Solidarnosc Leszek Walesas

Die späte Ehrung des eigentlichen BR-Chefs Simioni hing mit einem
neuen Einsatz zusammen, den der Agent inzwischen absolviert hatte. Er
war, wie einem Bericht des »Corriere della Sera« vom 14. März 1993 zu
entnehmen war, nach der »Operation Moro« anscheinend als
Verbindungsmann des Vatikans (wahrscheinlich, wie aus der Begleitung
zur Papstaudienz durch Abbé Pierre geschlußfolgert werden konnte, im
Auftrag des päpstlichen Geheimdienstes Pro Deo) bei der Solidarnosc
Leszek Walesas eingesetzt worden. Über die Papstaudienz für Simioni
wurde der Mantel des Schweigens gehängt. Sie wurde in Rom erst durch
einen Bericht des »Espresso« fünf Monate später, am 28. März 1993,
bekannt. Laut dem P2-Bankier und Finanz-Manager des Vatikans Roberto
Calvi (auch Bankier Gottes genannt) ließ der Vatikan unter Wojtyla der
Solidarnosc mehr als eine Mrd. US-Dollar zukommen. Über 100 Millionen
Dollar habe Wojtyla selbst berappt. [79]

Auch Berlusconi ein Ergebnis

Wie die Publizisten Giovanni Ruggeri und Mario Guarino in ihrem Buch
»Silvio Berlusconi - Inchiesta sul signor Tv« (Mailand 1994)
beweiskräftig nachwiesen, wurde der von der P2 mit dem Mord an Moro
geplante kalte Staatsstreich im April 1994 mit der Bildung einer
faschistisch-rassistischen Regierung unter dem Mitglied ihres
Dreierdirektoriums Silvio Berlusconi realisiert.

USA kannten Moros »Gefängnis«

Am 23. Oktober 2007 veröffentlichte die kommunistische »Liberazione«
[80] eine Erklärung von Giovanni Galloni, zur Zeit der Entführung
Moros Vizesekretär der DC, dass »die Vereinigten Staaten wussten, wo
Aldo Moro gefangen gehalten wurde«. Er bestätigte, dass fünf in die BR
eingeschleuste Agenten »die Kulisse der Geheimdienstoperation«
gebildet hatten.


Fußnoten:

[61] Der Eisenbahner und Anarchist Giuseppe Pinelli wurde nach dem
Attentat auf der Piazza Fontana in Mailand mit 300 weiteren
Linksradikalen als angeblicher Täter verhaftet, gefoltert und aus dem
Fenster im 6. Stock des Polizeipräsidiums gestürzt, was als Selbstmord
hingestellt wurde.

[62] Flamigni: Trame atlantice, S. 80 f.

[63] Flamigni: Convergenze parallele, S. 96 f.

[64] Gerardo Seravalle: Gladio. Rom 1991, S. 40.

[65] Flamigni: Convergenze parallele, S. 239.

[66] Moretti, S. 143 ff.

[67] Als er 1994 durch einen Gnadenakt bedingt freigelassen wurde,
hatte er seit seiner Verhaftung 1981 13 Jahre im Gefängnis verbracht.

[68] Diese Fragen wurden 2002 auch auf einer Konferenz der
Associazione Ricreativa Culturale Italiana (ARCI) zu »Politik und
Terrorismus in Italien« im September 2002, an welcher ich zusammen mit
Professor Siegfried Prokop teilnahm, angesprochen. Während Prokop zur
RAF sprach, hielt ich einen Vortrag zur Rolle der CIA bei der
Manipulierung der Roten Brigaden. Die renommierte Zeitung für
Wirtschaft und Politik »Il Sole 24 Ore« gab am 15. September 2002
unter der Schlagzeile »Per lo Storico Feldbauer i Servizi avevano
degli Infiltrati anche nelle BR« ausführlich meinen Vortrag wieder. In
»junge Welt« erschien von Prokop »Gladio und der 11.9. Politik und
Terrorismus in Italien. Internationale Konferenz der ARCI in
Bretonico.«

[69] Flamigni: La Tela del Ragno, S. 173 ff., Ders. Il Covo di Stato,
Via Gradola 96 e il Delitto Moro. Mailand 1999, S. 137 f.

[70] Galli, S. 23.

[71] Sitz des Ministerpräsidenten.

[72] »Repubblica«, 29. Mai 1983.

[73] »Repubblica«, 29. Mai 1983.

[74] Mit Rossana Rossanda Mitbegründer des »Manifesto«.

[75] A. und G. Cipriano, S. 213.

[76] Mehrere dieser Fälle wurden hier unter den Tötungsaktionen der BR
bereits erwähnt. Ein besonders krasses Beispiel ist, dass bei den
Ermittlungen gegen die neofaschistischen Attentäter auf der Piazza
Fontana in Mailand über ein Dutzend Zeugen, die dazu aussagen wollten
oder von denen das auch nur vermutet wurde, ums Leben kamen. Der
hochrangigste von ihnen war der Rechtsanwalt und Agent des
militärischen Geheimdienstes Vittorio Ambrosini, Bruder eines
ehemaligen Präsidenten des Verfassungsgerichts und Patenonkel des
Innenministers Franco Restivo. Er stürzte aus dem siebten Stock einer
römischen Klinik. Zwei Tage vor dem Anschlag auf der Piazza Fontana
hatte er an einer Einsatzbesprechung von Pino Rauti teilgenommen. Das
Blutbad erschütterte ihn dann derart, daß er Restivo in einem Brief
darüber unterrichtete, daß der Anschlag von der »Ordine Nuovo« Rautis
ausgeführt worden war, und nannte 15 ihm bekannte Neofaschisten, die
daran beteiligt waren. Er wurde danach ständig bedroht und rechnete
mit einem Anschlag auf sein Leben. Für den Fall seines Todes hatte er
seine Kenntnisse zu Papier gebracht. Das Dokument verschwand danach.

[77] Zitiert in: Werner Raith: In höherem Auftrg. Der kalkulierte Mord
an Aldo Moro. Berlin (West) 1984, S. 163.

[78] Carl Bernstein und Marco Politi: Seine Heiligkeit - Johannes Paul
II. und die Geheimdiplomatie des Vatikans. München 1997, S. 380 ff.

[79] »Der Tagesspiegel«, 16. März 2009, siehe auch E. R. Carmin: Das
Schwarze Reich, München 2000. Der nach der Aufdeckung der P2
gerichtlich verfolgte Calvi war vor der Verhaftung nach London
geflohen und drohte dort, die Verwicklung des Papstes in die
Machenschaften der P2 aufzudecken. Er wurde danach am 18. Juni 1982
unter der Blackfriars Bridge erhängt aufgefunden. In Italien wurde nie
bezweifelt, dass ihn die Mafia umbrachte.

[80] Zeitung der 1990 nach der Liquidierung der IKP als Nachfolger
gegründeten Partito della Rifondazione Comunista.


Bücher des Autors, die das Thema der Brigate Rosse einbeziehen:


	Agenten, Terror, Staatskomplott. Der Mord an Aldo Moro, Rote Brigaden und CIA. PapyRossa, Köln 2000.

	Aldo Moro und das Bündnis von Christdemokraten und Kommunisten im Italien der 70er Jahre. Aldo Moro gewidmet. Neue Impulse, 2003.

	Warum Aldo Moro sterben musste. Die Recherchen des Commissario Pallotta. Eine Kriminalgeschichte nach Tatsachen. Erich-Weinert-Bibiothek der DKP Berlin, Heft 1/2011.

	Compromesso storico. Der Historische Kompromiss der IKP und die heutige Krise der Linken. Schriftenreihe Konsequent der DKP Berlin, Heft 2/2013.
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TIERE/132: Das Krokodil - die verkaufte Haut ... (SB)


Das Salzwasserkrokodil ist das mächtigste heute lebende Reptil und
gehört wie alle Krokodile zu einer Unterklasse der Großsaurier. Man
könnte also sagen, dass wir es bei diesem Reptil mit einem lebenden
Fossil zu tun haben. Mensch und Krokodil sollten sich allerdings
besser aus dem Weg gehen, wo immer es möglich ist, denn die
Leistenkrokodile, wie die Salzwasserkrokodile neben der freundlichen
Bezeichnung "Saltie" auch genannt werden, verschmähen auch
Menschenfleisch nicht.




[image: Ein grau-braunes Salzwasserkrokodil liegt im flachen Wasser auf Schlammboden und sonnt sich - Foto: 2004, by Obtained from Molly Ebersold of the St. Augustine Alligator Farm [Public domain], via Wikimedia Commons]

Ein Salzwasserkrokodil, auch Leistenkrokodil oder "Saltie" genannt

Foto: 2004, by Obtained from Molly Ebersold of the St. Augustine
Alligator Farm [Public domain], via Wikimedia Commons




Das riesige, starke Tier, das mit seinen vielen Zacken an Körper und
Schwanz an ein Drachenwesen erinnert, hat als ausgewachsenes Reptil
keine natürlichen Feinde. Nur der Mensch ist ihm gefährlich geworden,
denn vor Gewehrkugeln in den Kopf gibt es kein Entkommen. Im vorigen
20. Jahrhundert wurden unzählige Tiere auf der Jagd nach ihrer Haut
getötet. Modeprodukte aus Krokodilleder waren sehr beliebt und so ließ
sich Krokodilhaut in großen Mengen gewinnbringend an die
Lederindustrie verkaufen. Die Zahl der Salzwasserkrokodile ging stark
zurück und ihr Überleben war gefährdet. Strenge Verbote gegen den
illegalen Handel mit Krokodilhaut und Maßnahmen gegen Wilderer führten
erfreulicherweise zu einer Erholung der Population. Auf der Roten
Liste der Weltnaturschutzunion (IUCN) konnten diese Krokodile in die
niedrigste Gefährdungskategorie herabgestuft werden.


Das Salzwasserkrokodil fühlt sich in Salz- und Süßwasser wohl

Das Salzwasserkrokodil ist das einzige Krokodil, das sowohl im Meer
als auch in brackigen Gewässern von Flussmündungen, in
Mangrovensümpfen oder anderen Küstengewässern anzutreffen ist. Mit dem
salzigen Meerwasser kommt es zurecht, weil die Oberfläche seiner Zunge
mit sogenannten Salzdrüsen bedeckt ist, durch die es das überschüssige
Salz wieder ausscheiden kann. Das ermöglicht dem Salzwasserkrokodil,
lange Reisen im Ozean zu unternehmen und weit entfernte Gebiete zu
erschließen. So wurden Krokodile seiner Art auf hoher See in 1.000
Kilometer Entfernung vom Festland angetroffen. Von dort steuerten die
Reptilien die großen und kleinen Inseln im gesamten indomalayischen
und australasiatischen Raum an und ließen sich dort nieder. Keine
andere Krokodilart konnte sich über so weite Entfernungen ausbreiten
und sich in Regionen Ostindiens über Südostasien bis nach
Nordaustralien ansiedeln.




[image: Aus dem Wasser ragt der Schwanz eines Salzwasserkrokodils, die Zacken stehen dicht bei dicht und aufrecht - Foto: 2008, by Pc-espe [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Der mit starken Zacken besetzte Schwanz eines Salzwasserkrokodils

Foto: 2008, by Pc-espe [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)],
via Wikimedia Commons






Eigentlich kein guter Schwimmer ...

Merkwürdig ist, dass ausgerechnet das Salzwasserkrokodil, das nicht
gerade zu den ausdauernden Vielschwimmern zu rechnen ist,
so weite Strecken im Ozean zurücklegen kann. Das hat auch Forscher
neugierig gemacht. Mit Hilfe von Satelliten gestützten Ortungssystemen
und akustischen Peilsendern beobachteten Wissenschaftler im Zeitraum
von einem Jahr die Bewegungen von 27 erwachsenen Salzwasserkrokodilen.

Männchen wie Weibchen entfernten sich von den Küsten ungefähr 50
Kilometer weit ins offene Meer. Einige Exemplare zog es allerdings
noch wesentlich weiter hinaus. Das Erstaunliche daran war, dass sie
sich vor Beginn ihrer Reise lange auf die Lauer legten und eine
günstige Meeresströmung abwarteten von der sie sich treiben lassen
konnten. Erreichten sie die Ufer von Küsten kleiner oder größerer
Inseln, machten sie dort Rast, bis sie sich wieder in eine annehmbare
Strömung gleiten lassen konnten. Beobachtet wurde ein vier Meter
großes Männchen, dass sich von den Meeresströmungen 590 Kilometer weit
treiben ließ. Seine Reise dauerte 25 Tage und man konnte feststellen,
dass es die Strömungen ziemlich genau aufeinander abgestimmt genutzt
hatte, fast so als würden wir auf einer Reise stets zur rechten Zeit die
Anschlußbahn erwischen. Von großem Vorteil für die
Salzwasserkrokodile ist es, dass sie über einen langen Zeitraum ohne
Nahrung im Meerwasser überleben können.




[image: Ein großes kräftiges Salzwasserkrokodil mit dunkelgrüner Färbung liegt auf dem Boden nahe eines Wassers - Foto: 2011, by Z thomas [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Das Salzwasserkrokodil "Max" lebte von 1956 bis 2015 im Dresdener Zoo

Foto: 2011, by Z thomas [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons






An einen günstigen Brutplatz wird für Nachwuchs gesorgt

Haben die Salzwasserkrokodile einen geeigneten Platz gefunden,
behauptet das Männchen sein neues Revier und lockt mit lautem Brüllen
ein Weibchen an. Nach erfolgreicher Paarung wird es Zeit für den
Nestbau. Das Männchen verteidigt in dieser Zeit sein Revier sehr
hartnäckig. Die Salzwasserkrokodile bauen ein Hügelnest aus
Pflanzenmaterialien mit einer Höhe von 30 bis 80 Zentimetern. Der
Durchmesser des Nestes kann von 120 bis 250 Zentimeter betragen. Dort
hinein legt das Weibchen 60 bis 80 Eier.

Es ist nicht unerheblich,
dass die Fortpflanzungszeit der Krokodile in die feuchte Jahreszeit
fällt, denn die Eier werden quasi durch die Fäulniswärme der
Pflanzenteile bebrütet und Fäulnisprozesse schreiten besonders
effektiv in feuchtwarmen Klimaregionen voran. Das Nest wird die ganze
Zeit über von den Krokodilen bewacht, bis die Jungen aus den Eiern
schlüpfen. Übrigens hängt es bei den Salzwasserkrokodilen von der
Nesttemperatur ab, ob es weibliche oder männliche Krokodilkinder
werden. Bei 30°C entwickeln sich weibliche Tiere, bei ca. 34°C
männliche. Auch die kleinen Krokodile werden bis zu 8 Wochen lang
streng bewacht, denn sie haben viele Feinde. Störche, Greifvögel,
große Fische oder sogar größere Artgenossen lassen sich die zarten
Jung-Reptilien schmecken. Dank der Bewachung des Nestes und der Jungen
haben die Kleinen eine fast 70-prozentige Überlebenschance.


Auch Krokodile haben Hunger

Über die erreichbare Größe ausgewachsener Salzwasserkrokodile gibt es
sehr unterschiedliche Angaben. Dennoch gelten sie als die größten
Krokodile der Welt, gefolgt vom Nilkrokodil. Es wird von einer
durchschnittlichen Länge von 4,6 bis 5,2 Metern bei einem Männchen
ausgegangen und 3,1 bis 3,4 Metern bei den weiblichen Reptilien.
Andere Angaben beziehen sich auf Berichte von Salzwasserkrokodilen,
die 8,5 Meter Länge maßen und in jüngerer Zeit wurde ein männliches
Tier von 6,17 Metern vermessen. Vermutet wird, dass die
Salzwasserkrokodile, die in den 1950 und 1960er Jahren in großer Zahl
getötet wurden, sich nicht wieder ganz in ihrer Entwicklung erholt
haben und die folgenden Generationen aus diesem Grund etwas kleiner
blieben. Nun, dafür gibt es keine Beweise und zudem wird nicht jedes
lebende Krokodil gesichtet und vermessen.




[image: Im offen stehenden Maul ragen die weißen großen und kräftigen Zähne des Tiers hervor - Foto: 2007, by AngMoKio [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons]

Maul eines Salzwasserkrokodils

Foto: 2007, by AngMoKio [CC BY-SA 2.5
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia
Commons




Damit sie aber überhaupt wachsen, müssen sie fressen. Die Jungen
verspeisen zunächst nur kleine Tiere wie Insekten und kleine
Amphibien. Mit zunehmender Größe zählen zu ihrer Beute dann
entsprechend größere Tiere wie Fische und Wasserschildkröten, aber
auch Säugetiere und Vögel, die sich in ihre Nähe wagen. Es wird
berichtet, dass einige erwachsene Krokodile auch Jungtiere ihrer
eigenen Art fressen. Menschen gehören für die Salzwasserkrokodile
ebenfalls in ihr Beuteschema. Es empfiehlt sich unbedingt, ihnen nicht
zu nahe zu kommen. Sie sind keine bösen Tiere, sie haben auch nur
Hunger, sind aber gefährliche Beutegreifer und nicht wählerisch, wenn
es um ein gutes Stück Fleisch geht.

Allerdings gibt es auch ein anderes Beispiel. In Australien lebte bis
zum März 2019 ein mit seinen 80 Jahren uraltes Krokodil sehr friedlich
in Nachbarschaft zu einer Siedlung. Es stellte laut Anwohner nie eine
Gefahr für die Menschen dar, da es nur Schildkröten mochte. Dieses
Tier wurde zu einer lokalen Berühmtheit mit Namen "Bismarck". Doch
dann wurde das alte Salzwasserkrokodil tot im Wasser gefunden, mit
mehreren Schüssen im Kopf. Der Täter und das Motiv blieben
unbekannt.

Leider wird immer noch Krokodil-Leder in der Modeindustrie
verarbeitet. Heutzutage werden eigens für diesen Zweck Krokodile in
speziellen Farmen gezüchtet. Das mag den illegalen Handel zwar
eindämmen und den Wilderern den Preis verderben, doch für die
gefangenen Reptilien selbst ist es mit Sicherheit kein schönes Dasein.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.wwf.de/themen-projekte/artenlexikon/leistenkrokodil/

https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/langstrecken-schwimmer-wie-krokodile-ueber-den-ozean-reisen-a-699249.html

https://www.dw.com/de/krokodile-I%C3%A4nger-tauchen-mit-herzstillstand/a-17013445



9. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





MUSIZIEREN/194: Mönchengladbach - Mitmachen bei "Josi und seine Freunde" am 15. September 2019


Stadt Mönchengladbach

Mitmachen bei "Josi und seine Freunde" und einem Schnuppertag

Sonntag, 15. September, ab 14 Uhr, Musikschule, Carl-Orff-Saal



Josi, ein kleiner Junge aus Brasiliens Regenwald am Amazonas, liebt
Musik und Fußball. Das größte Fußballstadion steht in Rio de Janeiro,
und da will Josi unbedingt hin! Ganz allein ist das nicht zu schaffen,
aber mit ein bisschen Magie und unerwarteter Unterstützung geht die
Reise los... Bei diesem Kinderkonzert, am Sonntag, 15. September, um
14 Uhr, im Carl-Orff-Saal der Musikschule können Kinder mitsingen,
mittanzen und mitspielen! Begleitet wird alles durch die Josi-Band und
den Kinderchor der Musikschule. Eine Anmeldung ist unter
musikschule-moenchengladbach.de erforderlich.

Im Anschluss an dieses Kinderkonzert gibt es einen
Instrumenten-Schnuppertag für alle. Unter dem Motto "Instrumente,
Gesang und Tanz" kann man sich von 15 bis 17 Uhr an den
verschiedensten Instrumenten ausprobieren.

Der Eintritt für beide Veranstaltungen ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 
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THEATER/1431: Herten - Mimikry-Theater zeigt "Urmel aus dem Eis" am 19.9.2019


Stadt Herten

Mimikry-Theater zeigt "Urmel aus dem Eis"

Kindertheater macht Kinderbücher lebendig



Herten. Eines Tages liegt ein Ei am Ufer der Insel Titiwu. Was da drin
ist wollen die tierischen Bewohner der Insel herausfinden. So schlüpft
das Urmel aus dem Ei und es ist richtig drollig! Die Geschichte "Urmel
aus dem Eis" spielt das Mimikry-Theater anlässlich des 25-jährigen
Glashaus-Jubiläums am Donnerstag, 19. September, um 16 Uhr auf der
Etage der Kinder- und Jugendbibliothek im Glashaus Herten. Der
Vorverkauf hat begonnen.

Das beliebte Kinderbuch von Max Kruse wurde schon mehrfach verfilmt.
Im September können Kinder ab fünf Jahren zugucken, wie das Urmel beim
Mimikry-Theater lebendig wird und spannende Abenteuer erlebt.
Ermöglicht wird die Aufführung durch die Unterstützung des
Fördervereins der Stadtbibliothek. Der Eintrittspreis beträgt 2,50
Euro. Die Karten gibt es an der Servicetheke im Erdgeschoss der
Bibliothek.

Für den Aufbau des Kindertheaterstücks schließt die Etage der 
Kinder- und Jugendbibliothek am 19. September um 13 Uhr und öffnet erst 
wieder zum Kindertheater. Die anderen Etagen der Stadtbibliothek bleiben
geöffnet. Während und nach der Aufführung ist keine Ausleihe möglich.
Spiele können aber an der Servicetheke im Erdgeschoss zurückgegeben
werden. Aufgrund der Räumlichkeiten kann nicht für jeden Erwachsenen
ein Stuhlplatz garantiert werden. Es stehen alternative
Sitzmöglichkeiten zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. August 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AUSSTELLUNG/9737: Wertheim - "Maler der Atmosphäre", Werke von Eigen Bracht, 15.9.-1.12.2019


Stadt Wertheim

Schlösschen zeigt "Maler der Atmosphäre"

Neue Sonderausstellung über Eigen Bracht



Wertheim. Das Museum "Schlösschen im Hofgarten" widmet seine neue
Sonderausstellung dem Künstler Eugen Bracht (1842-1921). Vom 15.
September bis 1. Dezember zeigt das Museum unter dem Titel "Maler der
Atmosphäre - sein Werk und seine Schüler" Bilder des Landschaftsmalers
sowie eine Auswahl von Arbeiten seiner zahlreichen Schüler.

Eugen Bracht wurde 1842 in Morges am Genfersee geboren. 1850 zog die
Familie nach Darmstadt. Johann Wilhelm Schirmer holte Bracht ab 1859
als Student an die Karlsruher Kunstschule. Dort war er mit vielen
namhaften Künstlern, darunter Emil Lugo und Hans Thoma, zusammen. Ein
Privatstudium bei dem norwegischen Landschaftsmaler Hans Fredrik Gude
in Düsseldorf brach er ab, um in Berlin als Wollhändler zu arbeiten.
Doch seine Ehefrau, die Tochter des Hofkünstlers Ludwig Deurer,
beeinflusste ihn, sich wieder der Malerei zuzuwenden.

Mit Studienreisen nach Norddeutschland begann 1875 ein künstlerischer
Neuanfang. 1880/1 erfolgte die erste Reise in den Orient, 1882 die
Teilnahme am Panoramabild "Die Schlacht von Sedan". Anschließend
erhielt Bracht den Ruf als Dozent für Landschaftsmalerei an die
Berliner Kunstakademie.

Eugen Bracht hatte eine kaum überschaubare Zahl an Schülern, u.a.
Ludwig Dettmann, Johannes Freiherr von Eckardstein, Oscar Frenzel,
Carl Langhammer, Otto Modersohn sowie Karl Schirm. Die genannten
Künstler sind alle in der Wertheimer Ausstellung vertreten.

Bracht stand der Berliner Secession nahe und soll sogar seine Schüler
überredet haben, dort Mitglied zu werden. Er verließ Berlin, weil er
mit seinem eigenwilligen Stil vom Kaiser kritisiert wurde, und ging
1902 nach Dresden. Ab 1904 beschäftigte er sich mit dem Thema der
Industrielandschaften.

Die Ausstellung in Wertheim zeigt überwiegend Gemälde aus
Privatbesitz. Sie wird von einem Vortragsprogramm begleitet und es
erscheint eine Begleitpublikation.

Öffnungszeiten des Museums "Schlösschen im Hofgarten": Dienstag bis
Samstag 14 bis 17 Uhr, Sonn- und Feiertag 12 bis 18 Uhr. 

Weitere Infos unter 

www.schloesschen-wertheim.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019
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GEGENWIND/822: 500 Flüchtlinge werden in Schleswig-Holstein aufgenommen - Die ersten kommen bald


Gegenwind Nr. 371 - August 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

FLUCHT & ASYL

500 Flüchtlinge werden in Schleswig-Holstein aufgenommen:

Die ersten Flüchtlinge kommen bald

von Reinhard Pohl



Im Herbst 2018 hat die Landesregierung die Aufnahme von 500
besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen beschlossen. Das war bereits
im Koalitionsvertrag vereinbart worden, und der Landtag hatte noch mal
eine gemeinsame Aufforderung formuliert. Im Landtag stimmten dann CDU,
SPD, Grüne, FDP und SSW für die Aufnahme, die AfD enthielt sich - aber
stimmte zumindest nicht dagegen, dass jetzt 500 Flüchtlinge zusätzlich
kommen.

Die Aufnahme ist Teil eines größeren Programms, zu dem die EU
aufgerufen hat: Die Mitgliedstaaten sollten, so die Kommission unter
dem vorigen Präsidenten, doch 50.000 Flüchtlinge von der anderen Seite
des Mittelmeers aufnehmen. Das würde die Zahl der Menschen, die auf
ein Schlauchboot gezwungen würden, senken. Und die Aufnahmestaaten
könnten so für eine gleichmäßige Aufnahme sorgen, also genau die
Aufnahmekapazitäten schaffen, die dann auch benötigt werden.

Das wurde so beschlossen. Die Kommission plant dafür jetzt 50
Millionen Euro ein. Das Geld kommt aus dem Haushalt, also von allen 28
Mitgliedsstaaten. Ausgezahlt wird es an diejenigen, die freiwillig
beim Aufnahmeprogramm mitmachen: Pro aufgenommenen Flüchtling werden
10.000 Euro ausgezahlt. Die Bundesregierung hat 9.700 Aufnahmen
angemeldet, die Flüchtlinge sollen aus dem Libanon und Libyen kommen,
wobei eventuell Flüchtlinge in den libyschen Lagern zunächst in den
Niger evakuiert werden, um sie aus der Gefahrenzone zu bringen - und
gleichzeitig aus der Reichweite der Milizen, die Plätze in den
Schlauchbooten verkaufen. Diese Flüchtlinge werden auf die
Bundesländer verteilt, also kommen dann ungefähr 340 nach
Schleswig-Holstein, verteilt über mehrere Jahre.

Zusätzlich nimmt Schleswig-Holstein jetzt 500 auf, in diesem Jahr und
in den nächsten drei Jahren (2020 bis 2022) jeweils 125. Sie kommen
zunächst aus Ägypten, später wahrscheinlich auch aus Äthiopien. Die EU
wird dafür also etwas mehr als 8 Millionen Euro überweisen.

Zunächst hat das Innenministerium jetzt ein Büro in Ägypten
eingerichtet, das ständigen Kontakt mit dem UNO-Flüchtlingshilfswerk
UNHCS hält. UNHCR sucht von den in Ägypten lebenden Flüchtlingen
einige aus, die besonders verletzlich sind, also zum Beispiel
alleinstehende oder alleinerziehende Frauen, Kinder ohne Eltern oder
auch Menschen, die dringend eine Operation brauchen. Diese sollen vor
allem eine syrische Staatsangehörigkeit haben, möglich sind auch die
Staatsangehörigkeiten des Irak, Sudan, Südsudan, Eritrea und Somalia.
Besonders wichtig für alle aus dem Jemen, die häufig Freunde oder
Angehörige in Ägypten haben: Auch eine andere Staatsangehörigkeit ist
möglich, wenn es "dringende humanitäre Gründe im Einzelfall" gibt, wie
es im Erlass des Landes heißt.

Die Kriterien sind:


	Flüchtlinge mit besonderen rechtlichen und physischen Schutzbedürfnissen

	Flüchtlinge mit besonderem medizinischen Behandlungsbedarf

	Flüchtlingsfrauen und -mädchen mit besonderer Risikoexposition

	Flüchtlinge mit familiären Bindungen in Deutschland

	Flüchtlingskinder und heranwachsende Flüchtlinge, die besonderen Risiken ausgesetzt sind

	Flüchtlinge, die aus anderen Gründen keine Perspektive auf eine Eingliederung im derzeitigen Aufenthaltsstaat haben.



UNHCR schlägt vor, das Innenministerium in Kiel entscheidet dann
gemeinsam mit dem BAMF, und dann wird das Visum zur Einreise gegeben.
Dabei gibt es auch eine Sicherheitsüberprüfung. Hat ein Flüchtling
keinen Pass, kann die Botschaft einen Ersatzpass ausstellen. Soweit
eine Ausreisegenehmigung erforderlich ist, will man auch dabei helfen.

Hier in Schleswig-Holstein bekommen alle eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 23, Absatz 1 Aufenthaltsgesetz. Damit darf man zwar
arbeiten, aber man hat keinen Anspruch auf einen Integrationskurs. Das
war schon bei der Aufnahme der jesidischen Frauen vor einigen Jahren
ein Problem, einige von ihnen können immer noch kein Deutsch.
Allerdings kann man mit dieser Aufenthaltserlaubnis eine "Zulassung
zum Integrationskurs" beantragen - das wird aber nur klappen, wenn
eine Beratungsstelle dabei hilft. Das Innenministerium weist aber
darauf hin, dass auch das Jobcenter die Leistungsempfänger zum Kurs
verpflichten können - so könnte man die Beschränkung des
Aufenthaltsgesetzes umgehen.

In den ersten drei Jahren sollen die Flüchtlinge eine Wohnsitzauflage
erhalten, dürfen also nur umziehen, wenn sie eine der Voraussetzungen
aus dem Aufenthaltsgesetz (§ 12a) erfüllen. Einen Familiennachzug
soll es normalerweise nicht geben, weil Familien als Einheit
aufgenommen werden - wenn doch, wäre das eine Ausnahmeentscheidung,
weil das Aufenthaltsgesetz es bei diesem Aufenthaltstitel nur aus
dringenden "humanitären Gründen" zulässt.

Hier in Schleswig-Holstein sollen sie in den ersten Wochen in einer
Erstaufnahme leben, damit sie zur Ruhe kommen, dann werden sie auf die
Kreise verteilt. Diese haben bereits zum 5. Juli zurückgemeldet, wie
viele sie freiwillig übernehmen.

Wie kommen meine Freunde oder Verwandte ins Programm?

Wer Freunde oder Verwandte in Ägypten hat, die eine der genannten
Staatsangehörigkeiten haben: Sie müssen sich bei UNHCR registrieren
lassen und angeben, dass sie ins Aufnahmeprogramm von
Schleswig-Holstein wollen. Entschieden wird das dann zwar vom
Innenministerium in Kiel, das entscheidet aber nur über Akten, die von
UNHCR vorgelegt wurden.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 371 - August 2019, Seite 14 - 15

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2416: Syrizas Scheitern - Eine Nachbetrachtung


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Syrizas Scheitern

Eine Nachbetrachtung

von Angela Klein



Nach den EU- und Parlamentswahlen in Griechenland, die einen
Regierungswechsel zur neu erstarkten Nea Dimokratia gebracht haben,
war der Katzenjammer unter Linken wieder groß. Mehrere engagierte
Autoren haben dies zum Anlass genommen, noch einmal eine Erklärung für
den Kniefall Syrizas vor der Troika und die resignierte, wenn auch
empörte, Reaktion der Bevölkerung zu versuchen.


Zu ihnen gehört Gregor Kritidis, ein aufmerksamer Beobachter der
Klassenkämpfe in Griechenland. Wir beziehen uns hier auf einen
Beitrag, den er auf der Webseite des
Griechenlandsolidaritätskomitees(*) veröffentlicht hat. Sein Beitrag
ist von Bedeutung, weil er noch einmal die Frage aufwirft, wo die
Kräfte waren, die rechtzeitig eine Kehrtwende eingeläutet hätten.
Dabei hebt er einen Umstand hervor, der bemerkenswerterweise in der
Diskussion bislang eine untergeordnete Rolle spielte. Er konstatiert,
dass Syriza seinen Charakter geändert hat:

"Einst hat die Partei als Bündnis verschiedener linker Gruppierungen
begonnen. Nun ist die Partei inhaltlich-programmatisch und personell
ausgezehrt, ihre Reihe wurden mit Funktionären der gescheiterten
Mitte-Links-Parteien aufgefüllt, sie hat sich PASOKifiziert. Die
soziale Bewegung, die Syriza einst an die Macht getragen hat, hat mit
der 180-Grad-Wende 2015 ihren politisch-moralischen Identitätskern und
damit ihre Orientierung verloren." Der tatsächliche politische
Gegenspieler des neuen Regierungschefs Mitsotakis sei nicht Tsipras,
sondern Varoufakis. Dem hält er zugute: "Im Gegensatz zu vielen
anderen ist der Mann mit sich im Reinen."

Kritidis legt nahe, dass die Kehrtwende nicht von ungefähr kam: "Die
wichtigsten Gruppierungen in Syriza haben dem lebendigen Austausch mit
den gesellschaftlichen Strömungen der Linken schon sehr früh eine nur
sehr oberflächliche Bedeutung beigemessen. Ab 2012, als sich die
Perspektive der Regierungsübernahme eröffnete, kam der Prozess, sich
immer weiter zu den sozialen Bewegungen zu öffnen, zum Erliegen und
kehrte sich schließlich um."

Kritidis übernimmt nicht die Attitüde vieler radikaler Linker, von
einer linken Partei, die Regierungsverantwortung übernehme, sei nichts
anderes zu erwarten. "Es wäre abwegig, derartige Prozesse als
zwangsläufig oder als Einbahnstraße anzusehen." Vom Vorwurf des
Verrats hält er wenig, wohl aber wirft er Syriza vor, nicht nur den
Kurs gewechselt, sondern das ursprüngliche Ziel aufgegeben zu haben.
An dieser Stelle würde man gern ein wenig nachbohren und die Frage
stellen, ob Syriza seine Ziele wirklich aufgegeben hat, angesichts der
Tradition (des Eurokommunismus), aus der die Partei kommt. Aber das
nur nebenbei.


Wer war's?

Kritidis' Beitrag hat den Vorzug, dass er die Ursache für das Versagen
von Syriza nicht nur bei der Parteiführung sucht. Es gab mindestens
noch zwei Akteure auf der Linken, die gleichfalls ein gerüttelt Maß an
Verantwortung dafür tragen:

• die KKE, die aus reinem Sektierertum - weil sie nach dem
Prinzip handelt: wenn alle gescheitert sind, kommen wir - im Januar
2015 den Eintritt in die Regierung Syriza verweigert hat, weshalb
diese gezwungen war, mit der konservativen ANEL ein Bündnis
einzugehen, das ihr dann wie ein Klotz am Bein hing;

• und die sozialen Bewegungen.

Das mag überraschen. Aber Kritidis weist zu Recht daraufhin, dass
nicht nur Syriza ab 2012 eine Kehrtwende vorgenommen hat, sondern auch
die sozialen Bewegungen: "Die Bewegung vom Frühsommer 2011 richtete
sich radikal gegen das gesamte etablierte Parteiensystem und war auf
Formen der direkten Demokratie bzw. der Basisdemokratie orientiert.
Eine Regierungsübernahme nach klassischem Muster stand dabei zunächst
nicht im Fokus. Paradoxerweise gelang es Syriza, die sozialen Energien
erneut in eine institutionelle Richtung zu kanalisieren, da sie die
einzige Organisation war, die diese Impulse aufzunehmen bereit war...
Der politisch-parlamentarische Weg schien [nun] für viele
AktivistInnen eine realistische Option zur Überwindung der
Austeritätspolitik. Denn die soziale Bewegung hatte zwar das
politische System zum Einsturz gebracht, nicht jedoch dessen
sozio-ökonomische Grundlagen nachhaltig erschüttert. So bildeten sich
einerseits zwar zahlreiche genossenschaftliche Formen der
Selbsthilfe... die ökonomischen Kernbereiche blieben jedoch weitgehend
unangetastet." Es gab nur drei Betriebe, die wenigstens zeitweilig in
die Hände der Belegschaft übergingen.

Zwar habe Syriza sich bemüht, den Sektor der solidarischen Ökonomie zu
stärken, "zu einer Integration dieser Initiativen sowie der sozialen
Bewegungen in die innere Willensbildung der Partei kam es jedoch
fatalerweise nur in Ansätzen". Auch der linke Flügel von Syriza habe
keine nennenswerten strategischen Initiativen in diese Richtung
entwickelt. Und die Hoffnungen der Basisinitiativen richteten sich
immer mehr auf einen Sieg bei den Parlamentswahlen. In dieser Abkehr
vom Ziel der Übernahme gesellschaftlicher Machtpositionen (nicht
institutioneller) sieht Kritidis, zu Recht, die tiefere Ursache für
das Scheitern des Athener Frühlings.

Damit endet sein Beitrag, die Diskussion aber müsste hier eigentlich
beginnen. Denn dieses Muster wiederholt sich ständig, solange wir uns
nicht in vorrevolutionären Zeiten befinden. Die Frage, die hier
aufgeworfen ist, ist die nach dem möglichen Zusammenspiel zwischen
sozialen Bewegungen und linkem Parteiflügel. Wenn das fruchtbar sein
soll, dürfen soziale Bewegungen die Partei nicht als Gegner sehen,
sondern als ihr Instrument. Und der linke Parteiflügel muss Politik
systematisch vom Standpunkt der sozialen Bewegungen aus machen, und
zwar praktisch: das bedeutet, er muss sie fördern als die realen
Subjekte der gesellschaftlichen Umwälzung. Wie das eine
institutionelle, dynamische Form bekommen kann, ist ein noch
ungelöstes Rätsel.


(*) https://griechenlandsoli.com/2019/07/15/ein-fisch-ist-ein-fisch-syriza-das-exemplarische-scheitern-der-politischen-linken-in-europa/.

 * 
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VORWÄRTS/1498: Realitätsfremd und diskriminierend


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 25/26 vom 23. August 2019

Realitätsfremd und diskriminierend

von Damian Bugmann



Asylsuchende LGBTIQ-Personen in der Schweiz und der EU sind oft mit
Unwissen und mangelnder Sensibilität der Behörden konfrontiert: Sie
werden mariginalisiert und stigmatisiert, ihre Verfolgung wegen
sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität wird oft als Trick
verstanden und deshalb das Asyl verweigert.

Menschen mit einer Sexualität oder Geschlechtsidentität, die
nicht moralisch reaktionären Vorstellungen entspricht, werden in
vielen Ländern diskriminiert oder verfolgt. Die schweizerische Praxis
gegenüber asylsuchenden LGBTIQ-Personen ist laut der Schweizerischen
Flüchtlingshilfe SFH angesichts ihrer Verletzlichkeit ungenügend.
LGBTIQ-Asylsuchende flüchten aus ihren Herkunftsländern,
weil sie dort Verfolgung und Folter ausgesetzt sind.

Ausgestossen von der Gesellschaft und oft auch von der eigenen
Familie, traumatisiert aufgrund früherer Verfolgungen, verspüren
asylsuchende LGBTIQ-Personen während der Anhörungen
möglicherweise auch Schamgefühle, eine fehlende Akzeptanz der
eigenen Person und Misstrauen gegenüber den Behörden. Das kann
sich direkt negativ auf ihr Asylgesuch auswirken. Dennoch trügen die
Schweizer Behörden laut SFH der Furcht der asylsuchenden
LGBTIQ-Personen, ernsthafte Nachteile in ihrem Herkunftsland zu
erleiden, nur unzureichend Rechnung.


Unauffällig daheim

Die Flüchtlingshilfe bezeichnet die schweizerische Praxis als
problematisch. Es ist in der Praxis immer noch vielen LGBTIQ-Personen
nicht möglich, das Geschlecht der am Asylgespräch beteiligten
Personen auszuwählen. Entgegen den UNHCR-Richtlinien erachtet
es die Schweiz als ungenügend, wenn abweichende Verhaltensweisen
im Herkunftsland gesetzlich kriminalisiert werden. Gesuchstellende
aus diesen Staaten erhalten in der Schweiz nicht automatisch Schutz.
Problematisch sei zudem die Annahme, LGBTIQ-Personen hätten in
ihrem Heimatland nichts zu fürchten, solange sie sich "unauffällig"
verhalten würden.


... tuntig in der BRD

In Deutschland haben laut einer Studie der Schweizer Anthropologin Dr.
Mengia Tschalär von der Universität Bristol muslimische schwule,
lesbische, trans oder inter Asylbewerber*innen dort
die grössere Chance als Flüchtlinge anerkannt zu werden, wenn sie
ihre sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität klischeehaft
darstellen, sich auffällig tuntig und deutlich entgegen dem
vorgegebenen Geschlechtsklischee verhalten. Zu guten "Asylgeschichten"
gehören also "regelmässige Besuche von queeren Discos und
Partys, öffentliche Liebesbekundungen und das Tragen von
Regenbogenkleidung und ähnliches", wie Mengia Tschalär in ihrer Studie
beschreibt. Zudem würden viele Asylsuchende nach ihrem Sexleben
befragt, obschon dies nach Vorgaben der EU verboten sei. "Ich
stelle mir grad vor, wie ein Syrer, dem in seinem Heimatland wegen
seiner sexuellen Orientierung die Steinigung droht, nach erfolgreicher
Flucht grad sofort auf offener Strasse mit einem anderen Mann
rumknutscht ... Wie realitätsfremd sind eigentlich Mitarbeitende
von Migrationsbehörden?", fragt sich Daniel Frey,
Kommunikationsverantwortlicher von HAB queer Bern, auf seiner privaten
Website stinknormal.blog.


Homo- und Transphobie

Dies bestätigt auch die Studie: Menschen, denen es wegen
der Verfolgung in ihrem Heimatland schwergefallen sei, über ihre
Identität zu sprechen, hätten sich marginalisiert und stigmatisiert
gefühlt. Ihre Asylgesuche "wurden gewöhnlich abgelehnt, ebenso wie
solche, die in ihren Heimatländern verheiratet waren oder
Kinder hatten", erklärt Mengia Tschalär. Hinzu komme auch, dass
viele queere Asylbewerber*innen feststellen mussten, dass amtliche
Übersetzer*innen homo- oder transphob sind oder viele Details
nicht übersetzt hätten - da ihnen schlicht das Wissen über
LGBTIQ-Menschen fehle. Mengia Tschalär fordert in ihrer Studie, dass
alle geflüchteten LGBTIQ-Muslime dieselbe Chance auf Asyl haben
sollten. Entscheidungsträger*innen, Richter*innen und Übersetzer*innen
müssten besser sensibilisiert werden, "damit sie mehr über
LGBTIQ-Identitäten wissen und nicht die islamophoben Tendenzen in der
Einwanderungspraxis und den Debatten in Deutschland reproduzieren".


Kumulation von Ereignissen

Die Situation in der Schweiz ist ähnlich wie in Deutschland,
wie die Informationsbroschüre "Fluchtgrund: Sexuelle Orientierung
und Geschlechtsidentität" von Queeramnesty zeigt. Diese weist
darauf hin, dass die von LGBTIQ-Asylsuchenden geltend gemachten
Asylgründe kaum je in ihrer Gesamtheit, sondern als einzelne
Ereignisse betrachtet werden. Die Gründe liegen laut Argumentation
der Behörden entweder zu weit zurück oder werden als zu wenig intensiv
oder nicht glaubwürdig betrachtet. "Dass es die Menge, die
Kumulation dieser einzelnen Ereignisse ist, die als Asylgrund
ausschlaggebend. ist, wird zu wenig beachtet", schreibt Queeramnesty.
So habe beispielsweise ein homosexueller Mann überzeugend geltend
gemacht, dass er wegen seines Aussehens bereits als Elfjähriger
als Mädchen verschrien wurde und bis zu seiner Ausreise aus dem
Heimatland immer wieder Übergriffen seitens der Zivilbevölkerung
und der Polizei ausgesetzt war. Trotzdem wurde sein Asylgesuch
abgelehnt: "Dass die Summe dieser Übergriffe über die Jahre hinweg
zu einem unerträglichen Druck führte, wurde nicht berücksichtigt".

 * 
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PREIS/2249: Filmfestspiele Venedig 2019 - Luca Marinelli, Hauptdarsteller von "Martin Eden", ausgezeichnet (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 7. September 2019

76. Internationale Filmfestspiele Venedig 2019

BR/ARTE-Koproduktion "Martin Eden": Hauptdarsteller Luca Marinelli
ausgezeichnet



Hauptdarsteller Luca Marinelli hat am 7. September 2019 bei den
Internationalen Filmfestspielen von Venedig für seine Rolle in der
BR/ARTE-Kinokoproduktion "Martin Eden" den Preis für den besten
Hauptdarsteller gewonnen. Regisseur Pietro Marcello erzählt in "Martin
Eden" die Geschichte eines sozialen Aufsteigers, seiner Emanzipation
vom Matrosen zum Schriftsteller und vom Kampf der Klassen. Die
internationale Koproduktion ist eine freie Adaption des Romans "Martin
Eden" von Jack London.

Der Film läuft ebenfalls beim derzeit stattfindenden Internationalen
Filmfestival von Toronto in der Sektion Platform.

"Dem Filmemacher Pietro Marcello gelingt es mit 'Martin Eden', Jack
 Londons Roman zu einer heutigen Erzählung zu machen. Bestimmt wird
 diese so kühne wie schöne Inszenierung vom Hauptdarsteller Luca
 Marinelli, der diesen Film in jeder Einstellung trägt. Venedig
 feiert diese Entdeckung und der Bayerische Rundfunk gratuliert Luca
 Marinelli und allen an 'Martin Eden' Beteiligten."

 BR-Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik



"Mit der BR/ARTE-Koproduktion 'Martin Eden' zeigt der Bayerische
 Rundfunk, wie wichtig ihm das europäische Kino ist. Der Filmemacher
 Pietro Marcello erzählt von der Kraft des Wortes, vom Aufstieg
 durch Bildung und was aus Menschen wird, wenn man ihnen Chancen
 ermöglicht. Es gelingt dem Filmemacher und seinen überragenden
 Darstellern, allen voran Luca Marinelli, der zurecht mit dem Preis
 für den besten Hauptdarsteller ausgezeichnet worden ist, Jack
 Londons Roman eine große Gegenwärtigkeit einzuhauchen. 'Martin
 Eden' ist beispielhaft für Kino, das uns hilft, Antworten zu finden
 auf die Fragen der Zeit. Wir freuen uns, diesen Film mit ermöglicht
 zu haben und ihn in unserem Programm zu zeigen."

 BR-Programmbereichsleiterin Spiel-Film-Serie Bettina Ricklefs




Inhalt

Nachdem der Matrose Martin Eden (Luca Marinelli) Arturo (Giustiniano
Alpi), einen jungen Sprössling des industriellen Bürgertums, aus einer
Schlägerei rettet, wird er dankend im Haus der Familie des Jungen
empfangen. Dort lernt er Elena (Jessica Cressy), die schöne Schwester
Arturos, kennen und verliebt sich auf den ersten Blick unsterblich in
sie. Die junge gebildete Frau aus gutem Hause wird nicht nur seine
Obsession, sondern auch das Symbol des Sozialstatus, den Martin zu
erreichen sucht. Martin verfolgt von nun an verbissen den Traum,
Schriftsteller zu werden und unternimmt alles, um die Hindernisse
seiner eigenen bescheidenen Herkunft zu überwinden. Beeinflusst durch
den alten Intellektuellen Russ Brissenden (Carlo Cecchi), bewegt er
sich immer mehr in sozialistischen Kreisen und gerät dadurch in einen
Konflikt mit Elena und ihrer bürgerlichen Welt.


Informationen zum Film

Regie: Pietro Marcello

Drehbuch: Pietro Marcello, Maurizio Braucci

Darsteller: Luca Marinelli, Jessica Cressy, Carlo Cecchi, Denise
Sardisco, Vincenzo Nemolato, Carmen Pommela u.a.

Redaktion: Cornelia Ackers (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Monica
Lobkowicz (BR/ARTE)

Produktion: Avventurosa (Produzent: Pietro Marcello) in Koproduktion
mit Rai Cinema, IBC, Shellac Sud (Produzent: Thomas Ordonneau), Match
Factory Productions (Produzenten: Viola Fügen, Michael Weber),
BR/ARTE, gefördert von Mitteldeutscher Förderung (DE), CNC
(Co-Development fund IT /FR), Aide aux cinémas du monde (FR), Tax
Credit (IT), MIBACT (it. Kultursministerium), Regione Campania & Film
commission Regione Campania (IT), Regione Lazio (IT)


Der BR engagiert sich bei Kino-Koproduktionen

Der Bayerische Rundfunk engagiert sich auch im Kinobereich. Kino ist
Teil seines Kulturauftrages. Über seine redaktionelle und finanzielle
Beteiligung liefert der Bayerische Rundfunk einen wichtigen
kulturpolitischen Beitrag mit dem Fokus auf besonders wertige,
gesellschaftlich relevante Filme. Die Ausstrahlung von Kinofilmen ist
sowohl im Ersten als auch im BR Fernsehen ein wichtiger Bestandteil
des Programms.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. September 2019
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DOKUMENTATION/1669: BR - Wrong Elements. Kindersoldaten im Kongo, 11.9.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk

Wrong Elements - Kindersoldaten im Kongo

Drehbuch und Regie: Jonathan Littell

Frankreich/Deutschland/Belgien 2016

Produktion: Veilleur de Nuit (Paris), zero one Film (Berlin,

Produzent: Thomas Kufus), Wrong Men (Brüssel) in Koproduktion mit BR,
BR/ARTE und Canal+

DoX - Der Dokumentarfilm im BR

Mittwoch, 11. September 2019, 22.45 Uhr



Das BR Fernsehen zeigt am Mittwoch, 11. September 2019, um 22.45 Uhr
den aufwühlenden Dokumentarfilm "Wrong Elements - Kindersoldaten im
Kongo" (BR/ARTE) des amerikanisch-französischen Kultautors Jonathan
Littell. Der Film begleitet drei Freunde, die in Uganda als Teenager
von dem Warlord Joseph Kony verschleppt und zu Kindersoldaten
ausgebildet wurden. Jonathan Littell wurde mit seinem literarischen
Meisterwerk "Die Wohlgesinnten" weltberühmt. "Wrong Elements" ist sein
erster Film, der auch bei den Internationalen Filmfestspielen in
Cannes von den Kritikern hoch gelobt wurde.

Uganda, Ende der 80er-Jahre: Joseph Kony, ein junger Kämpfer aus dem
Stamm der Ancholi, folgt seinen spirituellen Eingebungen und gründet
eine Rebellenbewegung gegen die Regierung: die Lord's Resistance Army,
kurz LRA. Es ist eine Armee, die sich aus entführten Jugendlichen
rekrutiert. In 25 Jahren wurden mehr als 60.000 Jugendliche gefangen
genommen, von denen weniger als die Hälfte den Dschungel lebend
verlassen hat.

Geofrey, Mike und Nighty sind Freunde. Sie gehören zu diesen
Jugendlichen. Sie wurden im Alter zwischen 12 und 13 entführt. Während
sie jetzt versuchen, sich wieder ein normales Leben aufzubauen,
besuchen sie noch einmal die Stätten und Orte, an denen ihre Kindheit
verlorenging. Sie sind Opfer und Täter zugleich, Zeugen und Handelnde
entsetzlicher Verbrechen, die sie selbst in ihrem ganzen Ausmaß kaum
begreifen können. Sie werden für immer Fremdkörper bleiben, die die
Gesellschaft zu akzeptieren versucht. Unterdessen jagt die ugandische
Armee im riesigen zentralafrikanischen Dschungel bis heute die letzten
verstreuten Rebellen der LRA. Auch Joseph Kony ist noch da draußen und
auf der Flucht.

Redaktion: Sonja Scheider (ARTE), Carlos Gerstenhauer (BR), Matthias
Leybrand (BR)

 * 

Quelle:
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THEMENREIHE/432: ARD-alpha - Das Meer und die Römer, 9.-13.9.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. September 2019

Das Meer und die Römer

Neue Staffel SMS - Schwanke meets Science

Montag, 9., bis Freitag, 13. September 2019, jeweils um 19.15 Uhr, in
ARD-alpha



Was können wir nach über 2000 Jahren dazu noch herausfinden? In der
neuen Staffel der Reihe "SMS - Schwanke meets Science" stellt Karsten
Schwanke das Projekt "Transmare" vor - ein Zusammenschluss von
Wissenschaftlern der Universität Trier, die unter Einsatz modernster
Methoden versuchen, einer längst versunkenen Vergangenheit solche
Geheimnisse zu entreißen: von Montag, 9., bis Freitag, 13. September
2019, jeweils um 19.15 Uhr, in ARD-alpha. Die Filme stehen nach
Ausstrahlung fünf Jahre in der BR Mediathek zur Verfügung.


Die Sendungen im Einzelnen:


Montag, 9. September 2019, 19.15 Uhr:

Das Römerschiff

Das Verkehrsmittel der Wahl war im Römischen Reich das Schiff. In
Trier entstand der originalgetreue Nachbau eines Handelssegelschiffs.
Modell war ein antikes Wrack, das vor der südfranzösischen Küste
entdeckt und geborgen wurde. In Zusammenarbeit von Wissenschaftlern
unterschiedlicher Institutionen wurde es nachgebaut, um zu verstehen,
wie man vor 2000 Jahren über das Meer Handel trieb.


Dienstag, 10. September 2019, 19.15 Uhr:

Farben und Fernhandel

Wie häufig segelten die Römer und wie oft? Welche Güter wurden
gehandelt? Der Althistoriker und Ökonom Pascal Warnking hat sich
diesen Fragen gewidmet und neue, interessante Aspekte
zusammengetragen: Ob Blau aus Afghanistan oder kostbares Grün aus
Zypern - Farben waren ein Zeichen von Wohlstand und sind ein Schlüssel
zum Verständnis der antiken Handelswege.


Mittwoch, 11. September 2019, 19.15 Uhr:

Karten, Kunst und Küste

Seekarten und Seehandbücher aus dem 16. bis 18. Jahrhundert sind nicht
nur besonders kunstvoll und detailreich gestaltet. Sie bilden auch den
damaligen Wissensstand vom Verständnis der Erde ab. Die
Kunsthistorikerin Ulrike Gehring untersucht die alten Werke, um zu
verstehen, was die Menschen damals von der Gestalt der Erde wussten.


Donnerstag, 12. September 2019, 19.15 Uhr:

Die Geheimnisse Kleopatras

Der Althistoriker Christoph Schäfer ist mit Kleopatra bestens
vertraut, auch mit den Mythen und Rätseln um die letzte Königin des
Ptolemäerreichs. Wer war diese Frau, Geliebte von Gaius Julius Cäsar,
danach von Marcus Antonius? Wie kam sie ums Leben? War es Selbstmord
durch den Biss einer giftigen Kobra, wie es Hollywood inszeniert?


Freitag, 13. September 2019, 19.15 Uhr:

Das historische Trier

Trier ist eine der ältesten Städte Deutschlands und war in der Antike
für das Römische Reich auch eine der wichtigsten. Von dieser Blüte vor
fast 2000 Jahren legen noch heute bestehende römische Bauwerke Zeugnis
ab. Wie entwickelte sich die Stadt im Laufe der Jahrhunderte weiter?
Der Historiker Lukas Clemens hat die ereignisreiche Geschichte Triers
untersucht.


Die Sendereihe:

In "SMS - Schwanke meets Science" macht der Meteorologe und
Wissenschaftsmoderator Karsten Schwanke auf ARD-alpha Spitzenforschung
in Deutschland erlebbar. Dazu begibt er sich in jeder Staffel an einen
anderen Forschungsort und trifft Menschen, die die Wissenschaft mit
ihrer Arbeit, ihrer Leidenschaft und ihren Visionen voranbringen. In
fünf 15-minütigen Folgen mit unterschiedlichen Blickwinkeln entstehen
so Porträts spannender Wissenschaftsstandorte.

 * 

Quelle:
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FEATURE/1309: Deutschlandfunk - Wie Schwarzgeld aus Russland Europa unterwandert, 10.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Waschstraße Ost

Wie Schwarzgeld aus Russland Europa unterwandert

Von Andrea Rehmsmeier

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 10. September 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Russische Waschsalon ist der größte unter den zahlreichen Fällen
von Geldwäsche der letzten Jahre: Mit atemberaubenden Summen
Schwarzgeld werden die reichen Staaten der Europäischen Union
geflutet, in den Schwellenländern bluten die Staatskassen aus. Wer
darüber berichtet, lebt gefährlich. Die europäischen Behörden stehen
den illegalen Milliarden-Transfers ratlos gegenüber. Journalisten und
Insider, die über Korruption und Geldwäsche berichten, zahlen einen
hohen Blutzoll.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. September 2019
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FEATURE/1308: Deutschlandfunk Kultur - "Da weiß man, was man hat" von Hendrik von Holtum, 10.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Da weiß man, was man hat

Von Hendrik von Holtum

Mit Corinna Kirchhoff

SWR 2018/54'01

Feature

Dienstag, 10. September 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



"Sie baden gerade ihre Hände darin." Wer damit groß geworden ist, wird
solche Sätze nie wieder los. Töne aus deutscher Fernsehwerbung von
1945 bis heute bilden das Ausgangsmaterial. Hier werden Botschaften
aus dem Kontext gerissen, aus kindlicher Freude an der akustischen
Tortenschlacht, und es wird zusammengebracht, was nicht
zusammengehört. Auf die Dauer entsteht ein Sog - als Hörer verlieren
wir die Draufsicht und werden mitgerissen vom Strom der Werbewelt.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1954: Deutschlandfunk - Die Autorin und Kabarettistin Katinka Buddenkotte, 11.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Betreutes Trinken gegen die Schwerkraft

Die Autorin und Kabarettistin Katinka Buddenkotte

Von Anja Buchmann

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 11. September 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie hatte sie alle - die schlimmsten Jobs (Sozialarbeiterin,
Werbetexterin, Kellnerin), die miesesten Lebensabschnittsgefährten,
die übelsten Krankheiten: Katinka Buddenkotte, Jahrgang 1970, Autorin,
Vorleserin, Kabarettistin. Aufgewachsen in Münster, lebend und
arbeitend in Köln. Inzwischen hat die Künstlerin drei Romane und vier
Sammlungen von Kurzgeschichten veröffentlicht, ist Mitgründerin der
Kölner Lesebühne "Rock'n'Read", tritt mit Kollegenfreundin Dagmar
Schönleber als Duo Wüst'n'Rot auf und beehrt deutsche Bühnen mit ihrem
aktuellen Programm "Liebling der Schwerkraft", in dem sie ihre
absurd-alltäglichen Geschichten mit jeder Menge Popkultur und
TV-Sendungsbezügen zum Besten gibt.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2998: Deutschlandfunk Kultur - Joseph Haydn als Bearbeiter schottischer Volksweisen, 11.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Original Scottish Airs!

Joseph Haydn als Bearbeiter schottischer Volksweisen

Von Georg Beck

Alte Musik

Mittwoch, 11. September 2019, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



"MI VANTO DI QUESTO LAVORO" - "Ich bin stolz auf diese Arbeit",
schreibt Joseph Haydn 1802 - in Großbuchstaben - an seinen Edinburgher
Verleger. Der Komponist, zu diesem Zeitpunkt bereits 70 Jahre alt,
liefert und liefert. Vier Jahre lang schreibt Haydn ein Arrangement
nach dem andern, freilich ohne Titel noch Texte dieser Volksweisen zu
verstehen. Macht nichts! Seine wechselnden Verleger, erst William
Napiers, dann George Thomson sind entzückt von seinen Bearbeitungen,
publizieren diese als "Original Scottish Airs" in großzügig
ausgestatteten Folianten, gedruckt auf feinstem Papier. Natürlich in
der Hoffnung, (nicht nur) im schottischen Bildungsbürgertum ein
kaufkräftiges und kaufwilliges Publikum vorzufinden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1942: Hanau - Senioren-PC-Kurs "Word für AnfängerInnen" vom 16.9. bis 7.10.2019


Stadt Hanau

Senioren-PC-Kurs "Word für AnfängerInnen"



Das Seniorenbüro Hanau bietet jeweils montags vom 16.09. bis
07.10.2019 (14 bis 16 Uhr) einen Word-Kurs für AnfängerInnen an. Word
ist ein Programm zur Textverarbeitung. Die ehrenamtliche Kursleiterin
Ellen Neuberger zeigt im Kurs wie man Texte erstellt und formatiert.
Diese können sie dann leicht korrigiert und redigiert sowie
ansprechend gestaltet werden. Grundkenntnisse in der Bedienung des PCs
sind erforderlich.

Der Kurs findet im Seniorenbüro, Steinheimer Str. 1, 63450 Hanau, Raum
106 statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 20 Euro. Eine Anmeldung ist
telefonisch bei Inge Gach vom Seniorenbüro, Tel. 06181-66 820 41
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 23. August 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ORTHOPÄDIE/395: Weltweit erstmalig Modell für das frühe Stadium der Arthrose entwickelt (idw)


Universität des Saarlandes - 05.09.2019

Saarländischer Arthrosespezialist entwickelt weltweit erstmalig Modell für das frühe Stadium der Arthrose



Arthrose, der Verlust des Gelenkknorpels, ist ein großes
gesellschaftliches Problem. Alleine in Deutschland leiden rund fünf
Millionen Menschen an Arthrose, die zum Teil mit großen Schmerzen und dem
Verlust der Bewegungsfreiheit einhergeht. Die Frühphase der Krankheit ist
dabei noch relativ unerforscht. Dem Arthroseforscher Henning Madry ist es
nun erstmals gelungen, die Frühphase der Krankheit im Kniegelenk genauer
zu beobachten. Das Modell des Krankheitsverlaufs hat er nun in der
aktuellen Ausgabe von "Science Translational Medicine", einem
Tochtermagazin des weltweit renommierten Fachmagazins "Science",
veröffentlicht.

Arthrose ist in einer stetig alternden Gesellschaft ein wachsendes
Problem. Nach Ansicht von Fachleuten leiden alleine in Deutschland rund
fünf Millionen Menschen an einer Schädigung des Gelenkknorpels, meist in
den Händen, Hüften und Knien. Medizinische Behandlungen und Operationen
schlagen dabei mit Milliardenkosten zu Buche.

Die überwiegende Mehrheit der Patientinnen und Patienten, 83 Prozent,
leidet dabei an einer Kniegelenksarthrose. Ist der Gelenkknorpel im Knie
einmal zu stark geschädigt, werden auch die darunterliegenden Knochen in
Mitleidenschaft gezogen. Schmerzen und eingeschränkte Bewegungsfreiheit
sind die Folgen. Bisher gibt es nur wenige Möglichkeiten, die Arthrose zu
behandeln. Ein künstliches Kniegelenk ist eine dieser Möglichkeiten, die
sehr kostspielig ist. Die Operation bedeutet allerdings eine große
Belastung für die Betroffenen, und sie ist überdies für junge Patienten
nur in Ausnahmefällen geeignet.

Dabei ist vielen häufig gar nicht bewusst, dass sie an einer Arthrose
leiden. "Das ist ein schleichender Prozess", sagt Henning Madry, Professor
für Experimentelle Orthopädie und Arthroseforschung an der Saar-Uni und
Direktor des Zentrums für Experimentelle Orthopädie am
Universitätsklinikum des Saarlandes. "Irgendwann tut ihnen das Knie weh,
ohne dass sie zuvor Schmerzen hatten. Dabei haben viele schon jahrelang
Arthrose, ohne es zu merken", erläutert der Wissenschaftler den
Krankheitsverlauf. Kommen die Patienten dann zu ihm in die Klinik, ist die
Krankheit oft schon in einem fortgeschrittenen Stadium.

Deshalb suchen Arthroseforscher und Orthopäden wie Henning Madry nach den
Ursachen der Krankheit, um besser zu verstehen, wie sie überhaupt erst
entstehen kann. Mit diesem tieferen Verständnis kann es dann gelingen, die
Krankheit besser vorherzusagen und so einem Arthrosepatienten womöglich
einen langen Leidensweg und größere Operationen zu ersparen.

Henning Madry und seinem Team ist es nun gelungen, die Kniegelenksarthrose
im Frühstadium besser zu verstehen. Dabei hat er sich auf einen bereits
bekannten Umstand gestützt: Arthrose entsteht fast immer, wenn der
Meniskus des Knies geschädigt ist, wie zum Beispiel nach einem
Sportunfall. "Was man allerdings nicht weiß: Wie genau verläuft der Weg
vom Meniskusschaden zu Schäden am Gelenkknorpel und damit zur Arthrose?",
fragt Professor Madry. "Aus klinischen Studien wissen wir, dass der
Verlust des Gelenkknorpels nicht gleichmäßig, sondern hier und da
unterschiedlich verläuft. Wie eine Wiese im Schnee, auf der der Schnee in
der Sonne nicht gleichmäßig schmilzt, sondern hier und da noch etwas
liegenbleibt, während wenig daneben alles weggeschmolzen ist", vergleicht
der Arthroseforscher.

Genau auf diese Frage konnte er nun experimentell eine Antwort finden und
ein Modell entwickeln, das Forscher künftig heranziehen können, wenn sie
den Krankheitsverlauf vorhersagen möchten. Dazu sind Henning Madry und
seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in drei Schritten vorgegangen.
"Zuerst haben wir uns bei Patienten angeschaut, wo genau der
Meniskusschaden ist. Dann haben wir den Knorpelschaden genau lokalisiert",
erläutert Henning Madry den ersten Schritt.

In einem zweiten Schritt haben die experimentellen Orthopäden die
Kniegelenke von Schafen mit Arthrose untersucht, zuerst in einem frühen
Stadium und dann in einem späten Stadium. "Hier konnten wir sehr genau im
Knorpel und im Knochen nachschauen, was wann passiert im Verlauf der
Krankheit", so Henning Madry über diesen Schritt der Forschungsarbeit. Sie
fanden unter anderem heraus, dass Knorpel- und Knochenabbau zuerst an der
Stelle der Verletzung auftraten, bevor sie sich in der gesamten
Kniegelenksregion ausbreiteten.

In einem dritten Schritt haben die Forscher wiederum Patienten mit
schwerer Arthrose untersucht und mit der späten Verlaufsform der
Schafs-Arthrose verglichen. "Wir haben dabei festgestellt, dass die menschlichen
Arthrosen und die Arthrosen im Schafsmodell nach Meniskusschaden ganz
ähnlich verlaufen", erläutert Henning Madry. Mit den so erstellten
hochauflösenden topographischen Karten des Krankheitsverlaufs kann genau
die Pathologie der menschlichen Arthrose widergespiegelt werden. Dies ist
der Beweis dafür, dass die beobachteten Verläufe bei den Schafen als
Modell für die Entwicklung der Krankheit auch beim Menschen dienen können.

Diese Erkenntnisse zum räumlichen und zeitlichen Arthroseverlauf sind
bisher weltweit einzigartig. Mit ihrer Studie, die Henning Madry und sein
Team im Tochtermagazin des renommierten Fachblattes "Science", Science
Translational Medicine, veröffentlichen konnten, haben sie damit
Arthroseforschern weltweit ein Werkzeug an die Hand gegeben, um weiter an
den Ursachen der Krankheit zu forschen und für künftige Patienten bessere
Therapie- und auch Präventionsmaßnahmen zu entwickeln.


Originalpublikation:

Tamás Oláh, Jan Reinhard, Liang Gao, Sophie Haberkamp, Lars K. H. Goebel,
Magali Cucchiarini, Henning Madry: Topographic modeling of early human
osteoarthritis in sheep. ScienceTranslational Medicine

DOI: 10.1126/scitranslmed.aax6775.

https://stm.sciencemag.org/content/11/508/eaax6775

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Informationen zur Arthrose bietet beispielsweise der Deutsche Arthrose-Hilfe e.V. unter www.arthrose.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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ORTHOPÄDIE/394: Beste Behandlung bei Bandscheibenvorfall (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 05.09.2019

Beste Behandlung bei Bandscheibenvorfall



Ein Bandscheibenvorfall ist schmerzhaft - und die häufigste Ursache einer
Operation an der Wirbelsäule. Doch ist die gewählte Behandlung immer die
richtige? Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass die klinische
Entscheidungsgrundlage - der Vergleich zweier statischer Bilder - oftmals
nicht ausreicht, um die beste Entscheidung für den Patienten zu treffen.

Bei plötzlichen Schmerzen im Rücken ist oftmals ein Bandscheibenvorfall
die Ursache. Die Bandscheiben sind eine Art Puffer zwischen den
Rückenwirbeln und werden über die Jahre stark belastet. Werden sie spröde
und brechen, können Teile des Gewebes nach aussen treten und auf den Nerv
oder den Rückenmarkskanal drücken. Dies kann heftige Schmerzen
verursachen. Besonders häufig ist die Lendenwirbelsäule betroffen. Oftmals
schrumpft der Bandscheibenvorfall mit der Unterstützung von schmerz- und
entzündungshemmenden Medikamenten von allein wieder, doch in schwereren
Fällen wird eine Operation nötig.

Die eine Möglichkeit ist, die ausgetretene Bandscheibenmasse zu entfernen,
um den Druck auf den Nerv oder den Rückenmarkskanal zu verringern. Dies
ist heute dank der Mikrochirurgie ein minimalinvasiver Eingriff.

Die zweite ist es, die betroffenen Wirbel zu versteifen. Dabei werden
Schrauben in die Wirbelkörper eingesetzt und die beiden betroffenen Wirbel
mit einer Metallkonstruktion fix verbunden. Dies ist insbesondere nötig,
wenn sich die Wirbel in der Bewegung stark gegeneinander verschieben. Die
Versteifung ist aber ein riskanterer, stark invasiver Eingriff - und
manchmal verlagert sich das Problem in der Folge nur: die nachfolgenden
Bandscheiben könnten in Folge stärker belastet werden und ebenfalls
nachgeben. Um zu entscheiden, welche Operation nötig ist, verlassen sich
Ärzte auf Röntgenbilder. Meist wird ein Bild im aufrechten und ein
weiteres im nach vorn gebeugten Zustand erstellt. Wenn sich die
betroffenen Wirbel dabei stark zueinander verschieben oder gar verdrehen,
ist eine Versteifung notwendig - falls nicht, kann eine Dekompression
ausreichen. Verschiedene Studien zeigten aber, dass dieser Vergleich
zweier statischer Bilder als Entscheidungsgrundlage oftmals nicht
ausreicht: Bei bis zu einem Drittel der Patienten, welche die einfachere
Operation erhalten, muss nachoperiert werden. Gleichzeitig ist anzunehmen,
dass dies nicht bei allen Patienten, bei denen die Wirbel versteift
wurden, wirklich nötig war. Das Problem: Die Bilder zeigen nur den
Anfangs- und den Endzustand der Wirbelposition - aber nicht, was während
der Bewegung selber geschieht.

Dynamische Bewegungsmuster sind entscheidend

Forschende des Mechanical System Engineering Lab an der Empa sowie der
Abteilung für orthopädische Operationen der Universität Pittsburgh konnten
nun zeigen, dass sich die Wirbel während der Bewegung nicht linear
verschieben. «Im Gegenteil: Je nach Patient zeigten sich stark
unterschiedliche Bewegungsmuster», erklärt der Empa-Forscher und
Co-Leiter des Projekts, Ameet Aiyangar. Für die Studie, die den ISSLS-Preis
in Bioengineering Science 2018 gewann, erstellten die Forschenden bei
sieben Bandscheiben-Patienten sowie sieben Kontrollpersonen in derselben
Altersgruppe eine kontinuierliche, dynamische Röntgenaufnahme, während die
Patienten ihre Oberkörper langsam nach vorn neigten. Aus den Aufnahmen
berechneten die Forscher, wie sich die Wirbel in der sagittalen
Rotationsachse sowie flach zueinander bewegten. Die Resultate sind
erstaunlich.

Zu erwarten wäre, was sich bei den meisten der gesunden Kontrollpersonen
bestätigte, dass bei der Bewegung der sagittale Rotationswinkel und die
vertikale Verschiebung gleichmässig zunehmen.

Bei einem Patienten verschoben sich paradoxerweise die Wirbel zuerst in
die Gegenrichtung zur Bewegung und dann zurück zur Mitte. Während die
Anfangs- und Endposition aussahen, als seien die Wirbel stabil, zeigte
sich in der Bewegung eine grosse Instabilität. Bei dem Individuum hätte
eine Dekompression allein nicht viel genützt, sondern es wäre eine
Versteifung nötig gewesen. Die klinische Analyse hätte bei dieser Person
die Instabilität massiv unterschätzt. Das zeigt sich in den Zahlen:
verglichen die Forscher nur den Anfangs- und Endwert der Aufnahmen, zeigte
sich ein Verschiebungswert von ur 0,4 mm. In der Bewegung selber
beobachteten die Forscher hingegen einen Wert von 4,6 mm - mehr als das
11-fache des traditionell errechneten Wertes.

Bei anderen verschoben sich die Wirbel kaum - rotierten während der
Bewegung aber zunächst stark in die Gegenrichtung und wieder zurück. Nur
bei zwei der Patienten fand eine Bewegung statt, die ungefähr den
Erwartungen entsprach. Insgesamt erreichte jeder Einzelne der untersuchten
Patienten eine Verschiebung von mindestens 1,8 mm. Bei der klinischen
Berechnung war bei drei der sieben Patienten aber eine Verschiebung von
weniger als 0,4 mm berechnet worden.

Technologie noch nicht Klinikalltag

Das zeigt, dass die aktuelle Entscheidungsgrundlage für die Art der
Operation oftmals nicht ausreicht - eine dynamische Beurteilung der
Schädigung wäre notwendig. Also einfach die statische durch dynamische
Röntgengeräte ersetzen, und das Problem ist gelöst? Ganz so simpel ist es
leider nicht. Systeme mit der Technologie, die nötig ist, um die
dynamischen Bilder zu erstellen - «Dynamic Stereo X-Ray» (DSX) - gibt es
erst einige wenige weltweit. Und die Berechnungen der Bewegungen sind sehr
komplex. «Im Moment existiert die Technologie erst in der Forschung. Wir
sind aber in der Frühphase des Übergangs - eines Tages könnten die Geräte
Klinikalltag sein», erklärt Aiyangar. Bis dahin, so schlägt der Forscher
vor, könnte es zumindest sinnvoll sein, statt nur zwei Bilder in den
Endpositionen mehrere Röntgenaufnahmen in verschiedenen statischen
Zuständen zu erstellen und zu vergleichen.
Therapie statt Operation?

Aiyangar hat bereits weitere Ideen: Er will den Nutzen von Therapie bei
Bandscheibenvorfällen untersuchen. An der Bewegung und Stabilisierung des
Rückens sind 200 unterschiedliche Muskelstränge beteiligt. Es ist
unmöglich, sie alle gleichzeitig zu messen, um herauszufinden, welche
Therapie den grösstmöglichen Nutzen bringt. «Die Modellierung des
komplexen Systems könnte hier viel zur richtigen frühzeitigen Intervention
beitragen», meint Aiyangar. Mit der richtigen Therapie, so die Hoffnung,
könnte eine Operation in manchen Fällen gar ganz vermieden werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/bandscheibenbehandlung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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FORSCHUNG/4081: Resistenzen können sich auch ohne Antibiotika-Einsatz verbreiten (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 05.09.2019

Resistenzen können sich auch ohne Antibiotika-Einsatz verbreiten



Antibiotikaresistenzen verbreiten sich nicht nur dort, wo viel Antibiotika
eingesetzt werden, schliessen ETH-Forschende aus Laborexperimenten. Das
bedeutet: Um Resistenzen einzudämmen reicht es nicht, den
Antibiotikaeinsatz zu reduzieren. Man sollte auch die Verbreitung
resistenter Keime blockieren.




[image: Elektronenmikroskopisches Bild: © ETH Zürich / Stefan Fattinger]

Salmonellen sind Durchfallerreger bei Tieren und beim Menschen. Zu einem besonderen Problem der öffentlichen Gesundheit werden sie dann, wenn sie resistent sind gegen Antibiotika.

Elektronenmikroskopisches Bild: © ETH Zürich / Stefan Fattinger



Bakterien sind immer häufiger resistent gegen die gängigen Antibiotika.
Vermittelt werden die Resistenzen häufig durch Resistenzgene, welche von
einer Bakterienpopulation zur nächsten springen können. Eine gängige
Annahme: Die Resistenzgene verbreiten sich vor allem dann, wenn
Antibiotika im Einsatz sind. Erklären lässt sich dies mit Darwins Lehre:
Nur wo Antibiotika eingesetzt werden, ist ein resistentes Bakterium
gegenüber anderen Bakterien im Vorteil. In einer Umgebung ohne Antibiotika
ergeben sich für resistente Bakterien keine Vorteile. Daher sind
Gesundheitsexperten besorgt über eine exzessive Verwendung von Antibiotika
und mahnen zu einem restriktiveren Einsatz.

Ein Team von Forschenden unter der Leitung von Wissenschaftlern der ETH
Zürich und der Universität Basel entdeckte nun allerdings bei
Darmbakterien einen zusätzlichen, bisher unbekannten
Verbreitungsmechanismus für Resistenzgene, der unabhängig ist vom Einsatz
von Antibiotika. «Das heisst: Antibiotika restriktiv einzusetzen ist zwar
richtig und wichtig. Diese Massnahme reicht allerdings nicht aus, um die
Verbreitung von Resistenzen zu vermeiden», sagt Médéric Diard, heute
Professor am Biozentrum der Universität Basel und bis vor kurzem noch an
der ETH Zürich tätig. «Wenn man die Verbreitung von Resistenzgenen
eindämmen will, muss man auch bei den resistenten Mikroorganismen selbst
ansetzen. Man sollte dafür sorgen, dass sich diese nicht verbreiten
können, zum Beispiel durch wirksamere Hygienemassnahmen oder Impfungen.»
Diard leitete die Forschungsarbeit zusammen mit Wolf-Dietrich Hardt,
Professor für Mikrobiologie an der ETH Zürich.

Kombination zweier Resistenzmechanismen

Verantwortlich für den neuentdeckten Verbreitungsmechanismus sind
persistente Bakterien, auch Persister genannt. Seit einiger Zeit ist
bekannt, dass nicht nur Bakterien mit Resistenzgenen eine
Antibiotikabehandlung überleben, sondern auch diese Persister. Das sind
Bakterien, die in einen temporären Dämmerzustand verfallen und ihren
Stoffwechsel auf ein Minimum reduzieren können. Dadurch können sie von
Antibiotika nicht mehr abgetötet werden. Bei den Salmonellen bilden sich
diese «Schläfer-Formen», wenn die Bakterien vom Darminneren ins
Körpergewebe eingedrungen sind. Im Gewebe können die Persister dann
monatelang ein unauffälliges Dasein fristen, um später wieder aus ihrem
Dämmerzustand zu erwachen. Sind die Bedingungen für das Überleben der
Bakterien dann günstig, kann das zu einem Wiederaufflammen der Infektion
führen.

Doch selbst, wenn die Persister keine neue Infektion verursachen, können
sie sich nachteilig auswirken, wie die Wissenschaftler nun in der
Fachzeitschrift Nature [https://rdcu.be/bQhUI] berichten. Bei den
Salmonellen ist eine Kombination der beiden Resistenzmechanismen nämlich
häufig: Persister, die zusätzlich kleine Erbgutstücke (Plasmide) mit
Resistenzgenen tragen.

Reservoir für genetische Information

Wie die Forschenden in einem Mausmodell mit Salmonellen zeigten, sind
diese Schläfer in der Lage, die Resistenz im Darm auch an andere
Individuen der eigenen Art und sogar an solche anderer Arten
weiterzugeben, etwa Kolibakterien aus der normalen Darmflora. Die
Experimente zeigten, dass Persister ihre Resistenzgene sehr effizient
weitergeben können, sobald sie aus dem Dämmerzustand erwachen und auf
Bakterien treffen, die für eine Gen-Weitergabe empfänglich sind. «Die
Resistenzplasmide nutzen also ihr persistentes Wirtsbakterium aus, um für
längere Zeit in einem Wirt zu überleben und sich anschliessend auf andere
Bakterien zu übertragen. Das treibt ihre Verbreitung voran», erklärt
ETH-Professor Hardt. Das Spezielle daran: Dieser Austausch geschieht völlig
unabhängig davon, ob Antibiotika zugegen sind oder nicht.

Was die Forschenden bei Mäusen gezeigt haben, müsste nach ihrer Ansicht
nun auch bei Nutztieren, die häufig unter Salmonelleninfektionen leiden,
wie zum Beispiel Schweinen, genauer untersucht werden. Ebenfalls müsste
untersucht werden, ob sich die Verbreitung von Resistenzen in
Nutztierpopulationen durch Probiotika oder eine Impfung, die vor einer
Salmonelleninfektion schützt, eindämmen liesse.

An dieser Forschungsarbeit beteiligt waren Forschende der ETH Zürich, der
Universität Basel, des Universitätsspitals Basel und der Universität
Uppsala. Die Arbeit wurde unterstützt durch das Nationale
Forschungsprogramm Antimikrobielle Resistenz (NFP 72

[http://www.nfp72.ch/de]).


Originalpublikation:

Bakkeren E, Huisman JS, Fattinger SA, Hausmann A, Furter M, Egli A, Slack
E, Sellin ME, Bonhoeffer S, Regoes RR, Diard M, Hardt WD: Salmonella
persisters promote the spread of antibiotic resistance plasmids in the
gut. Nature, 4. September 2019

doi: 10.1038/s41586-019-1521-8

[https://rdcu.be/bQhUI]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/09/resistenzen-koennen-sich-auch-ohne-antibiotika-einsatz-verbreiten.html

http://idw-online.de/de/image318625
Salmonellen sind Durchfallerreger bei Tieren und beim Menschen. Zu einem besonderen Problem der öffentlichen Gesundheit werden sie dann, wenn sie resistent sind gegen Antibiotika.
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RHEUMA/295: Rückenschmerz oder Rheuma? Neue Morbus-Bechterew-Leitlinie hilft bei der Unterscheidung (DGRH)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie - 5. September 2019

Axiale Spondyloarthritis und Morbus Bechterew:

Aktualisierte Leitlinie hilft, Menschen mit Rheuma unter Rückenschmerzpatienten schneller zu erkennen



Berlin - Bei der axialen Spondyloarthritis (SpA), bekannt unter dem
Namen Morbus Bechterew, handelt es sich um eine entzündliche
Wirbelsäulenerkrankung aus dem rheumatischen Formenkreis. Aufgrund
ihrer unspezifischen Symptome bleibt sie besonders in ihrer frühen
Form häufig lange unerkannt. Die aktualisierte S3-Leitlinie "Axiale
Spondyloarthritis inklusive Morbus Bechterew und Frühformen" soll nun
dazu beitragen, den Zeitraum bis zur Diagnose weiter zu verkürzen.
Durch einen schnellen Therapiebeginn können die rheumatischen Symptome
frühzeitig gelindert und die Verknöcherung der Wirbelsäule so lange
wie möglich hinausgezögert werden. Einen Überblick über die
aktualisierte Leitlinie und ihre Auswirkungen auf die Behandlung gaben
Experten auf der heutigen Pressekonferenz in Dresden anlässlich des
Rheuma-Kongresses.

Chronische Rückenschmerzen werden bei SpA-Patienten häufig als
unspezifische Kreuzschmerzen fehlgedeutet, es kommt dann weder zu
einer klaren Diagnose noch zu einer effektiven Therapie. Im
fortgeschrittenen Stadium führt die Erkrankung zu Knochenneubildungen
an der Wirbelsäule und den Kreuz-Darmbein-Gelenken
(Sakroiliakalgelenken), was erhebliche Schmerzen und
Bewegungseinschränkungen mit sich bringt. Die im Jahr 2013 publizierte
S3-Leitlinie hat dazu beigetragen, dass sich die Versorgungsqualität
in Deutschland gebessert hat. Dies ist aus Daten der Kerndokumentation
ersichtlich, die zeigen, dass betroffene Patienten inzwischen
schneller ihre Diagnose erhalten. "Innerhalb von 20 Jahren ist der
Anteil der Patienten, die innerhalb eins Jahres die SpA-Diagnose
erhalten haben, von 30 auf 50 Prozent angestiegen", erläutert
Privatdozentin Dr. med. Uta Kiltz, Oberärztin am Rheumazentrum
Ruhrgebiet, Herne.

In ihrer frühen Form ist die SpA nur schwer von unspezifischem
Kreuzschmerz zu unterscheiden - es gilt daher, potentiell gefährdete
Patienten aus einer sehr großen Gruppe von Menschen mit Rückenleiden
herauszufiltern. Betroffen sind typischer Weise junge Menschen
zwischen dem 15. und dem 30. Lebensjahr. Bildgebende Verfahren wie
Röntgen und MRT sind für eine abschließende Diagnose unerlässlich -
wenngleich sie nicht immer einfach zu interpretieren sind. "Die
Aktualisierung der Leitlinie sieht daher vor, dass eine abschließende
Diagnose immer rheumatologisch gesichert werden sollte", so Kiltz.
Erste Anzeichen, die unspezifischen Rückenschmerz von SpA
unterscheiden, sind nächtliche Schmerzen, ein morgensteifer Rücken und
die Beobachtung, dass die Schmerzen durch Bewegung und nicht etwa
durch Ruhe nachlassen. Die weitere Behandlung der Patienten sollte
dann in Absprache mit einem Rheumatologen erfolgen. Er kann die
Therapie mit Ärzten anderer Fachrichtungen abstimmen, da SpA nicht
selten beispielsweise mit Haut- oder Darmerkrankungen einhergeht.

"Das Update der Leitlinie betont das interdisziplinäre Vorgehen bei
Begleiterkrankungen und das Langzeit-Management des Morbus Bechterew",
ergänzt Professor Dr. med. Martin Aringer, Kongresspräsident der
Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh). Gerade, wenn viele
Begleiterkrankungen vorliegen, sei es für die Behandlungsqualität
entscheidend, dem Patienten eine zentrale Anlaufstelle zu bieten. Das
optimale Vorgehen für Diagnose und Behandlung diskutierten
Rheuma-Experten bei der heutigen Pressekonferenz in Dresden.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh)

Pressemitteilung vom 5. September 2019
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STUDIE/280: Antidiabetikum erweist sich als hochwirksames Herzinsuffizienz-Medikament (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 05.09.2019

Antidiabetikum erweist sich als hochwirksames Herzinsuffizienz-Medikament



Die eigentlich zur Therapie des Typ 2-Diabetes entwickelten SGLT 2-Hemmer
reduzieren kardiovaskuläre Todesfälle, Krankenhausaufnahmen wegen einer
Verschlechterung der Herzinsuffizienz, die Gesamtsterblichkeit und
verbessern die Lebensqualität bei chronischer Herzmuskelschwäche. Dies
zeigt die aktuelle DAPA HF-Studie, die während des Kongresses der
europäischen Gesellschaft für Kardiologie (ESC) in Paris vorgestellt
wurde.

Düsseldorf, 5. September 2019 - Effiziente Medikamente zur Therapie der
Herzinsuffizienz sind zwar mit Erfolg in den letzten Jahren entwickelt
worden, dennoch blieb die Sterblichkeit und die Zahl der
Krankenhausaufnahmen hoch. "Die Ergebnisse der DAPA-HF Studie sind
überzeugend, werden die klinische Praxis der Therapie dieser schwer
erkrankten Patienten maßgeblich verbessern und stellen einen weiteren
Durchbruch in der kardiovaskulären Medizin dar", erklärt der Studienleiter
für Deutschland und DGK-Pressesprecher Prof. Dr. Michael Böhm.

Diese neuen Studiendaten lenken das Augenmerk von Kardiologen nun auf das
ursprünglich für Diabetes mellitus entwickelte Medikament Dapagliflozin
aus der Gruppe der SGLT 2-Hemmer. Die DAPA HF-Studie untersuchte die
Wirksamkeit des Medikamentes auch bei Patienten mit Herzschwäche und
verminderter Auswurfleistung, die nicht an Diabetes erkrankt sind.
Bemerkenswerterweise waren die Ergebnisse bei Diabetikern und
Nicht-Diabetikern mit einer 26 %igen Risikoabnahme für kardiovaskulären Tod und
Krankenhausaufnahmen ähnlich.

Die 4.477 Studienteilnehmer wurden randomisiert und verblindet in zwei
Gruppen eingeteilt und erhielten 10 mg Dapagliflozin pro Tag oder Placebo
zusätzlich zu der etablierten medikamentösen Standardtherapie.

Nach einer mittleren Nachverfolgung über anderthalb Jahre dokumentierte
die Studiengruppe beeindruckende Ergebnisse. Innerhalb des
Beobachtungszeitraums trat bei 16,3 % der Patienten aus der
Dapagliflozin-Gruppe eine klinische Verschlechterung der Herzinsuffizienz oder der
Todesfall durch kardiovaskuläre Ursachen ein. In der Placebo-Gruppe
hingegen waren diese Ereignisse bei 21,2 % der Patienten zu beobachten.
Eine Verschlechterung der Herzschwäche wurde bei 10 % der mit
Dapagliflozin behandelten Patienten festgestellt, 9,6 % starben aufgrund
kardiovaskulärer Ereignisse. In der Placebo-Gruppe war dies bei 13,7 %
beziehungsweise 11,5 % der Teilnehmer der Fall.

"Wir sehen hier statistisch hochsignifikante Ergebnisse in allen
Subgruppen von Patienten" beurteilt Böhm. "Dies und die Rate der
Nebenwirkungen lässt darauf schließen, dass uns mit Dapagliflozin ein sehr
wirksames und gut verträgliches Medikament zur Behandlung der
Volkskrankheit Herzinsuffizienz zur Verfügung steht." Nebenwirkungen
traten in beiden Gruppen nahezu gleich selten auf und waren nur in wenigen
Ausnahmefällen Grund für einen Therapieabbruch, wie die Studienautoren
bestätigen. Eine Behandlung mit Dapagliflozin, so zeigen die Ergebnisse,
verringert Krankenhausaufenthalte und Todesfälle wegen Herzinsuffizienz
und verbessert zugleich die Lebensqualität der Betroffenen.

Pro Jahr werden in Deutschland mehr als 460.000 Patienten wegen
Herzinsuffizienz in ein Krankenhaus eingeliefert, so häufig wie wegen
keiner anderen Krankheit. Mehr als 40.000 Patienten verstarben 2016. "Das
zeigt, wie wichtig die Ergebnisse der DAPA HF-Studie sind", sagt Böhm.
"Kaum ein anderes Medikament bewirkt derart überzeugende Ergebnisse wie
Dapagliflozin, wenn es zusätzlich zu der Standardtherapie verabreicht
wird. Eine gute Nachricht für alle Patienten mit Herzschwäche."

In der Vergangenheit zeigten schon die EMPA-REG Outcome- und die
DECLARE-Studien an Diabetikern ohne Herzinsuffizienz, dass sie von der Therapie
mit dem SGLT 2-Hemmer profitieren. Bei ihnen senkte das Präparat die Rate
von kardiovaskulären Todesfällen gegenüber den Studienteilnehmern, die
Placebo erhielten.

Ob eine andere Substanz aus der gleichen Klasse ebenfalls wirksam ist und
ob SGLT 2-Inhibitoren auch bei Patienten mit Herzschwäche und erhaltener
Auswurfleistung des Herzens Wirkung zeigen, wird derzeit in laufenden
Studien (EMPEROR-REDUCED, EMPEROR-PRESERVED, DELIVER und DETERMINE)
untersucht.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 05.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9158: Aus aller Welt - 09.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Künftige Kommissionschefin holt mehr Frauen in ihre Behörde

Die Mitte Juli zur neuen EU-Kommissionspräsidentin gewählte Ursula
von der Leyen hatte eine gleichmäßig aus Männern und Frauen besetzte
Behörde versprochen. Nun schlug die ehemalige Verteidigungsministerin
ein Team aus 13 Frauen und 14 Männern vor. Das geht aus einer
Kandidatenliste hervor, die von der EU-Kommission am Montag
veröffentlicht wurde. In der noch amtierenden Kommission von
Präsident Jean-Claude Juncker sind es neun Frauen und 19 Männer. Die
neue EU-Kommission soll am 1. November ihr Amt antreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9158: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Hauptverdächtige nach Schüssen in Neuallermöhe in U-Haft

Einen Tag nachdem ein 27jähriger Mann im Hamburger Stadtteil
Neuallermöhe durch Schüsse lebensgefährlich verletzt wurde, nahm die
Polizei nach Informationen des Hamburger Abendblatts einen weiteren
Tatverdächtigen in Gewahrsam. Wie die Ermittlungsbehörden am Montag
mitteilten, handelt es sich dabei um den 15jährigen Bruder eines
bereits festgenommenen 23jährigen Syrers. Den Schüssen am
Donnerstagabend war ein Streit unter vier Männern vorausgegangen, die
bereits wegen Drogendelikten polizeibekannt sein sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9155: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland und China bereiten Großmanöver vor

Die Streitkräfte Rußlands und Chinas bereiten sich auf ein
sechstägiges Manöver auf dem Übungsgelände Dongus bei Orenburg im
Föderationskreis Wolga sowie in den Nachbarstaaten Kasachstan,
Kirgistan und Tadschikistan vor. An den am 16. September beginnenden
strategischen Kommando- und Stabsübungen "Zentr-2019" nehmen nach
offiziellen Angaben 128.000 Soldaten aus sieben Ländern teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9157: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Habeck fordert Aufgabe der Schwarzen Null

Die von Grünen-Chef Robert Habeck angesichts einer drohenden
Rezession geforderte Reform der Schuldenbremse stößt in der Union auf
scharfe Kritik. Hohe Schulden hätten in der Geschichte immer wieder
Staaten in Krisen gestürzt, sagte der haushaltspolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, in einem Gespräch
mit der Zeitung Die Welt. Er warnte davor, bei der ersten
konjunkturellen Schwäche nach neun Jahren alle Prinzipien über Bord
zu werfen. Gegenüber der Welt am Sonntag hatte Habeck die 2009 im
Grundgesetz verankerte Schuldenbremse als unzeitgemäß bezeichnet. Der
Grünen-Politiker schlug vor, die europäischen Stabilitätsvorgaben auf
Deutschland zu übertragen und daran entlang die Schuldenbremse zu
aktualisieren. Das öffentliche Vermögen würde dadurch um 30 bis 35
Milliarden Euro jährlich vergrößert. Die zusätzlichen Mittel will
Habeck unter anderem zur Finanzierung des weiteren Umbaus des
öffentlichen Nahverkehrs nutzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9155: Tragisches und Kurioses - 09.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote und Verletzte nach Busunglück in Marokko

Mindestens elf Menschen sind bei einem Busunglück in der
marokkanischen Provinz Draa Tafilalt im Südosten des Landes ums Leben
gekommen. Weitere 27 Reisende wurden nach Behördenangaben verletzt,
als der Bus auf einer Brücke nahe der Gemeinde El Khank von einer
plötzlichen Flutwelle erfaßt und mitgerissen wurde. Nach starken
Regenfällen war der Wasserpegel des Flusses Qued Damchan ungewöhnlich
gestiegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8240: Aus Forschung und Technik - 09.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erststart der superschweren Trägerrakete Jenissej für 2028 geplant

Die Vorbereitungen für den Produktionsstart der superschweren
russischen Trägerrakete namens Jenissej werden frühestens 2020
beginnen, berichtete die Nachrichtenagentur Tass unter Berufung auf
eine Quelle im Zentralen Spezialkonstruktionsbüro "Progress" in
Samara. Ende März 2018 erhielt der Raumfahrtkonzern Energia Space
Rocket Corporation von der staatlichen russischen Weltraumbehörde
Roskosmos den Auftrag, das Konzept für eine superschwere Trägerrakete
zu entwickeln. Die vertraglichen Arbeiten sollen Ende Oktober
abgeschlossen sein. Nach Einschätzung von Experten wird der neue
Nutzlastträger mindestens 100 Tonnen auf eine niedrige Erdumlaufbahn
sowie 26 Tonnen auf eine geostationäre und 27 Tonnen auf eine
Mondbahn bringen können. Der erste Start soll 2028 vom neuen
Kosmodrom Wostotschny im Amur-Gebiet erfolgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8254: Aus aller Welt - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Putin und Macron erwarten Entwicklung im Ukrainekonflikt

Die Präsidenten Rußlands und Frankreichs, Wladimir Putin und Emmanuel
Macron, haben telefonisch über die Aussichten eines Gipfeltreffens im
Normandieformat zur Lage in der Ostukraine gesprochen. Neue
Verhandlungen über eine Beilegung der Krise waren nach Angaben aus
dem Élyséepalast in Paris durch den zuletzt zustande gekommenen
Gefangenenaustausch zwischen Rußland und der Ukraine möglich
geworden. Aus dem Kreml verlautete, man hoffe auf eine Normalisierung
der Beziehungen zur Ukraine. Das nächste Treffen und eventuelle
Entscheidungen müßten sorgfältig vorbereitet werden. Das letzte
Gipfeltreffen von Rußland, Frankreich, Deutschland und der Ukraine -
dem sogenannten Normandieformat - fand 2016 in Berlin statt. Bei dem
Austausch am letzten Wochenende waren jeweils 35 Gefangene überstellt
worden, darunter der seit mehr als fünf Jahre gefangengehaltene
Regisseur Oleg Senzow und 24 ukrainische Seeleute, welche seit
November 2018 in Rußland inhaftiert waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8210: Medizin und Gesundheitswesen - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hitzewellen begünstigen das Einschleppen subtropischer Krankheiten

Auch dieser Sommer war geprägt von mehreren Hitzewellen. Sie sind
nicht nur eine enorme Belastung für den Kreislauf vieler Menschen,
sondern begünstigen auch die Einschleppung von subtropischen
Zeckenarten. So wurden im Raum Hannover, in Osnabrück und im
hessischen Wetteraukreis Exemplare der Gattung Hyalomma entdeckt.
Eines von ihnen war mit Rickettsia aeschlimannii infiziert. Das
Bakterium stammt aus Afrika und kann Fleckfieber auslösen. Experten
wie die Parasitologin Ute Mackenstedt von der Universität Hohenheim
bei Stuttgart halten es nicht für ausgeschlossen, daß subtropische
Zecken und damit Krankheiten wie das Fleckfieber bei weiteren
trockenen und heißen Sommern in Deutschland heimisch werden könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8242: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



NRW soll zentrale Stelle zur Bekämpfung von Clankriminalität bekommen

Das Innenministerium in Düsseldorf plant die Einrichtung einer
gemeinsamen Dienststelle für Polizei, Bundespolizei, Zoll,
Steuerfahndung und Kommunen in Nordrhein-Westfalen. Unter einem Dach
sollen die Behörden bei der Bekämpfung sogenannter Clankriminalität
zusammenarbeiten. Ähnliche Abstimmungen finden bereits in den
Clanhochburgen Essen und Mühlheim statt. Die Zustimmung der
Landesregierung zum Projekt einer zentralen Sicherheitskooperation
(Single Point of Contact - SPoC) steht noch aus. Das
Landeskriminalamt geht von über 100 Clans in NRW aus. Die meist
türkisch- oder arabischstämmigen Mitglieder werden für über 14.000
Straftaten aus den Jahren 2016 und 2018 verantwortlich gehalten. Die
Projektbeschreibung für die Dienststelle ist seit Anfang der Woche im
Internet zu finden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8164: Sprache, Kunst und Medium - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Aufwendiges Sicherheitskonzept für Oberammergauer Festspiele

Für die alle zehn Jahre in Oberammergau veranstalteten Passionsspiele
wird es 2020 erstmalig ein umfassendes professionelles Sicherheits-
und Verkehrskonzept geben.

Zwar waren auch bisher allein wegen der Größe der Veranstaltungen
schon gewisse Vorkehrungen durch die Polizei, die Feuerwehr und
Sanitätsdienste getroffen worden, aber diesmal führt ein
professionelles Unternehmen hinter den Kulissen die Regie. Die Kosten
werden mit gut einer Million Euro kalkuliert.

Offenbar hatten vor allem Reiseveranstalter aus den USA, die
erfahrungsgemäß für viele Gäste sorgen, explizit danach gefragt,
welche Vorkehrungen getroffen würden.

Wie es hieß, habe sich die nationale und internationale
Sicherheitslage seit den letzten Spielen 2010 wesentlich verändert,
erklärte ein Sprecher in Oberammergau.

Als bauliche Maßnahmen sollen die Zufahrten durch versenkbare Poller
installiert werden. Ferner wird es Kontrollen an den Zugängen geben.
Weder Koffer, große Taschen oder Schirme bzw. Stöcke oder größere
Flaschen werden zugelassen. Zudem wird eine Videoanlage zur
Beobachtung des Geländes installiert.

Während der gut viereinhalbmonatigen Spielsaison wird in der
bayrischen Kleinstadt mit rund einer halben Million Besucher
gerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8231: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Raketen bei Damaskus Richtung Israel abgefeuert

Am Montag sind aus dem Raum Damaskus mehrere Raketen in Richtung
Israel gestartet worden. Nach Angaben der israelischen Armee
erreichte keines der Geschosse israelischen Boden. Die Militärs
machen Milizen für den Abschuß verantwortlich, welche unter dem
Kommando iranischer Al-Kuds-Einheiten stehen, die wiederum den
iranischen Revolutionsgarden zugerechnet werden. Letztlich sei das
"syrische Regime" für alles verantwortlich, was sich in Syrien
ereigne, heißt es in einer Verlautbarung des israelischen Militärs.
Vor dem Raketenzwischenfall hatten Kampfflieger unklarer Herkunft im
Osten Syriens mindestens 18 proiranische Milizionäre getötet. Das
hatte die oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte aus London gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8245: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Deponiestandorte für schwach radioaktiven Müll in Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein wird Ende 2021 mit dem AKW Brokdorf das dritte
und letzte Atomkraftwerk stillgelegt. Dann müssen hochradioaktive
Brennelemente, strahlende Anlagen und weniger kontaminiertes Material
weggeschafft und gelagert werden. Für letzteres - insgesamt mehrere
zehntausend Tonnen - bieten sich laut aktuellem Gutachten insgesamt
vier Deponien innerhalb des Landes an. Das meldete der grüne
Energieminister Jan Philipp Albrecht am Montag in Kiel. Mit Blick auf
die angedachten Deponiestandorte Wiershop (Kreis Herzogtum
Lauenburg), Lübeck-Niemark, Johannistal (Kreis Ostholstein) und
Harrislee (Kreis Schleswig-Flensburg) sprach Albrecht von einer
belastbaren Perspektive für die Deponierung im Land. Grund zur Sorge
bestehe für die Bevölkerung nicht, betonte der Minister. Er erhoffe
sich auch an den Standorten der Deponien eine Versachlichung der
Diskussion.

Bei der Deponierung des von der Wiederverwertung ausgeschlossenen
Materials sind die rechtlichen Vorgaben der Strahlenschutzverordnung
einzuhalten. Demnach dürfen Einzelpersonen im Umfeld der Deponien nur
mit einer zusätzlichen effektiven Dosis im Bereich von 10
Mikrosievert im Kalenderjahr belastet werden. Die Dosis ist
deutlich geringer als die vieler anderer Strahlenquellen im Alltag,
kummulative Effekte können allerdings nicht ausgeschlossen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8214: Tragisches und Kurioses - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Istanbuls Bürgermeister prangert Vergeudung der Stadtverwaltung an

Um ein Zeichen gegen die Verschwendung in seiner Stadt zu setzen, hat
Istanbuls neuer Bürgermeister, Ekrem Imamoglu, auf einem zentralen
Platz etwa 730 ungenutzte Dienstwagen der Stadtverwaltung auffahren
lassen.

Wie ZDF heute berichtete, prangerte Oppositionspolitiker Imamoglu mit
dieser Parade die Verschwendung öffentlicher Gelder durch seine
Vorgänger aus der Regierungspartei AKP an.

Damit legt Imamoglu sich offensichtlich auch mit Präsident Recep
Erdogan an, der 2014 in einen neu errichteten Palast eingezogen war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8243: Arbeit, Soziales und Familie - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Baumbesetzer in Hamburg-Wilhelmsburg

Im Hamburger Stadtteil Wilhelmsburg soll die Wilhelmsburger
Reichsstraße verlegt werden. Im Spreehafenviertel sollen 1000 neue
Wohnungen entstehen. Dafür müßten mehreren Hektar Wald am
Ernst-August-Kanal gerodet werden. Die Bäume waren wild gewachsen,
als die Kleingärten auf der Elbinsel nach der Sturmflut von 1962
aufgegeben worden waren und das Gelände aufgeschüttet wurde. Es
entstand ein für die Wilhelmsburger attraktives Naherholungsgebiet,
welches zudem Lärm abhält und zum Klimaschutz beiträgt. Aus Protest
gegen die geplanten Abholzungen haben Anwohner am Sonntag ein
Nachbarschaftsfest veranstaltet. Am Rande besetzten acht Aktivisten
und Aktivistinnen der Gruppierung "Wilde Gasse" einen Baum, auf dem
sie sich in mehreren Metern Höhe mit Hängematten und Schlafsäcken
einrichteten. Unter dem Baum versammelte sich eine kleine Gruppe von
Unterstützern. Polizeikräfte beendeten die Aktion am Montag, indem
sie zuerst die Personen am Boden wegtrugen und dann die Demonstranten
von dem Baum holten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8221: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Steigendes Kohlendioxid kann zu Mangelernährung führen

Wissenschaftler warnen, daß die steigenden Werte des Klimagases
Kohlendioxid in der Luft wichtige Lebensmittel nährstoffärmer machen
und langfristig bei Menschen zu Mangelerscheinungen führen können.
Das hat eine Studie von Matthew Smith und Samuel Myers von der
Universität Harvard ergeben. So sollen einige Getreide wie Reis und
Weizen bis zum Jahr 2050 bis zu 17 Prozent weniger Eisen, Zink und
Eiweiß enthalten können. Das hat Folgen: Nach den Berechnungen der
Wissenschaftler können zwei Prozent der Bevölkerung und damit 175
Millionen Menschen einen Zinkmangel entwickeln - davon alleine 50
Millionen in Indien. Besonders Kinder sind bei Zinkmangel der Gefahr
ausgesetzt, etwa an Malaria und Lungeninfektionen zu erkranken.
Außerdem sollen 122 Millionen Menschen durch den erhöhten CO2-Gehalt
zu wenig Eiweiß aufnehmen, das essentiell für Wachstum und
Entwicklung ist. Und über eine Milliarde Menschen soll darüber hinaus
weniger Eisen erhalten.

9. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8231: Märkte und Finanzen - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Britisch Airways zu Verhandlungen mit streikenden Piloten bereit

Die Fluggesellschaft British Airways mußte wegen eines Streiks ihrer
Piloten für Montag und Dienstag fast 100 Prozent ihrer Flüge absagen.
Vom Ausfall von rund 1700 Verbindungen zu und ab den Londoner
Flughäfen Heathrow und Gatwick sind nach Angaben des Independent rund
250.000 Passagieren in aller Welt betroffen. Die Piloten fordern
angesichts der guten Geschäftsentwicklung ihrer Airline mehr als die
im Juli angebotenen 11,5 Prozent Gehaltsaufbesserung über drei Jahre.
Am 27. September soll deswegen noch einmal gestreikt werden. Die
Gewerkschaft Balpa gibt den Verlust für British Airways mit
umgerechnet rund 44 Millionen Euro pro Streiktag an. Das
BA-Management hat bereits Verhandlungsbereitschaft signalisiert.

9. September 2019
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WISSENSCHAFT/8244: Aus Forschung und Technik - 09.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hacker nehmen deutsche Kliniken ins Visier

Kein Zweifel, die Digitalisierung des Gesundheitswesens schreitet
unaufhaltsam voran. Neben Vorteilen birgt diese Entwicklung aber auch
einige Probleme. Zu ihnen gehört die Gefahr von Cyber-Angriffen.
Davon geht zumindest der Verband der Krankenhausdirektoren für
Rheinland-Pfalz und Saarland aus. Nach Peter Förster, Geschäftsführer
des Westpfalz-Klinikums in Mainz, ist in jüngster Zeit eine deutliche
Zunahme von Angriffen zu beobachten, die von fingierten Mails bis hin
zu gefährlichen Einbruchsversuchen in Krankenhausnetze reichen.
Dagegen müssen sich die Kliniken unbedingt wappnen, denn viele von
ihnen haben auf diesem Gebiet erheblichen Nachholbedarf.

9. September 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PULSAR/036: Pulsar-Tomographie dank Einstein (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 05.09.2019

Pulsar-Tomographie dank Einstein



Pulsare in Binärsystemen werden durch relativistische Effekte beeinflusst,
die zur zeitlichen Änderung der Ausrichtung der Rotationsachsen führen.
Einem Forscherteam unter MPIfR-Leitung ist es gelungen, über langjährige
Radiobeobachtungen des Pulsars PSR J1906+0746 die Struktur der
polarisierten Strahlung aus Richtung des Magnetpols aufzulösen und das
Verschwinden beobachtbarer Radiostrahlung für das Jahr 2028 vorherzusagen.
Das Experiment stellt den bisher genauesten Test für den Effekt der
Spinpräzession in einem starken Gravitationsfeld dar und gibt Hinweise auf
die erwartete Beobachtungsrate für die Verschmelzung von Neutronensternen
mit Gravitationswellendetektoren wie z.B. LIGO.




[image: Bild: © Gregory Desvignes & Michael Kramer, MPIfR]

PSR J1906+0746: der relativistische Effekt der Spinpräzession des
Pulsars ermöglicht die Auflösung von Strukturen im Pulsarstrahl,
ähnlich wie bei einer Computertomographie in der Medizin.

Bild: © Gregory Desvignes & Michael Kramer, MPIfR



Pulsare sind schnell rotierende Neutronensterne, die das Anderthalbfache
der Masse der Sonne - oder sogar mehr! - in einem sehr kleinen Bereich von
nur ungefähr 20 km Durchmesser konzentrieren. Sie haben extrem starke
Magnetfelder und senden einen stark gebündelten Strahl von Radiowellen von
beiden Magnetpolen aus. Aufgrund ihrer sehr stabilen Rotation gibt es,
ähnlich wie bei einem Leuchtturm, regelmäßig auftretende ("pulsierende")
Signale, die mit der Genauigkeit einer Atomuhr auf der Erde eintreffen.
Die riesigen Massen, die Kompaktheit der Quelle und die Eigenschaften
einer hochgenauen Uhr ermöglichen es den Astronomen, Pulsare als
Laboratorien für die Überprüfung der Allgemeinen Relativitätstheorie
Einsteins zu verwenden.

Einsteins Theorie besagt, dass die Raumzeit durch massereiche Körper wie
z.B. Pulsare gekrümmt wird. Eine Auswirkung davon ist die sogenannte
relativistische Spinpräzession von Pulsaren in Doppelsternsystemen. Sie
entsteht infolge einer Neigung zwischen den Rotationsachsen des Pulsars
und der Ausrichtung des Gesamtdrehmoments, die vermutlich durch die
vorhergehende Supernovaexplosion bei der Geburt des Pulsars verursacht
wurde. Diese Präzession führt zu einer Änderung in der Sichtgeometrie, die
durch die systematische Beobachtung der Pulsprofile über einen längeren
Zeitraum experimentell verfolgt werden kann.

Erste Belege für ein veränderliches Pulsprofil, das von Änderungen in der
Sichtgeometrie aufgrund der Spinpräzession verursacht wird, wurden vorher
bereits mit dem 100-m-Radioteleskop in Effelsberg in dem berühmten
Hulse-Taylor-Binärpulsar B1913+16 (Nobelpreis für Physik 1993) gefunden und
modelliert. Weitere Pulsare in Binärsystemen zeigen ebenfalls diesen
Effekt, aber keiner von ihnen ermöglicht ähnlich präzise und detaillierte
Untersuchungen wie nun PSR J1906+0746.

Es ist ein junger Pulsar, der sich in 144 Millisekunden einmal um die
eigene Achse dreht und in einer vierstündigen Umlaufbahn in einem
Doppelsternsystem um einen weiteren Neutronenstern kreist. Er befindet
sich in Richtung des Sternbilds Adler in der Ebene der Milchstraße, recht
nahe zum galaktischen Äquator.

"PSR J1906+0746 stellt ein einzigartiges Laboratorium für uns dar, in dem
wir gleichzeitig die Physik der Radiostrahlung des Pulsars untersuchen und
Einsteins Allgemeine Relativitätstheorie testen können", sagt Gregory
Desvignes vom Max-Planck-Institut für Radioastronomie (MPIfR) in Bonn, der
Erstautor der Veröffentlichung.

Das Forscherteam hat diesen Pulsar in den Jahren von 2012 to 2018
systematisch mit dem 305m-Arecibo-Radioteleskop bei einer Frequenz von 1,4
GHz beobachtet. Ergänzt wurden diese Messungen mit Archivdaten von den
Radioteleskopen in Nançay/Frankreich und Arecibo/Puerto Rico aus den
Jahren von 2005 bis 2009. Insgesamt sind es 47 Einzelbeobachtungen über
einen Gesamtzeitraum von Juli 2005 bis Juni 2018.

Die Forscher fanden heraus, dass es anfangs noch möglich war, Strahlung
von beiden entgegengesetzten magnetischen Polen des Pulsars zu erfassen,
wobei sowohl der "nördliche" als auch der "südliche" Strahlungskegel (in
der Originalveröffentlichung als "main pulse" und "interpulse" bezeichnet)
einmal pro Umdrehung in Richtung Erde zeigten. Mit der Zeit konnte der
nördliche Strahlungkegel nicht mehr beobachtet werden und nur der südliche
blieb sichtbar. Auf der Grundlage einer detaillierten Untersuchung der
Polarisation der gemessenen Radiostrahlung wurde nun ein bereits 50 Jahre
altes, aber noch nie bewiesenes Modell angewandt, das einen Zusammenhang
zwischen den Polarisationseigenschaften und der Geometrie des Pulsars
herstellt. Die Beobachtungsdaten haben dieses Modell nun endlich bestätigt
und ermöglichten es den Astronomen, die Rate der Spinpräzession mit
weniger als 5% Abweichung zu bestimmen. Das ist eine höhere Genauigkeit
als beim Doppelpulsar PSR J0737-3039, dem bisherigen Referenzsystem für
solche Messungen. Das erhaltene Resultat stimmt hervorragend mit den
Vorhersagen von Einsteins Theorie überein.

"Die Pulsare ermöglichen uns Tests von Gravitationstheorien, die wir auf
keine andere Weise durchführen können", fügt Ingrid Stairs von der
Universität von British Columbia in Vancouver, hinzu, eine Ko-Autorin der
Veröffentlichung. "Hier haben wir ein weiteres phantastisches Beispiel für
einen solchen Test."

Darüber hinaus kann das Team nun sowohl das Verschwinden als auch das
Wiederauftauchen von nördlichem und südlichem Strahlungskegel des Pulsars
PSR J1906+0746 vorhersagen. Der südliche Kegel wird um 2028 aus der
Sichtlinie verschwinden und in den Jahren zwischen 2070 und 2090
wiederauftauchen. Der nördliche Kegel sollte im Zeitraum zwischen 2085 und
2105 wieder sichtbar werden.

Das Experiment erstreckte sich über insgesamt 14 Jahre und liefert
zusätzlich interessante Ergebnisse zur noch wenig verstandenen
Funktionsweise der Pulsare selbst. Dadurch, dass die Sichtlinie zur Erde
den magnetischen Pol des Pulsars in nordsüdlicher Richtung überstrichen
hat, konnte nicht nur eine Kartierung der Struktur des
Pulsar-Strahlungkegels (analog zur Computertomographie in der Medizin)
erstellt werden, sondern auch eine Untersuchung der physikalischen
Bedingungen für die Radiostrahlung direkt über dem magnetischen Pol des
Pulsars.

"Wir beobachten die Radiostrahlung von Pulsaren mittlerweile schon 52
Jahre lang, ohne richtig zu verstehen wo sie entsteht und wie sie zustande
kommt", erklärt Axel Jessner vom MPIfR, ein weiterer Ko-Autor der
Veröffentlichung. "Mit diesen Messungen ist nun endlich geklärt, wo die
Strahlung im Pulsarmagnetfeld entsteht. Dadurch haben wir nun die
notwendigen Informationen um auch das Rätsel ihres Erzeugungsmechanismus
zu lösen."

Die Kartierung der Struktur zeigt die tatsächliche Ausdehnung des
Pulsar-Strahlungskegels, die die Größe des Himmelsabschnitts festlegt, der
von dem Strahlungskegel ausgeleuchtet wird. Das wiederum beeinflusst die
Vorhersage zur Anzahl von Neutronenstern-Binärsystemen in der Milchstraße
und damit die erwartete Häufigkeit für die Entdeckung von
Gravitationswellen bei der Verschmelzung von Neutronensternen.

"Wir haben eine lange Zeit dafür benötigt, dieses Experiment zu
vollenden", schließt Michael Kramer, Direktor und Leiter der
Forschungsabteilung "Radioastronomische Fundamentalphysik" am MPIfR. "In
diesem Tagen ist es leider üblich geworden, dass die Forschungsergebnisse
sehr schnell zustande kommen müssen. Dabei kann uns dieser Pulsar noch
soviel mehr erzählen. Geduld und Fleiß haben sich hier wirklich
ausgezahlt."


Die Autoren der Originalveröffentlichung in "Science" sind Gregory
Desvignes, Michael Kramer, Kejia Lee, Joeri van Leeuwen, Ingrid Stairs,
Axel Jessner, Ismaël Cognard, Laura Kasian, Andrew Lyne und Ben W.
Stappers. Autoren aus dem Max-Planck-Institut für Radioastronomie (MPIfR)
sind Gregory Desvignes, der Erstautor, sowie Michael Kramer und Axel
Jessner.

Neben dem MPIfR sind Autoren aus folgenden Forschungseinrichtungen an der
Veröffentlichung beteiligt: Laboratoire d'études spatiales et
d'instrumentation en astrophysique, Observatoire de Paris, Université
Paris-Sciences-et-Lettres, Centre National de la Recherche Scientifique,
Sorbonne Université, Université de Paris, 5 place Jules Janssen, 92195
Meudon, France; Jodrell Bank Centre for Astrophysics, School of Physics
and Astronomy, The University of Manchester, Manchester M13 9PL, UK; Kavli
Institute for Astronomy and Astrophysics, Peking University, Beijing
100871, People's Republic of China; ASTRON, The Netherlands Institute for
Radio Astronomy, Postbus 2, 7990 AA Dwingeloo, The Netherlands;
Astronomical Institute Anton Pannekoek, University of Amsterdam, Science
Park 904, 1098 XH Amsterdam, The Netherlands; Department of Physics and
Astronomy, University of British Columbia, Vancouver, BC V6T 1Z1, Canada;
Laboratoire de Physique et Chimie de l'Environnement et de l'Espace,
Centre National de la Recherche Scientifique-Université d'Orléans, F-45071
Orléans, France; sowie Station de radioastronomie de Nançay, Observatoire
de Paris, Centre National de la Recherche Scientifique, Institut national
des sciences de l'Univers, F-18330 Nançay, France.


Originalpublikation:

Gregory Desvignes et al.:

Radio emission from a pulsar's magnetic pole revealed by general relativity,

in: Science, Ausgabe vom 6. September 2019

www.sciencemag.org/

Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/pressemeldungen/2019/7
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1663: Multiresistente Keime - Großstadt-Ratten als mögliche Quelle (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 06.09.2019

Multiresistente Keime: Großstadt-Ratten als mögliche Quelle



Ratten und die Pest - das war über Jahrhunderte ein allgegenwärtiges,
tödliches Bedrohungsszenario in Europa. Doch die von Ratten ausgehende
Gefahr für den Menschen ist nicht gebannt, wenn auch in anderer Form: Eine
aktuelle Studie zeigt, dass viele in Wien lebende Ratten Träger
gefährlicher multiresistenter Keime sind. Die Arbeit ist das Ergebnis
einer internationalen Kooperation zwischen der Vetmeduni Vienna
(Forschungsinstitut für Wildtierkunde/Ökologie, Institut für
Mikrobiologie), der Österreichischen Agentur für Ernährungssicherheit
(AGES), der Freien Universität Berlin sowie dem Leibniz-Institut für
Photonische Technologien.

Die Entstehung von multiresistenten Krankheitserregern wird zu einem immer
größeren, globalen Problem für die Gesundheit von Mensch und Tier. Ein
Forschungsteam hat nun bei in der Wiener Innenstadt zwischen 2016 und 2017
gefangenen Ratten festgestellt, dass rund jede siebente davon (14,5%)
multiresistente Enterobakterien - deren wichtigster Vertreter als
Kolibakterien bekannt sind - in sich trug. Die in Wien erhobene Häufigkeit
ist damit vergleichbar zum in früheren Studien in anderen Großstädten
festgestellten Auftreten. So betrug die Prävalenz beispielsweise in Berlin
13,6% und in Hongkong 13,9%. Zudem trugen mehr als die Hälfte der Ratten
in Wien (59,7 %) gefährliche, multiresistente Staphylokokken in sich.

Besorgniserregende Häufigkeit von multiresistenten Bakterien

"Obwohl die genaue Wechselwirkung zwischen mit multiresistenten Keimen
belasteten Ratten und dem Risiko für die menschliche Gesundheit derzeit
noch nicht geklärt ist, ist die von uns beobachtete Häufigkeit
multiresistenter Keime besorgniserregend", so die Autoren. "Eine der von
uns untersuchten Ratten wurde beispielsweise in einem Grünbereich
gefangen, der im Sommer von Obdachlosen als Schlafstelle genutzt wird.
Diese besondere Situation erhöht das Risiko einer Übertragung der
resistenten Bakterien. Grundsätzlich ist für eine Übertragung aber auch
eine Vielzahl weiterer Szenarien denkbar. Die Bekämpfung von Ratten, aber
auch anderer Nagetiere wie Mäuse, ist und bleibt in Städten deshalb eine
wichtige Priorität für die öffentliche Gesundheit".

Ratten - ein gefährlicher Krankheitsüberträger

In Bezug auf die Verbreitung und Entwicklung multiresistenter Keime sind
Wanderratten (Rattus norvegicus) besonders relevant. Ratten gelten als die
produktivste und am weitesten verbreitete städtische Schädlingsart. Sie
ernähren sich von menschlichen Abfällen und besiedeln das Abwassersystem,
wodurch sie häufig mit menschlichen Fäkalien interagieren und
multiresistente Bakterien aufnehmen und verbreiten können. Über die genaue
Rolle von Ratten in der Epidemiologie multiresistenter Keime ist bisher
noch wenig bekannt. Die vorliegende Studie liefert deshalb einen wichtigen
Beitrag, um den Kenntnisstand in diesem Bereich zu verbessern.

Klimawandel und Landflucht als wichtige Ursachen

Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung lebt in Städten, und bis 2030 wird
dieser Anteil auf 60% gestiegen sein. Die dichte menschliche Bevölkerung,
die zunehmende Interaktion mit der städtischen Tierwelt und das wärmere
städtische Mikroklima begünstigen die Entstehung von Zoonosen - also
Krankheiten, die von wildlebenden Tieren auf den Menschen übertragen
werden - in Städten. Städte können dadurch Orte sein, an denen
Krankheitserreger eingeschleppt und verbreitet werden.
Trotz ihres schlechten Rufes sind die kleinen Nagetiere nützlich für die
Wissenschaft. Ratten sind in städtischen Gebieten allgegenwärtig und
kommen mit allen Arten von Abwässern in Berührung. Die Wissenschaft macht
sich dies zu Nutze, um Informationen über mögliche Antibiotikaresistenzen
bei Ratten in der urbanen Umgebung zu gewinnen.

Originalpublikation:

Der Artikel "Urban brown rats (Rattus norvegicus) as possible source of
multidrug-resistant Enterobacteriaceae and meticillin-resistant
Staphylococcus spp., Vienna, Austria, 2016 and 2017" von Amélie
Desvars-Larrive, Werner Ruppitsch, Sarah Lepuschitz, Michael P Szostak,
Joachim Spergser, Andrea T. Feßler, Stefan Schwarz, Stefan Monecke, Ralf
Ehricht, Chris Walzer und Igor Loncaric wurde in Eurosurveillance
veröffentlicht.

https://www.eurosurveillance.org/content/10.2807/1560-7917.ES.2019.24.32.1900149

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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SEISMIK/154: Auf Nachbeben vorbereiten - Mathematiker nutzen Wahrscheinlichkeitstheorie für Vorhersagen (idw)


Universität Potsdam - 06.09.2019

Auf Nachbeben vorbereiten -
Mathematiker nutzen Wahrscheinlichkeitstheorie für Vorhersagen



Nach großen Erdbeben treten häufig kleinere Nachbeben auf. Ein
internationales Team von Mathematikern, darunter Prof. Dr. Gert Zöller von
der Universität Potsdam, will dazu beitragen, diese Nachbeben vorhersagen
zu können. Dazu nutzen die Wissenschaftler moderne mathematische Methoden
aus der Wahrscheinlichkeitstheorie. Neueste Ergebnisse wurden jetzt im
Forschungsjournal "Nature Communications" veröffentlicht.

Starke Erdbeben lösen durch plötzliche Spannungsumlagerungen weitere
Erdbeben aus, die ihrerseits große Zerstörungskraft entfalten können.
Diese Eigenschaft der "Selbsterregung" von Ereignissen ist für
Mathematiker von besonderem Interesse. Mithilfe von eigens dafür
entwickelten sogenannten Hawkes-Prozessen können Wahrscheinlichkeiten für
solche "getriggerten" Ereignisse berechnet werden. Damit befassen sich
Wissenschaftler an der Universität Potsdam im Sonderforschungsbereich
"Datenassimilation" (SFB 1294).

In ihren neuesten Arbeiten kombinieren die Mathematiker Hawkes-Prozesse
mit Methoden der Extremwertstatistik, um die Stärken der größten und damit
gefährlichsten Nachbeben vorhersagen zu können. "Die Anwendung dieser
Methoden kann einen Beitrag dazu leisten, künftig nach starken Erdbeben
besser auf zu erwartende Nachbeben vorbereitet zu sein", so Gert Zöller.
Während eine allgemeine Vorhersage von Erdbeben zurzeit nicht möglich sei,
bestehe jedoch die Hoffnung, im Fall von Nachbeben, die besonderen
Gesetzmäßigkeiten folgen, zu sinnvollen Abschätzungen zu gelangen. So
konnte die Methode bereits beim Erdbeben 2016 im japanischen Kumamoto
erfolgreich angewandt werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution156
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FORSCHUNG/1626: Fortschritte auf dem Weg zum Verständnis der Neutrino-Eigenschaften (idw)


Technische Universität München - 05.09.2019

Fortschritte auf dem Weg zum Verständnis der Neutrino-Eigenschaften



Um die Vermutung zu belegen, dass Materie ohne Antimaterie erzeugt werden
kann, sucht das GERDA-Experiment im Gran Sasso Untergrundlabor nach dem
neutrinolosen doppelten Betazerfall. Es hat die weltweit höchste
Empfindlichkeit für den Nachweis des gesuchten Zerfalls. Um die Chance
einer Entdeckung weiter zu erhöhen, arbeitet das Folgeprojekt LEGEND an
einem noch weiter verfeinerten Zerfallsexperiment.

Das Standardmodell der Teilchenphysik ist seit seinen Anfängen nahezu
unverändert gültig. Widersprüche zwischen Theorie und Experiment haben
sich bislang nur bei Neutrinos gezeigt.

Die Neutrino-Oszillation war dabei die erste Beobachtung, die nicht mit
den Vorhersagen übereinstimmte. Sie beweist, dass Neutrinos im Widerspruch
zum Standardmodell eine Masse ungleich Null haben. 2015 wurde diese
Entdeckung mit dem Nobelpreis ausgezeichnet.

Sind Neutrinos ihre eigenen Antiteilchen?

Hinzu kommt die Vermutung, dass Neutrinos so genannte Majorana-Teilchen
sind: Anders als alle anderen Bausteine der Materie könnten sie ihre
eigenen Antiteilchen sein. Dies würde auch eine Erklärung dafür liefern,
warum es im Universum so viel mehr Materie als Antimaterie gibt.

Zur Überprüfung der Majorana-Vermutung sucht die GERDA-Kollaboration nach
dem bisher nicht beobachteten neutrinolosen doppelten Betazerfall im
Germanium-Isotop 76-Ge: Dabei wandeln sich zwei Neutronen in einem
76-Ge-Kern gleichzeitig in zwei Protonen um, wobei zwei Elektronen emittiert
werden. Dieser Zerfall ist im Standardmodell verboten, da die beiden
Antineutrinos - die ausgleichende Antimaterie - fehlen.

Die Technische Universität München (TUM) beteiligt sich seit vielen Jahren
intensiv am Projekt GERDA (GERmanium Detector Array). Sprecher des neuen
Projekts LEGEND ist Prof. Stefan Schönert, der die TUM-Forschungsgruppe
leitet.

Das GERDA Experiment verfügt über die höchste Empfindlichkeit

GERDA ist das erste Experiment auf dem Gebiet, das den störenden
Untergrund soweit reduzieren konnte, dass der gesuchte neutrinolose
doppelte Betazerfall, sofern er existiert, eine Halbwertszeit von
mindestens 10²⁶ Jahren haben muss, das ist das
10 000 000 000 000 000-fache des Alters des
Universums.

Die Physiker wissen, dass Neutrinos mindestens hunderttausendmal mal
leichter sind als Elektronen, die nächstschwereren Teilchen. Welche Masse
sie genau haben, ist allerdings noch unbekannt und ein weiteres wichtiges
Forschungsthema.

Interessanterweise korrespondiert die Halbwertszeit des neutrinolosen
doppelten Betazerfalls mit einer speziellen Variante der Neutrino-Masse,
der Majorana-Masse. Kombiniert man das neue GERDA-Ergebnis mit denjenigen
anderer Doppel-Beta-Zerfallsexperimente, so muss diese Masse sogar
mindestens eine Million mal kleiner sein als die des Elektrons.
Physikalisch ausgedrückt läge die Masse bei unter 0,07 bis 0,16 eV/c²
[1].

Keine Widersprüche zu anderen Experimenten

Auch andere Experimente grenzen die Neutrino-Massen ein: Die jüngste
Analyse der Planck-Mission kommt für die Summe der Massen der drei
Neutrino-Arten auf unter 0,12 - 0,66 eV/c².

Das Tritium-Zerfallsexperiment KATRIN am Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) wird in den kommenden Jahren die Masse des Elektron-Neutrinos mit
einer Empfindlichkeit von ca. 0,2 eV/c² bestimmen. Die
Werte können zwar nicht direkt verglichen werden, sie erlauben es aber,
die unterschiedlichen Modelle zu überprüfen. Bislang gibt es keine
Widersprüche.

Von GERDA zu LEGEND

Die nun vorgestellten Beobachtungen wurden mit einer Detektormasse von
35,6 kg 76-Ge gemacht. Eine neue internationale Zusammenarbeit unter dem
Namen LEGEND wird nun die Detektormasse bis 2021 auf 200 kg 76-Ge erhöhen
und die Störungen so weit reduzieren, dass nach fünf Jahren eine
Empfindlichkeit von 10²⁷ Jahren erreicht ist.


Mehr Informationen:

GERDA ist eine internationale europäische Kooperation von mehr als 100
Physikern aus Belgien, Deutschland, Italien, Russland, Polen und der
Schweiz. In Deutschland sind die Technischen Universitäten München und
Dresden, die Universität Tübingen und die Max-Planck Institute für Physik
und für Kernphysik beteiligt. Die finanzielle Unterstützung in Deutschland
kommt vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) über den Exzellenzcluster Universe
und den SFB1258 sowie von der Max-Planck-Gesellschaft.

Prof. Schönert erhielt für vorbereitende Arbeiten zum Projekt LEGEND im
Jahr 2018 einen ERC Advanced Grant. Für ihre Arbeiten am KATRIN-Experiment
erhielt vor wenigen Tagen auch Frau Prof. Susanne Mertens einen ERC-Grant.
Sie wird im Rahmen des Experiments nach sogenannten sterilen Neutrinos
suchen.

Anmerkung:

[1] Massen werden in der Teilchenphysik statt in Kilogramm entsprechend
der Einsteinschen Gleichung E=m*c² in Elektronenvolt [eV] (als Einheit
für die Energie)/Lichtgeschwindigkeit zum Quadrat angegeben, da der
Zahlenwert sonst unvorstellbar klein würde: 1 eV/c² entspricht 1,8 x
10⁻³⁷ Kilogramm.

Originalpublikation:

The GERDA collaboration: Probing Majorana neutrinos with double beta decay

Science, published online on Thursday 5 September, 2019

DOI: 10.1126/science/aav8613

https://science.sciencemag.org/lookup/doi/10.1126/science.aav8613

Weitere Informationen unter:

https://www.mpi-hd.mpg.de/gerda/home.html

- Homepage des Projekts GERDA

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 05.09.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1342: Molekül verändert seine magnetischen Eigenschaften durch Licht (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 06.09.2019

Molekül verändert seine magnetischen Eigenschaften durch Licht



Magnetisch schaltbare Materialien sind in der Computertechnik und bei der
Speicherung von Daten von großer Bedeutung. Ein Team des Exzellenzclusters
Ruhr Explores Solvation an der Ruhr-Universität Bochum (RUB) hat jetzt ein
neuartiges Molekül namens 3-methoxy-9-fluorenylidene entwickelt und
hergestellt. Das Besondere daran: Seine magnetischen Eigenschaften lassen
sich durch verschiedenfarbiges Licht steuern. Das könnte sich die
Computerindustrie zunutze machen.

Ihre Ergebnisse beschreiben die Forscherinnen und Forscher um Prof. Dr.
Wolfram Sander vom Lehrstuhl für Organische Chemie II in der
Fachzeitschrift "Angewandte Chemie" vom 14. August 2019.


Vielfältiger Einsatz von magnetischen Materialien

Ohne Magnetismus geht in der Computertechnik nichts. So wird zum Beispiel
der Informationsfluss vom Rechner zu magnetischen Speichermedien wie
Festplatten durch Magnetismus gesteuert. Auch verwenden magnetische
Speichervorrichtungen Lese-/Schreibköpfe in Form von Magneten, die die
Magnetisierungsmuster auf der Festplatte erkennen, also lesen, oder
ändern, also schreiben.

Die Methoxygruppe steuert die magnetischen Eigenschaften

Das von Wolfram Sander und seinem Team entwickelte organische Molekül
3-Methoxy-9-fluorenyliden basiert auf einem Gerüst aus Fluoren, an dem
sich eine Methoxygruppe als molekularer Schalter befindet.

Die Forscherinnen und Forscher fanden heraus, dass die magnetischen
Eigenschaften des Moleküls vom Zustand der Methoxygruppe abhängig sind.
Diese ändert ihre Konformation, je nachdem, welches Licht auf sie trifft.

Blaues Licht schaltet die Methoxygruppe in die "up"-Konformation und
bildet den diamagnetischen und weniger reaktiven Singulett-Zustand. Im
Gegensatz dazu dreht grünes Licht die Methoxygruppe an dem Molekül nach
unten, woraus sich der paramagnetische Triplett-Zustand ergibt, der eine
höhere Reaktivität gegenüber molekularem Wasserstoff aufweist.

Interessant für Forschung und Industrie

Seine Eigenschaften machen 3-Methoxy-9-fluorenyliden für die Forschung
sehr interessant. "Mithilfe dieser Atomverbindung können wir die
Spinabhängigkeit von Reaktionen untersuchen. Auch bei der Entwicklung
neuartiger schaltbarer magnetischer Materialien und chemischer Sensoren
könnte sie eine Rolle spielen", prognostiziert Sander.

Gegenüber herkömmlichen ferromagnetischen Materialien hat
3-Methoxy-9-fluorenyliden den Vorteil, dass der Magnetismus durch
sichtbares Licht ein- und ausgeschaltet werden kann. Organische Magnete
sind zudem nicht spröde wie herkömmliche Magnete, sondern flexibel und sie
lassen sich wie Kunststoffe verarbeiten.

Der Haken an der Sache

Einen Nachteil hat das Molekül jedoch: Es ist nur bei extrem niedrigen
Temperaturen stabil. "Daher arbeiten wir an magnetisch schaltbaren
Materialien, die unter Umgebungsbedingungen eingesetzt werden können", so
Wolfram Sander.

Originalveröffentlichung

Iris Trosien, Enrique Mendez-Vega, Tobias Thomanek, Wolfram Sander:

Conformational spin switching and spin-selective hydrogenation of a
magnetically bistable carbene,

in: Angewandte Chemie, 2019,

DOI: 10.1002/anie.201906579

Förderung

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstützte die Arbeiten im Rahmen
des Exzellenzclusters Resolv (EXC 2033, Projektnummer 390677874).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 06.09.2019
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AUSSEN/2174: System Putin ist in einer schweren Legitimationskrise


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. September 2019

System Putin ist in einer schweren Legitimationskrise



Zum Ausgang der sogenannten Regionalwahlen in Russland erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Die Regierungspartei von Wladimir Putin hat trotz der massiven
Einschränkungen einer wirklichen freien Wahl und trotz zahlreicher
Berichte über Wahlfälschungen eine herbe Niederlage einstecken müssen.
Das starke Ergebnis System für die vom System installierte,
regierungsloyale Opposition in Moskau, zu deren taktischen Wahl der
Oppositionspolitiker Nawalny aufgerufen hatte, und die schwache
Wahlbeteiligung zeigen, dass das System Putin in einer schweren
Legitimationskrise gefangen ist. Das Vertrauen in seine Partei, aber
auch in seine Person ist an einem Tiefpunkt angekommen. In den
vergangenen Jahren konnte der Kremlchef vor allem mit der Annexion der
Krim und seiner aggressiven Außenpolitik in der russischen
Nachbarschaft über die sich verschlechternde Lebenssituation,
wuchernde Korruption und Straflosigkeit im Staatsapparat
hinwegtäuschen. Das ist vorbei. Auch vor diesem Hintergrund ist nicht
damit zu rechnen, dass Putin bei der Suche nach einer Lösung des
Donbass-Krieges kooperativ und kompromissbereit sein wird.

Das mutige Streben der russischen Zivilgesellschaft nach Veränderungen
ist hingegen ungebrochen. Das zeigen nicht nur die Proteste auf der
Straße, an denen sich seit Wochen trotz Gewalt und Verhaftungen viele
Menschen beteiligen. Die Bundesregierung muss deutlich machen, dass
sie konsequent an der Seite all derjenigen steht, die sich für ein
demokratisches und friedliches Russland einsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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SOZIALES/1952: Mehr Unterstützung für pflegende Angehörige


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. September 2019

Mehr Unterstützung für pflegende Angehörige



Zum bundesweiten Aktionstag für pflegende Angehörige am 8.9.2019
erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

Der bundesweite Aktionstag für pflegende Angehörige macht deutlich:
Pflegebedürftige Menschen und deren Angehörige verdienen unsere
Unterstützung. Besonders der Einsatz pflegender Angehöriger ist
unersetzbar. Wichtig ist, dass die Politik sie unterstützt und so gut
es geht die Belastung reduziert. Deshalb schlagen wir mit der
'Pflegezeit Plus' eine steuerfinanzierte Lohnersatzleistung für
Menschen vor, die ihre Familienangehörigen, Freunde oder Nachbarn
pflegen.

Zusätzlich fordern wir eine doppelte Pflegegarantie, von der
pflegebedürftige Menschen, deren Angehörige und die Kommunen
profitieren. Wir entlasten sie dadurch, dass wir die
Finanzierungslogik der Pflegeversicherung umkehren: Damit sollen
pflegebedürftige Menschen zukünftig zum einen nur noch einen sehr
geringen Eigenanteil aufbringen, während die Pflegeversicherung die
finanzielle Hauptlast trägt. Zum anderen übernimmt die
Pflegeversicherung die Finanzierung aller notwendigen
Pflegeleistungen. Mit der doppelten Pflegegarantie greifen wir auch
den Kommunen unter die Arme und legen es in ihre Hände, präventive
Angebote vor Ort ausbauen zu können. Denn wir wollen, dass
Pflegebedürftigkeit kein Armutsrisiko darstellt, sondern frühzeitig
erkannt und verhindert werden kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1861: Bundeswehr unterstützt Katastrophenhilfe auf den Bahamas


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. September 2019

Bundeswehr unterstützt Katastrophenhilfe auf den Bahamas



Zum Nothilfeeinsatz der Bundeswehr auf den Bahamas können Sie den
verteidigungspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte, mit folgenden Worten zitieren:

"Die Bundeswehr unterstützt mit 66 Marinesoldaten die
Katastrophenhilfe auf den Bahamas, wo der Hurrikan Dorian große
Verwüstungen angerichtet hat. Es ist uns ein Anliegen, die Menschen
vor Ort bei der Bewältigung der Hurrikanschäden bestmöglich zu
unterstützen. Deshalb versorgen die Einsatzkräfte die Bevölkerung mit
dringend benötigten Nahrungsmitteln und Trinkwasser. Sie erstellen
auch ein Lagebild von den entstandenen Schäden.

Der Einsatz wird in enger Kooperation mit den niederländischen
Streitkräften durchgeführt. Er unterstreicht die Leistungsfähigkeit
der Soldaten und die Professionalität dieser Zusammenarbeit."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1860: Erleichterung über Oleg Senzows Freilassung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. September 2019

Erleichterung über Oleg Senzows Freilassung

In Putins Russland kann man Verbrecher werden, nur weil man seine
Meinung sagt



Zwischen Russland und die Ukraine ist es am heutigen Samstag zu einem
größeren Gefangenenaustausch gekommen. Zu den Freigelassenen gehört
der angesehene ukrainische Regisseur Oleg Senzow. Dazu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und humanitäre Hilfe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Endlich ist diese brutale Geiselnahme beendet - Oleg Senzow war die
persönliche Geisel Putins. Der Fall von Oleg Senzow zeigt, dass man
in Putins Russland zum Verbrecher werden kann, nur weil man seine
Meinung sagt. Senzow hat sich als Künstler mit dem friedlichen Mittel
des freien Wortes gegen Aggression, Annexion und Repression gewehrt.

Der heutige Tag und der Austausch von Gefangenen darf nicht darüber
hinwegtäuschen, dass sich unter Präsident Putin die Lage der
Menschenrechte dramatisch verschlechtert hat - "die schlimmste seit
Ende der Sowjetunion", wie die russische Vorsitzende von "Human
Rights Watch" sagt. In einem einzigen Jahr hat es 30 Gesetze gegeben,
um Bürgerrechte einzuschränken. Die Zahl der politischen Gefangenen
hat zugenommen. Die Opposition ist erheblicher Repression ausgesetzt.
Eine freie Medienlandschaft existiert nicht. Über 70 NGOs werden als
ausländische Agenten verfolgt.

Gleichzeitig ist Putin für Menschenrechtsverletzungen auf der
Weltbühne mitverantwortlich, in der Ukraine, sogar für Giftgas im
Syrien-Krieg. Ohne seine aktive Unterstützung von Massenmörder Assad
wäre dort das brutale Schlachten schon lange zu Ende."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1859: Gefangenenaustausch ist ein Erfolg für Präsident Selenskyj


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. September 2019

Gefangenenaustausch ist ein Erfolg für Präsident Selenskyj

Hoffnung auf Fortschritte beim nächsten Normandie-Gipfel



Zwischen Russland und der Ukraine ist es zu einem Gefangenenaustausch
gekommen. Dazu erklären der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul, und der Leiter der
deutschen Delegation in der Parlamentarischen Versammlung des
Europarates, Andreas Nick:

Wadephul: "Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt den
Gefangenenaustausch. Das ist ein wichtiger Schritt im Sinne der
Umsetzung der Minsker Vereinbarung. Es ist gut, dass der Filmemacher
Oleg Senzow, die Seeleute und weitere Gefangene endlich nach Hause
zurückkehren können. Sie sind viel zu lange widerrechtlich in
Russland festgehalten worden. Der Gefangenenaustausch ist ein Erfolg
für den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj. Er ist aber
auch ein Beispiel dafür, dass der Westen mit Dialogbereitschaft sowie
Standfestigkeit und Hartnäckigkeit gegenüber Russland seine
berechtigten Anliegen erreichen kann. Auf dieser Grundlage werden
auch Fortschritte in den Minsker Verhandlungen möglich sein. Es ist
zu hoffen, dass die Dialogbereitschaft auf russischer und
ukrainischer Seite auch positiv auf das geplante Gipfeltreffen im
Normandie-Format ausstrahlt und dort zu Fortschritten führt."

Nick: "Mit der Freilassung der inhaftierten Seeleute wird eine
zentrale Forderung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates
(PVER) erfüllt, die wir im Rahmen einer Dringlichkeitsdebatte im
Januar 2019 erhoben haben. Als zuständiger Berichterstatter konnte
ich damals die Beschlussvorlage formulieren und Angehörige der
betroffenen Seeleute persönlich treffen.

Wir sind ebenso erleichtert, dass der Filmemacher Oleg Senzow endlich
frei ist. Für seinen Einsatz für politische Gefangene in Russland
hatte ihn das Europäische Parlament 2018 mit den Sacharow-Preis
ausgezeichnet. Die Parlamentarische Versammlung des Europarates hatte
auch mehrfach seine Freilassung gefordert.

Damit sind erste positive Schritte im Bereich der Menschenrechte auf
dem Weg zu einer Deeskalation des Konflikts zwischen Russland und der
Ukraine erreicht worden, seitdem die russische Delegation im Juni
wieder in die Parlamentarische Versammlung des Europarates
zurückgekehrt ist.

Bei allen verbleibenden Differenzen mit Russland, etwa im Hinblick
auf die völkerrechtswidrige Annexion der Krim, wollen wir auch im
intensiven Dialog der Parlamentarier im Europarat auf weitere
Fortschritte zur Beendigung des militärischen Konflikts in der
Ostukraine hinwirken ebenso wie auf die Stärkung der Menschen- und
Bürgerrechte in der Russischen Föderation selbst."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/959: Menschenhandel effektiv bekämpfen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. September 2019

Menschenhandel effektiv bekämpfen

Prostitution für Freier unter Strafe stellen



Zu den Überlegungen aus der SPD-Fraktion, die Erbringung sexueller
Dienstleistungen für die Freier unter Strafe zu stellen, die
Prostituierten selbst aber straffrei zu lassen ("nordisches Modell")
erklären der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei und die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CSU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

Thorsten Frei: "Prostitution bedeutet in der Realität für
viele der Frauen, dass sie unter falschen Vorspiegelungen angelockt,
über Jahre in schwerster Weise ausgebeutet und misshandelt werden.
Deshalb setzen wir uns dafür ein, auch in Deutschland das "nordische
Modell" zu übernehmen: Denn nach diesem machen sich zwar die Freier,
nicht aber die Prostituierten strafbar. Zahlreiche europäische Länder
- Schweden, Norwegen, Island, Frankreich, Irland und Nordirland -
wenden dieses Modell schon an. Wir müssen dafür sorgen, dass
entwürdigenden Angeboten wie sexuellen Flatrates der Boden entzogen
wird. Wir wollen den in der vergangenen Legislaturperiode begonnenen
Kampf gegen Zwangsprostitution und Menschenhandel wirksam fortführen,
ohne dabei die Prostituierten selbst zu kriminalisieren. Hierfür
werden wir auf unseren Koalitionspartner zugehen, aus dessen Reihen
selbst dieser Vorschlag aufgebracht wurde, und hoffen, dass er dieses
Vorhaben unterstützt."

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Selbstbestimmte Prostitution
stellt in der Praxis die Ausnahme dar. In vielen Fällen werden die
Prostituierten auf unvorstellbare Weise sexuell ausgebeutet. Wir sind
außerdem als Gesellschaft betroffen, wenn das Frauenbild vieler
Männer durch käuflichen Sex geprägt wird. Es ist deshalb notwendig,
dass wir zu einem Paradigmenwechsel kommen. Deutschland darf nicht
das Bordell Europas sein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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WIRTSCHAFT/2853: Reform der Handwerksordnung kommt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. September 2019

Reform der Handwerksordnung kommt

Wiedereinführung der Meisterpflicht für zwölf Gewerke geplant



Zur geplanten Änderung der Handwerksordnung erklären der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Carsten
Linnemann, und der stellvertretende Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion, Sören Bartol:

Wir werden bei einigen Handwerksberufen die Meisterpflicht wieder
einführen. Damit setzen wir ein wichtiges Vorhaben des
Koalitionsvertrags um.

Wir legen bei der Entscheidung, bei welchen Gewerken die
Meisterpflicht wieder eingeführt wird, klare, objektive und
eindeutige Kriterien an. Dabei achten wir darauf, dass wir die
Vorgaben des deutschen Verfassungsrechts und des Europarechts
einhalten.

Wir sind davon überzeugt, dass der Meisterbrief im deutschen Handwerk
die beste Garantie für Qualitätsarbeit, Verbraucherschutz,
Leistungsfähigkeit und Innovationskraft liefert.

Die Meisterpflicht trägt außerdem durch eine hochwertige berufliche
Aus- und Weiterbildung auch maßgeblich zur Sicherung des
Fachkräftenachwuchses bei. Unser Ziel ist, mehr Qualität für die
Kundschaft und mehr Nachwuchs im Handwerk durch eine bessere
Ausbildung.

Entscheidend für die Einführung der Meisterpflicht ist, ob es sich um
gefahrgeneigte Handwerke handelt, deren unsachgemäße Ausübung eine
Gefahr für Leben und Gesundheit bedeutet. Außerdem sollen solche
Handwerke berücksichtigt werden, die vom Kulturgüterschutz erfasst
werden oder als immaterielles Kulturgut anzusehen sind. Nach fünf
Jahren wird eine Evaluierung der Neuregelung erfolgen.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat im Sommer einen
intensiven Dialog- und Anhörungsprozess durchgeführt, bei dem alle
Gewerke und Sozialpartner angehört worden sind. Auch im
Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestages hat eine umfassende
Anhörung stattgefunden.

Nach Auswertung der Anhörungen werden wir der Koalitionsarbeitsgruppe
"Reform der Handwerksordnung" im Deutschen Bundestag vorschlagen, für
die folgenden zwölf Gewerke die Meisterpflicht wieder einzuführen:


	Fliesen-, Platten- und Mosaikleger

	Betonstein- und Terrazzohersteller

	Estrichleger

	Behälter- und Apparatebauer

	Parkettleger

	Rollladen- und Sonnenschutztechniker

	Drechsler und Holzspielzeugmacher

	Böttcher

	Glasveredler

	Schilder- und Lichtreklamehersteller

	Raumausstatter

	Orgel- und Harmoniumbauer



Bestehende Betriebe, die derzeit nicht der Meisterpflicht
unterliegen, dürfen auch weiterhin ihr Handwerk selbstständig ausüben
und erhalten Bestandsschutz.

Nach der Diskussion in der Koalitionsarbeitsgruppe am Dienstag,
10.09.2019 werden wir das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie bitten, zügig einen Gesetzentwurf auf den Weg zu bringen.
Nach dem Beschluss der Bundesregierung folgen die Beratungen im
Bundesrat und Bundestag. Unser Ziel ist es, dass die Änderung der
Handwerksordnung Anfang 2020 in Kraft tritt.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1906: Keine Kooperation mit der Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. September 2019

Keine Kooperation mit der Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien



"DIE LINKE lehnt die Wiederaufnahme des Ausbildungseinsatzes der
Bundespolizei in Saudi-Arabien ab. Es ist vollkommen unverantwortlich,
ausgerechnet im Sicherheitsbereich mit der menschenverachtenden
Diktatur zu kooperieren", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung hat die Aussetzung der Polizeiausbildung und ein
Verbot von Rüstungsexporten mit der brutalen Ermordung des saudischen
Journalisten und Regimekritikers Jamal Khashoggi im Oktober 2018
begründet und lückenlose Aufklärung gefordert. Diese steht bis heute
aus, insbesondere die Verantwortung von Kronprinz Mohammed bin Salman
wird weiter verschleiert.

DIE LINKE fordert zudem eine Verlängerung des deutschen Waffenembargos
gegen Saudi-Arabien. Das Herrscherhaus in Riad ist mit seiner
Kriegführung im Jemen für die größte humanitäre Katastrophe unserer
Zeit verantwortlich und darf nicht weiter mit deutschen Waffen
aufgerüstet werden. Bundeskanzlerin Angela Merkel, Außenminister Heiko
Maas und Wirtschaftsminister Peter Altmaier müssen sich ohne Wenn und
Aber für eine Fortführung des Rüstungsexportstopps aussprechen und das
Embargo auf alle Länder der von Saudi-Arabien angeführten
Jemen-Kriegskoalition ausweiten, allen voran auf die Vereinigten
Arabischen Emirate."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BILDUNG/930: Mehr Fachkräfte für unsere Grundschulen und bessere Qualifizierungsprogramme


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. September 2019

Mehr Fachkräfte für unsere Grundschulen und bessere Qualifizierungsprogramme



"Unsere Grundschulen leiden unter den fatalen Folgen früherer
verfehlter Personalkalkulationen. Der sich dramatisch verschärfende
Lehrkräftemangel an unseren Schulen lässt sich nur gesamtstaatlich
lösen", erklärt Birke Bull-Bischoff mit Blick auf die heute
veröffentlichten neuen Berechnungen zum Grundschullehrermangel. Die
Sprecherin für Bildungspolitik der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Bund, Länder und Kommunen müssen enger zusammenarbeiten, um zügig
kurz-, mittel- und langfristige Lösungen zu finden: zum Abbau des
Lehrkräftemangels ohne Qualitätsverlust, zur Steigerung der
Attraktivität des Berufsfeldes, etwa durch die Verbesserung und
Vereinheitlichung der Lehrergehälter, und Verbesserungen der
Lehrerbildung. Wir brauchen gute Qualifizierungsprogramme für
Quer- bzw. Seiteneinsteiger, denn ohne die wird es nicht mehr gehen.
Traurig, aber wahr. Die Anzahl der regulär bis dahin ausgebildeten
Absolventen reicht bei weitem nicht aus. Daneben müssen Hochschulen
mehr Anreize gegeben werden, weiter mehr Studienplätze auszubauen als
sich verstärkt auf Drittmittelförderungsprojekte zu stürzen. Eine
Zugangshürde in Form des Numerus clausus, wie sie in einigen
Bundesländern für das Grundschullehramt besteht, ist kein Weg.

Wir müssen überdies Anreize schaffen, Lehrkräfte für den ländlichen
Raum zu gewinnen. Wir brauchen bundesweit geltende Vereinbarungen zur
Sicherung materieller und personeller Rahmenbedingungen an Schulen,
zur Ausbildung, zu den Arbeitsbedingungen der Fachkräfte und zur
Bildungsfinanzierung etwa in Form eines bundesweit geltenden
Bildungsrahmengesetzes."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. September 2019

Deutscher Bundestag
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INNEN/5066: Katja Kipping zum Angriff auf Wahlkämpfer in Thüringen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. September 2019

Zu dem Angriff am Samstag auf die Landtagskandidatin Katja Maurer und Wahlkämpfer der LINKEN in Thüringen sagt Katja Kipping, Vorsitzende der LINKEN:



"Militante Rechte versuchen, ein Klima der Angst zu schaffen, in dem
es niemand mehr wagt, ihnen zu widersprechen. Ich danke allen
Wahlkämpfenden, die in Thüringen dagegen halten, für ihren Mut. Meine
Gedanken sind bei Katja Maurer und ihrem Team, die mit dem Schrecken
davon gekommen sind. Wir lassen uns nicht einschüchtern. Die Linke
wird immer für ein solidarisches, friedliches und demokratisches
Zusammenleben eintreten. Die Brandstifter, die Hass und Intoleranz
sähen, dürfen niemals siegen. Jeder muss erkennen, wes Geistes Kind
diese Gesellen sind."

Susanne Hennig-Wellsow, Landesvorsitzende der Partei DIE LINKE in
Thüringen, fasst den Vorfall folgendermaßen zusammen: Am
Samstagvormittag wurde in Erfurt die Landtagskandidatin Katja Maurer -
unterwegs mit dem Wahlteam Susanne Hennig-Wellsows - beim Anbringen
der Plakate zur Landtagswahl von zwei extrem Rechten aus einer
Fleischerei heraus attackiert. Dabei entrissen sie ihr das Plakat
unter lautstarkem Geschrei und nahmen es mit in die Fleischerei. Der
Mann und die Frau mittleren Alters äußerten bei ihren Tätlichkeiten
gegen die junge Landtagskandidatin, dass sie Plakate der LINKEN nicht
dulden würden. Der Vorfall wurde bei der Polizei zur Anzeige gebracht.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. September 2019

Bundesgeschäftsstelle
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MEDIEN/159: ARD stellt Kommerz über Live-Berichterstattung und brüskiert Sportler wie Handball-Fans


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. September 2019

ARD stellt Kommerz über Live-Berichterstattung und brüskiert Sportler wie Handball-Fans



"Was sich die ARD am Samstagabend geleistet hat, ist skandalös und
nicht entschuldbar", erklärt André Hahn, stellvertretender
Fraktionsvorsitzender und sportpolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE zu dem Umstand, dass der Sender seine über eineinhalb Stunden
dauernde Live-Übertragung des überaus spannenden
Handball-Bundesligaspieles zwischen dem SC Magdeburg und dem THW KIel
in der letzten Spielminute ohne jede Vorankündigung einfach
abgebrochen hat. Bis zur Tagesschau um 20 Uhr waren noch mindestens
fünf Minuten Zeit, so dass es problemlos möglich gewesen wäre, die
Partie, in der am Ende ein einziges Tor entschied, bis zum Schluss zu
übertragen. Stattdessen wurden mehrere Werbespots eingespielt und die
Lottozahlen mitgeteilt. Auch in der folgenden Tagesschau gab es weder
eine Entschuldigung für das Vorgehen noch wurde das Endergebnis des
Spieles mitgeteilt. André Hahn weiter:

"Bei der ARD gehen Werbung und Kommerz ganz offensichtlich über
Live-Berichterstattung. Die Sportler und Zuschauer sind dem Sender
offenbar völlig egal und wurden ohne jede Not brüskiert. Ich erwarte
eine öffentliche Entschuldigung der Verantwortlichen und klar sollte
auch sein: Wer diese absurde Entscheidung getroffen hat, ist denkbar
ungeeignet für leitende Funktionen im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. September 2019
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WIRTSCHAFT/2187: Grüner Knopf - gesetzliche Regelungen statt Freiwilligkeit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. September 2019

Grüner Knopf - gesetzliche Regelungen statt Freiwilligkeit



"Um Armutslöhne, Unterdrückung und gesundheitliche Risiken in der
Textilproduktion zu beenden, benötigen wir statt freiwilligem Siegel
dringend ein Lieferkettengesetz", erklärt Eva-Maria Schreiber, für die
Fraktion DIE LINKE Obfrau im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung, anlässlich des Starts des staatlichen
Textilsiegels "Grüner Knopf". Schreiber weiter:

"Dass nach Jahren des Tauziehens endlich das erste staatliche
Textilsiegel eingeführt wird, begrüße ich zwar. Allerdings ist der
'Grüne Knopf' nicht nur inhaltlich verwässert, sondern er reicht auch
nicht bis zum Baumwollfeld, also dem Anfang der Lieferkette. Nur die
Arbeitsbedingungen in den Fabriken werden geprüft. Ein weiteres Manko
ist, dass nach langjährigen Verhandlungen nur mehr 27 Firmen
mitmachen. DIE LINKE fordert ein Lieferkettengesetz, das über den
Textilsektor hinausgeht und für alle Wertschöpfungsketten gilt. Die
Bundesregierung muss Konzerne, die für Menschenrechtsverletzungen wie
in Rana Plaza vor mehr als sechs Jahren verantwortlich sind, endlich
regulieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. September 2019
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BUNDESTAG/8841: Heute im Bundestag Nr. 986 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 986

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 15.39 Uhr

1. Regieren zwischen Bonn und Berlin

2. Private Smartphones am Arbeitsplatz

3. Fördermittel für deutsche Minderheiten

4. Korrekturbitten des BMI

5. Erfassung rechtsextremer Konzerte

6. Linke fragt nach Dublin-Verfahren

7. Linke fragt nach Asylstatistik



1. Regieren zwischen Bonn und Berlin

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12764)
zum Regieren mit modernen Kommunikationsmitteln zwischen den
Regierungssitzen in Bonn und Berlin gestellt. Die Bundesregierung soll
unter anderem beantworten, wie viele Dienstreisen die Mitarbeiter der
Ministerien im Jahr 2018 zwischen Bonn und Berlin gemacht haben und
mit welchen Transportmitteln.

 * 

2. Private Smartphones am Arbeitsplatz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12816)
zu privaten IoT-Geräten wie Smartphones, Tablets oder Smartwatches am
Arbeitsplatz gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem nach Sicherheitsrisiken durch die Mitnahme dieser Geräte an
den Arbeitsplatz.

 * 

3. Fördermittel für deutsche Minderheiten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12835)
zu Finanzmitteln des Bundes an deutsche Minderheiten in autoritären
Regimen gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem,
welche Institutionen und Verbände seit 2014 im Rahmen von
Förderprogrammen unterstützt wurden.

 * 

4. Korrekturbitten des BMI

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12609)
zu Korrekturbitten des Bundesministeriums des Inneren, für Bau und
Heimat (BMI) im Juni 2019 gestellt. Darin geht es um Korrekturen von
Berichterstattungen über das BMI in diesem Monat.

 * 

5. Erfassung rechtsextremer Konzerte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/12811) zu Kriterien bei der Erfassung rechtsextremer
Musikveranstaltungen gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem nach der Differenz zwischen den in Bundestagsdrucksachen
angegeben Zahlen und den vom Verfassungsschutz veröffentlichten
Zahlen.

 * 

6. Linke fragt nach Dublin-Verfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/12800) zur Asylstatistik für das zweite Quartal 2019 mit
Schwerpunktfragen zu Dublin-Verfahren gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, wie viele Verfahren im Rahmen der
Dublin-Verordnung eingeleitet worden sind.

 * 

7. Linke fragt nach Asylstatistik

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/12797) zur Asylstatistik für das zweite Quartal 2019 gestellt.
Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie hoch die
Gesamtschutzquote nach Artikel 16a des Grundgesetzes gewesen ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 986 - 9. September 2019 - 15.39 Uhr
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BUNDESTAG/8840: Heute im Bundestag Nr. 985 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 985

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. Stand allgemeine und berufliche Bildung

2. Einflussnahme auf Politik durch Studien

3. Wohnungsmarkt in Thüringen

4. Bundesbank-Korrekturbitten im April

5. AfD fragt nach Tourismusstrategie

6. Tourismus-Objekte des Bundes in NRW



1. Stand allgemeine und berufliche Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Verbesserungen der Leistungen für Bildung und
Teilhabe wurden mit dem Gesetz zur zielgenauen Stärkung von Familien
und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags und die
Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe
(Starke-Familien-Gesetz - StaFamG) umgesetzt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12792) auf die Kleine Anfrage der
Linken (19/12286).

Die Mehrausgaben im Bereich des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
II), des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG), des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch (SGB XII) und des Asylbewerberleistungsgesetzes
(AsylbLG) durch den Ausbau der Leistungen für Bildung und Teilhabe
belaufen sich - entsprechend der Ausführungen im Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/7504) - ab dem Jahr 2020 auf 220,6 Millionen Euro
jährlich.

Die Leistung für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf wurde
zum 1. August 2019 angehoben. Künftig werden für das erste
Schulhalbjahr zum 1. August 100 Euro und für das zweite Schulhalbjahr
regelmäßig zum 1. Februar 50 Euro berücksichtigt. Der
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD sieht vor, einen
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter bis 2025 zu
schaffen. Einzelheiten sind Gegenstand laufender Gespräche. Für
Investitionen in Ganztagsschul- und Betreuungsangebote sind 2
Milliarden Euro im Bundeshaushalt vorgesehen. Die Verteilung der
Gelder auf die Jahre 2020 bis 2025 ist gegenwärtig Gegenstand von
Gesprächen innerhalb der Bundesregierung und mit den Ländern.

Für den Digitalpakt Schule sind über die Gesamtlaufzeit von fünf
Jahren insgesamt Mittel in Höhe von 5 Milliarden Euro vorgesehen,
davon 3,5 Milliarden Euro in dieser Legislaturperiode. Für die
Umsetzung sind die Länder verantwortlich. Die Mittel werden für
digitale Infrastrukturen für allgemeinbildende und berufliche Schulen
sowie sonderpädagogische Bildungseinrichtungen bereitgestellt sowie
für übergreifende Systeme auf landesweiter und länderübergreifender
Ebene. Ein Anteil für berufliche Schulen ist nicht festgelegt.

Die 2. Förderphase von "Kultur macht stark. Bündnisse für Bildung" ist
Anfang 2018 gestartet und endet entsprechend der Förderrichtlinie zum
31. Dezember 2022. Für die Umsetzung des Förderprogramms ist ein
jährliches Finanzvolumen von bis zu 50 Millionen Euro vorgesehen.

"Kultur macht stark Plus" hatte zunächst eine Laufzeit bis Ende 2017
und wurde bis Ende 2018 verlängert. Aufgrund der gesunkenen Zahl von
Flüchtlingen wird das Programm nicht weitergeführt.

Grundlage für die Entscheidung über eine Verstetigung beziehungsweise
Ausweitung des Programms "Kultur macht stark. Bündnisse für Bildung"
über das Jahr 2022 hinaus werden Ergebnisse der Evaluation des
Programms sein. Erste Ergebnisse der Evaluation werden voraussichtlich
im Sommer 2020 vorliegen.

Der Berufsbildungspakt bildet die Agenda des BMBF im Bereich der
beruflichen Bildung ab. Schwerpunkte sind unter anderem die
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes und des
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes, der Innovationswettbewerb für
eine exzellente berufliche Bildung (InnoVET) und die Verstärkung der
Berufsorientierung. Umfasst ist ein Finanzvolumen von 1 255 Milliarden
Euro bis 2021.

Es sind Mittel von jährlich 30 Millionen Euro bis Ende 2023 für das
Sonderprogramm zur Digitalisierung überbetrieblicher
Berufsbildungsstätten (ÜBS) vorgesehen. Überwiegend werden diese
Mittel in digitale Ausstattungen der überbetrieblichen
Berufsbildungsstätten (ÜBS) investiert.

 * 

2. Einflussnahme auf Politik durch Studien

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung und ihr nachgeordneter Bereich
informieren sich im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung durch
unterschiedlichste Quellen, darunter zahlreiche Papiere und Studien,
sowie Gespräche mit einer Vielzahl von Akteuren aller
gesellschaftlichen Gruppen. Grundsätzlich fließen in die politische
Entscheidungsfindung regelmäßig zahlreiche Faktoren ein, die sich im
Nachhinein nicht entflechten lassen. Eine Verpflichtung zur Erfassung
sämtlicher Studien und anderer Dokumente, die zum Ausbau des Wissens
der Bundesregierung über ein Fachthema dienen, besteht nicht. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12710) auf die
Kleine Anfrage der Linken (19/11760). Die Linke hatte angeführt, dass
in letzter Zeit über die Möglichkeiten der verdeckten Einflussnahme
von Lobbyisten auf politische Entscheidungen durch wissenschaftliche
Studien berichtet worden sei. Lobbyisten würden danach gezielt Studien
mit bestimmten Ergebnissen oder bestimmte Ausrichtungen und
Fragestellungen in Auftrag geben, die im Ergebnis zur Beeinflussung
von Politik führen können.

Es sei weder rechtlich geboten noch im Sinne einer effizienten und
ressourcenschonenden öffentlichen Verwaltung leistbar, entsprechende
Informationen und Daten vollständig zu erfassen oder entsprechende
Dokumentationen darüber zu erstellen oder zu pflegen, schreibt die
Bundesregierung. Eine solche umfassende Dokumentation sei auch nicht
durchgeführt worden. Soweit Studien in besonderem Maße in die
Gesetzgebung eingeflossen seien, würden diese in der Begründung des
Regierungsentwurfs erwähnt.

Die Bundesregierung steht einer Veröffentlichung von Studien und
Gutachten, die mit öffentlichen Mitteln finanziert werden,
grundsätzlich positiv gegenüber. In einer Vielzahl von Fällen sei die
Veröffentlichung der in Auftrag gegebenen Studien und Gutachten
gängige Praxis. Die im Rahmen der Ressortforschung durch Studien,
Gutachten oder erstellten Forschungs- und Entwicklungsergebnisse
würden grundsätzlich veröffentlicht. Allerdings werde von einer
Veröffentlichung in den Fällen abgesehen, in denen öffentliche oder
private Interessen geschützt werden müssen. Dies gelte insbesondere im
Falle der Verwendung nicht-öffentlicher Daten.

Bei den Studien, die nicht aus öffentlichen Mittel finanziert wurden,
wirke die Bundesregierung nicht aktiv auf deren Veröffentlichung hin.
Die in Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) niedergelegte
Wissenschaftsfreiheit garantiere Wissenschaftlern die
Entscheidungsfreiheit bei der Verbreitung ihrer Ergebnisse. Eine
staatliche Einflussnahme erscheine der Bundesregierung daher nicht
angemessen.

Die Bundesregierung erhebe den Anspruch, ihr Handeln auf
wissenschaftliche Erkenntnisse und Daten auf dem aktuellen Stand der
Forschung zu stützen und dabei die Forschungsleistungen an
wissenschaftlichen Qualitätskriterien zu messen. Sie achte bei ihren
Entscheidungen stets auf die Belastbarkeit der von ihr verwendeten
Studien. Zudem würden Gesetzentwürfe der Bundesregierung im Zuge des
Gesetzgebungsverfahrens der umfassenden Prüfung durch den Deutschen
Bundestag unterliegen. Hierbei stünden dem Parlament weitreichende
Möglichkeiten zur Verfügung, sich eigene Sachkunde zu verschaffen und
bei offenen Fach- oder Sachfragen aktiv zu werden, etwa durch
öffentliche Anhörungen von Sachverständigen und Interessenvertretern.

Die Bundesregierung trete für ein offenes und transparentes
Regierungshandeln ein. Unter anderem habe das Bundeskabinett am 15.
November 2018 zur Erhöhung der Transparenz im Gesetzgebungsverfahren
beschlossen, Gesetzes- und Verordnungsentwürfe jeweils spätestens mit
Kabinettbeschluss zu veröffentlichen. Darüber hinaus würden die
Bundesministerien Entwürfe für Gesetze im Rahmen ihres jeweiligen
Internetauftritts veröffentlichen. Links dazu befänden sich auf der
Unterseite "Gesetzesvorhaben der Bundesregierung" auf
www.bundesregierung.de. Eingegangene Stellungnahmen von beteiligten
Verbänden werden ebenfalls veröffentlicht, sofern diese einer
Veröffentlichung nicht widersprechen.

 * 

3. Wohnungsmarkt in Thüringen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fragt nach
wohnungspolitischen Rahmendaten für das Bundesland Thüringen. In einer
Kleinen Anfrage (19/12933) geht es den Abgeordneten beispielsweise um
Bevölkerungsentwicklung, Zu- und Wegzüge, Mietenentwicklung und
Sozialwohnungsbestand.

 * 

4. Bundesbank-Korrekturbitten im April

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen die Zentrale der Deutschen
Bundesbank im April 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12622) von der Bundesregierung erfahren.

 * 

5. AfD fragt nach Tourismusstrategie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion erkundigt sich bei der
Bundesregierung nach den Rahmenbedingungen für den Tourismusstandort
Deutschland. In einer Kleinen Anfrage (19/12814) interessieren sich
die Abgeordneten besonders für bürokratische Hemmnisse und Pläne zu
deren Abbau. Auch fragen sie nach "sonstigen Investitionsbremsen" und
Plänen zur Änderung steuerlicher Rahmenbedingungen zugunsten der
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Tourimuswirtschaft.

 * 

6. Tourismus-Objekte des Bundes in NRW

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, welche Denkmäler der
Bund in Nordrhein-Westfalen besitzt. In einer Kleinen Anfrage
(19/12734) interessieren sich die Abgeordneten auch dafür, welche
dieser Objekte öffentlich zugänglich sind. Sie erkundigen sich
außerdem nach zusätzlichen internationalen Auszeichnungen dieser
Objekte, etwa einem Status als UNESCO Weltkulturerbe.

 * 
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BUNDESTAG/8839: Heute im Bundestag Nr. 984 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 984

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 14.15 Uhr

1. Wirtschaft begrüßt Forschungsförderung

2. 1,3 Milliarden Euro nicht erstattet

3. BMF-Korrekturbitten im April 2019

4. Abfluss von Finanzhilfen



1. Wirtschaft begrüßt Forschungsförderung

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Vertreter der deutschen Wirtschaft haben die von der
Bundesregierung geplante Einführung einer steuerlichen
Forschungsförderung begrüßt. Die Maßnahme werde zusätzliche
Forschungsausgaben in Deutschland mobilisieren, erklärte das
Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in einer
von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Montag zu dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen
Förderung von Forschung und Entwicklung (19/10940, 19/11728). Das ZEW
verwies unter anderem auf Erfahrungen in anderen OECD-Ländern, in
denen es eine steuerliche Förderung gebe. Gerade im Mittelstand gebe
es eine "Forschungslücke", die mit dem Gesetz angegangen werden könne.

Bei den Vorhaben, für die eine Förderung beantragt werden kann, muss
es sich um Grundlagenforschung, angewandte Forschung oder
experimentelle Entwicklung handeln. Als förderfähige Aufwendungen
sollen die von dem Unternehmen gezahlten Löhne für Arbeitnehmer
gelten, die mit dem Faktor 1,2 multipliziert werden sollen. Die
Bemessungsgrundlage ist auf zwei Millionen Euro pro Berechtigten
begrenzt. Die Höhe der Forschungszulage soll 25 Prozent der
Bemessungsgrundlage betragen. Laut Finanztableau wird von Kosten für
die Forschungszulage in Höhe von 1,5 Milliarden Euro ab 2021
ausgegangen.

Die Spitzenverbände der Wirtschaft erklärten in einer gemeinsamen
Stellungnahme, eine steuerliche Förderung von Forschung und
Entwicklung verspreche langfristig Arbeitsplätze, Wertschöpfung und
steigende Steuereinnahmen. Zudem sprachen sich die Spitzenverbände
dafür aus, die Forschungszulage mittelfristig ebenso wie die direkten
Förderprogramme weiter auszubauen und die Ausgaben insgesamt auf ein
international konkurrenzfähiges Niveau zu heben. Im Detail verlangten
die Verbände, die Kosten der Auftragsforschung beim Auftraggeber zu
fördern und das vorgeschlagene zweistufige Antragsverfahren zu
vereinfachen. Denn die meisten Unternehmen würden keine eigene
Forschungsabteilung unterhalten, so dass der größte Teil ihrer
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten durch Auftragsvergabe an
Dritte erfolge. "Der Impuls zur Auftragsforschung kommt vom
Auftraggeber - eine Förderung bei ihm würde einen direkten positiven
Anreiz erzeugen", so die Spitzenverbände der Wirtschaft. Der
Zentralverband des Deutschen Handwerks begrüßte die Förderung, warnte
aber davor, ein "Bürokratiemonster" zu schaffen.

Auch der Verband der chemischen Industrie sprach sich für eine
Einbeziehung der Auftragsforschung in die Förderung aus. Die gesamten
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen in der deutschen Wirtschaft
hätten sich 2017 auf knapp 69 Milliarden Euro belaufen, von denen mehr
als ein Viertel der Ausgaben externe Aufwendungen (Auftragsforschung)
und somit ein wichtiger Teil der Forschungsaktivitäten der deutschen
Unternehmen gewesen seien. Nachdem bisher vorliegende Entwurf bekomme
aber ein Unternehmen, das bei einem qualifizierenden Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben keine eigene Forschungs- und
Entwicklungstätigkeit betreibe, sondern einen Auftrag an Dritte
vergebe und dafür die Kosten trage, keine steuerliche Förderung im
Sinne des Gesetzentwurfs.

In der Stellungnahme der Dresdner Gardinen- und Spitzenmanufaktur M. &
S. Schröder wurde die Beschränkung der Bemessungsgrundlage lediglich
auf Personalkosten kritisiert. Damit würden Unternehmen und Branchen
mit kapital- und materialintensiven Forschungsprojekten unangemessen
benachteiligt. Gefordert wurde von der Gardinen- und Spitzenmanufaktur
zudem die Einbeziehung von Auftragsforschung beim Auftraggeber in die
Förderung. Dies forderte auch die Arbeitsgemeinschaft industrieller
Forschungseinrichtungen (AiF).

Der Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), dessen
Unternehmen mit 1,3 Millionen Erwerbstätigen größter industrieller
Arbeitgeber in Deutschland sind und eine Exportquote von 79 Prozent
haben, begrüßte, dass die steuerliche Forschungsförderung endlich in
greifbare Nähe rücke. Kritisiert wurde allerdings eine
Größenbeschränkung der Förderung. Zwar könnten Unternehmen aller
Größenordnungen die Zulage beantragen, jedoch sei durch eine sehr enge
Begrenzung der Bemessungsgrundlage auf zwei Millionen Euro der
Personalkosten eine Fördersumme nur in Höhe von maximal 500.000 Euro
erreichbar. "Damit mutiert das Instrument in unserer Branche
letztendlich doch zu einer Regelung vornehmlich für kleine und
mittlere Unternehmen", so der VDMA in seiner Stellungnahme.

Nach Angaben der Firma AtomLeap weist die Wirtschaft der
Bundesrepublik zwei besondere Merkmale auf. Zum einen sei die Anzahl
der Unternehmensneugründungen - insbesondere die der innovativen
Firmen - im Vergleich mit Ländern wie den USA, China, Kanada, Israel,
Singapur oder Finnland zu niedrig. Zum anderen Fuße ein großer Teil
der wertschöpfenden Innovationstätigkeit auf der Arbeit kleiner und
mittelgroßer Unternehmen. Diese sollten daher im Fokus der Förderung
stehen. Zusätzlich zur steuerliche Förderung sollten die
Bundesministerien verstärkt auf Auftragsvergabe an innovative
Jungunternehmen und etablierte kleine und mittlere Unternehmen setzen,
so die Firma AtomLeap.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) äußerte
"generelle Skepsis" an dem Entwurf. Dass die Forschungsausgaben
steigen könnten, erwartet das DIW nicht. Vielmehr sei mit
Mitnahmeeffekten zu rechnen.

 * 

2. 1,3 Milliarden Euro nicht erstattet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Zusammenhang mit Cum-Ex-Gestaltungen hat das
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) der Erstattung von
Kapitalertragsteuer für die Jahre 2006 bis 2011 in insgesamt 206
Antragsverfahren mit einem Erstattungsvolumen in Höhe von rund 1,25
Milliarden Euro nicht entsprochen. Wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12692) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/11912) mitteilt, bedeutet dies, dass in diesen Fällen
Anträge aufgrund von andauernden Cum-Ex-Ermittlungen noch nicht
beschieden, Anträge aufgrund bereits abgeschlossener
Cum-Ex-Ermittlungen von den Antragstellern zurückgenommen oder vom
Bundeszentralamt für Steuern abgelehnt wurden. In vier Fallkomplexen
mit insgesamt acht Erstattungsanträgen habe das Bundeszentralamt für
Steuern Verständigungen geschlossen und Kapitalertragsteuer in Höhe
von rund 54 Millionen Euro zurückerhalten.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, ist das Aufkommen aus der
Abgeltungssteuer auf Zinsen und auf Veräußerungserträge seit 2009
drastisch zurückgegangen. Betrug dieses Aufkommen im Jahre 2009 noch
12,4 Milliarden Euro, so sank es bis 2018 auf rund 6,9 Milliarden
Euro. Demgegenüber stieg in diesen Zeitraum die Kapitalertragsteuer
auf Dividenden von rund 12,5 auf rund 23,2 Milliarden Euro.

 * 

3. BMF-Korrekturbitten im April 2019

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen das Bundesministerium der
Finanzen (BMF) im April 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12627) von der Bundesregierung erfahren.

 * 

4. Abfluss von Finanzhilfen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um den Mittelabfluss von Finanzhilfen des Bundes an
Kommunen geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/12795).
Die Abgeordneten wollen wissen, warum erst 45,3 Prozent der zur
Verfügung stehenden Mittel im Rahmen des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes abgerufen worden sind. Außerdem
wird nach den Abrufzahlen aus verschiedenen Bundesländern gefragt.

 * 
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BUNDESTAG/8838: Heute im Bundestag Nr. 983 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 983

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 13.35 Uhr

1. Grüne fragen nach Verpackungsgesetz

2. Emissionen von Kreuzfahrtschiffen

3. Korrekturbitten des BMU im Mai 2019

4. Entwicklung des Papierverbrauchs

5. Bleibatterien im Fokus

6. CO2-Abdruck der Bundesregierung

7. Treibhausgasemissionen der Industrie



1. Grüne fragen nach Verpackungsgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12813) nach einer Zwischenbilanz bezüglich
der Wirkung und des Vollzugs des Verpackungsgesetzes. Die Abgeordneten
interessiert, wie die Bundesregierung die bisherigen Ergebnisse der
Arbeit der Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister (ZVSR) "mit
Blick auf eine effektive Überwachung und einen wirksamen Vollzug der
Produzentenverantwortung für Verpackungen" beurteilt.

 * 

2. Emissionen von Kreuzfahrtschiffen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach den Emissionen von Hochseekreuzfahrtschiffen
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/12884). Die Fraktion fragt die Bundesregierung unter
anderem, welche Entwicklung der Schiffsanläufe es in den
Kreuzfahrthäfen Hamburg, Kiel, Rostock, Bremerhaven, Lübeck und Wismar
zwischen 2000 und 2018 gab. Außerdem möchte sie erfahren, welche Daten
der Bundesregierung zu Emissionen im Bezug auf Schwefeloxide,
Stickoxide und Feinstaub in den genannten Kreuzfahrthäfen im Zeitraum
von 2015 bis 2018 vorliegen.

 * 

3. Korrekturbitten des BMU im Mai 2019

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im Mai 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12908) danach, "aus welchen Anlässen" das
Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

4. Entwicklung des Papierverbrauchs

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12732) nach der Entwicklung des jährlichen
Pro-Kopf-Verbrauchs von Papier, Pappe und Karton seit 1990. Die
Abgeordneten interessiert die Aufschlüsselung in die Segmente "Druck-,
Presse- und Büropapiere", "Verpackungszwecke", "Hygienepapiere" sowie
"sonstige Segmente". Auch nach der Entwicklung des Verbrauchs durch
den Versandhandel fragt die Fraktion.

 * 

5. Bleibatterien im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/12794) die Aufklärung zum Im- und Export von Bleibatterien
in LMIC-Staaten. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, wie viele Tonnen Abfälle des Typs A1160 und A1010
zwischen 2010 und 2018 in Nicht-OECD und Nicht-EU-Länder exportiert
bzw. importiert wurden. Auch interessiert die Abgeordneten, wie viele
Tonnen recyceltes Blei aus Nicht-OECD und Nicht-EU-Ländern bezogen
wurden.

 * 

6. CO²-Abdruck der Bundesregierung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion fragt in einer Kleinen Anfrage
(19/12767) nach dem CO2-Abdruck der Bundesregierung. Darin erkundigen
sich die Abgeordneten, welche Maßnahmen die Regierung seit 2015
ergriffen habe, um den CO2-Ausstoß der Ministerien und nachgelagerten
Behörden zu verringern. Auch interessiert die Fraktion, "welche dem
Klimaschutz zuträglichen Kriterien" die Bundesregierung bei dem
Einsatz und der Beschaffung von Dienstwagen und Dienstreisen anlege.

 * 

7. Treibhausgasemissionen der Industrie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/12772) nach der im Klimaschutzplan 2050
formulierten Absicht, für die deutsche Industrie noch vor 2020 eine
langfristig ausgerichtete strategische Herangehensweise zu entwickeln.
Weiter wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, welche
Maßnahmen für die Reduktion der Industrie-Emissionen von rund 200
Millionen Tonnen CO2-Äquivalent auf 140 Millionen Tonnen in 2030 und
auf eine Restgrößte von 20 Millionen Tonnen in 2050 sorgten.

 * 
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BUNDESTAG/8837: Heute im Bundestag Nr. 982 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 982

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 12.58 Uhr

1. Versorgungslage bei Opiatabhängigkeit

2. Abrechnung von Kontrastmitteln

3. FDP fragt nach Embryonenspende

4. Arbeitsbelastung im Ministerium

5. Rettungsdienst in der Notfallversorgung

6. Fragen zur genomischen Medizin

7. Medikament zur Selbsttötung



1. Versorgungslage bei Opiatabhängigkeit

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Substitutionsbehandlung von Menschen mit
Opiadabhängigkeit ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/12706) der
Linksfraktion. Diese Form der Behandlung sei eine der effektivsten
Möglichkeiten, um das Leben, die Selbstbestimmung und die Teilhabe von
opiatabhängigen Menschen zu schützen. Jedoch gebe es im ländlichen
Raum nach wie vor große Versorgungslücken.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie sich die
Opiadabhängigkeit entwickelt hat und wie die Versorgungslage für
abhängige Patienten eingeschätzt wird.

 * 

2. Abrechnung von Kontrastmitteln

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Abrechnung von Kontrastmitteln ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/12982) der Linksfraktion. Medien hätten
recherchiert, dass Radiologen über Kontrastmittel einen hohen
Zusatzverdienst erreichten. Es bestehe somit ein Anreiz, möglichst
viele dieser Mittel einzusetzen. Die Abgeordneten wollen nun wissen,
inwiefern Kontrastmittel gesundheitliche Schädigungen hervorrufen
können.

 * 

3. FDP fragt nach Embryonenspende

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/12888) nach Embryonenspenden. Es bestehe bei einer
künstlichen Befruchtung die Möglichkeit, nicht benötigte sogenannte
Vorkernzellen/Embryonen zwecks einer späteren Übertragung auf eine
Empfängerin zu spenden. Eine solche Spende sei nach deutschem Recht
aber umstritten. Die Abgeordneten wollen wissen, wie die
Bundesregierung zu Vorkernzell-/Embryonenspende steht.

 * 

4. Arbeitsbelastung im Ministerium

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Arbeitsbelastung im Gesundheitsministerium
befasst sich die Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12809).
Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele Gesetzentwürfe und
Verordnungen das Ministerium seit 2009 jährlich auf den Weg gebracht
hat. Sie erkundigen sich zugleich, wie viele Beschäftigte des
Ministeriums in den vergangenen zehn Jahren länger als vier Wochen
arbeitsunfähig waren oder frühverrentet wurden.

 * 

5. Rettungsdienst in der Notfallversorgung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der Rettungsdienst in der integrierten
Notfallversorgung ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/12768) der
FDP-Fraktion. Die Notaufnahmen der Krankenhäuser und Rettungsdienste
sähen sich seit Jahren einer wachsenden Zahl von Patienten gegenüber,
die zumeist auch ambulant versorgt werden könnten. Die Abgeordneten
fragen, wie die Bundesregierung die rettungsdienstliche
Notfallversorgung bewertet.

 * 

6. Fragen zur genomischen Medizin

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Chancen der sogenannten genomischen Medizin
befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12765).
Genetische Erkrankungen könnten mit Hilfe genomischer Medizin bereits
bei Neugeborenen frühzeitig identifiziert, analysiert und
zielgerichtet behandelt werden. Die Abgeordneten wollen wissen, wie
die Bundesregierung zu Eingriffen in die menschliche Keimbahn steht.

 * 

7. Medikament zur Selbsttötung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit Möglichkeiten zum Erwerb eines tödlich wirkenden
Medikaments befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12771). Das Bundesverwaltungsgericht habe im März 2017 geurteilt,
dass unheilbar Kranken in einer extremen Notlage der Erwerb eines
letal wirkenden Medikaments nicht verwehrt werden dürfe. Die Anträge
seien bisher jedoch trotzdem abgelehnt worden.

Die Abgeordneten erkundigen sich nach der Zahl der beim Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) eingegangenen solchen
Erlaubnisanträge seit Februar 2019.

 * 
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BUNDESTAG/8836: Heute im Bundestag Nr. 981 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 981

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 11.46 Uhr

1. Antworten unter Verschluss

2. Keine Daten zu Graumarkt-Investments

3. Personalbedarfsermittlung durchgeführt

4. 19 Prozent im Niedriglohnbereich

5. Arbeitslosigkeit von Lehrern

6. Korrekturbitten im Mai

7. Bargeld in stationären Einrichtungen



1. Antworten unter Verschluss

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Ein Teil der Antworten auf die Fragen nach dem
Einsatz verdeckter Ermittler beim Zollfahndungsdienst ist nach Angaben
der Bundesregierung aus Gründen des Staatswohls als Verschlusssache
"VS - Geheim" eingestuft. Dies teilt sie in der Antwort (19/12636) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11871) mit. Die
Antworten könnten bei der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages
nach Maßgabe der Geheimschutzordnung eingesehen werden, heißt es in
der Antwort weiter.

 * 

2. Keine Daten zu Graumarkt-Investments

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen keine Daten vor, wie
viele Personen insgesamt in den sogenannten grauen Kapitalmarkt
investiert haben und wie hoch das tatsächlicher Anlagevolumen derzeit
sein könnte. Auch liegen keine Zahlen zu Straftaten oder entstandenen
Schadenssummen im Bereich des grauen Kapitalmarkts vor, heißt es in
der Antwort der Bundesregierung (19/12693) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/12080). Eine Befugnis zur Durchführung von
Sonderprüfungen, wie zum Beispiel im Bereich der Institutsaufsicht von
Banken und Finanzdienstleistungsinstituten, habe die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht im Hinblick auf Anbieter von
Vermögensanlagen nicht.

 * 

3. Personalbedarfsermittlung durchgeführt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Für den Aufgabenbereich des automatischen
Informationsaustausches über Finanzkonten nach dem gemeinsamen
Meldestandard der OECD (Common Reporting Standard - CRS) wurde eine
Personalbedarfsermittlung durchgeführt. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12586) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12180) mit. In der Antwort sind die entsprechenden Angaben zu den
Stellen enthalten. Eine Ermittlung der Arbeitskräfte, die für die
manuelle Aufbereitung der CRS-Datensätze dauerhaft benötigt werden,
sei bislang nicht erfolgt, da noch nicht feststehe, ob es sich bei
dieser Tätigkeit um eine Daueraufgabe handeln werde, teilte Regierung
weiter mit.

 * 

4. 19 Prozent im Niedriglohnbereich

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Zum Stichtag 31. Dezember 2018 erzielten 4,14
Millionen oder 19,3 Prozent der Vollzeitbeschäftigen der Kerngruppe
(ohne Auszubildende) ein Entgelt im Niedriglohnbereich. Die
bundesweite Schwelle dafür liegt derzeit bei 2.203 Euro brutto im
Monat. Das geht aus der Antwort (19/12832) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/12290) der Fraktion Die Linke hervor. In der
Antwort heißt es weiter, dass es Ende 2018 knapp 4,8 Millionen
ausschließlich geringfügig Beschäftigte in Deutschland gab und dass
das Medianentgelt für sozialversicherungspflichtig
Vollzeitbeschäftigte im Dezember 2018 bei 3.304 Euro brutto lag.

 * 

5. Arbeitslosigkeit von Lehrern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12727)
zur Arbeitslosigkeit von Lehrern während der Sommerferien gestellt.
Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie viele
Lehrkräfte sich zum Beginn und zum Ende der Ferien arbeitslos gemeldet
haben.

 * 

6. Korrekturbitten im Mai

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12676)
zu Korrekturbitten der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin im Mai 2019 gestellt. Darin geht es um Korrekturen von
Berichterstattungen über die BAuA in diesem Monat.

 * 

7. Bargeld in stationären Einrichtungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12667)
zum Barbetrag für Bürger in stationären Einrichtungen gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie viele in diesen
Einrichtungen lebende Bürger im Jahr 2018 einen "Barbetrag zur
persönlichen Verfügung" erhalten haben.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8835: Heute im Bundestag Nr. 980 - 09.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 980

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. September 2019, Redaktionsschluss: 10.34 Uhr

1. AfD will Podolay als Vizepräsidenten

2. Empfehlungen der NSU-Ausschüsse

3. AfD fragt nach Korrekturbitten des BKA

4. Förderbedingungen für Baukindergeld

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BiB

6. Bericht über Bundesstatistiken



1. AfD will Podolay als Vizepräsidenten

Gesundheit/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion schlägt ihren Abgeordneten Paul
Victor Podolay als Bundestagsvizepräsidenten vor. Das geht aus einem
Wahlvorschlag (19/13014) der Fraktion hervor. Der 73 Jahre alte
Medizintechniker vertritt im Bundestag den bayerischen Wahlkreis
Erlangen.

Die AfD ist bereits mit drei Wahlvorschlägen für das Amt des
Vizepräsidenten gescheitert. In jeweils drei Wahlgängen verpassten der
Jurist Albrecht Glaser, die Rechtsanwältin Mariana Iris Harder-Kühnel
und der ehemalige Berufsoffizier Gerold Otten die notwendige Mehrheit.

 * 

2. Empfehlungen der NSU-Ausschüsse

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Nach der Umsetzung der Handlungsempfehlungen der
NSU-Untersuchungsausschüsse erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/12761). In ihren Abschlussberichten hätten die
Bundestagsfraktionen klare Handlungsempfehlungen hinsichtlich
notwendiger Korrekturen und Reformen im Bereich der Inneren Sicherheit
ausgesprochen, die es seitdem umzusetzen gelte.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, wann und
wie welche Empfehlungen umgesetzt worden sind.

 * 

3. AfD fragt nach Korrekturbitten des BKA

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeskriminalamt (BKA) im Mai
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12738) danach, "aus
welchen Anlässen" das BKA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Förderbedingungen für Baukindergeld

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Baukindergeld befasst sich die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/12843). 2019 hätten sich die
Förderbedingungen geändert. Dies sei für viele Bürger überraschend
gekommen und habe die Finanzierungspläne einiger Familien grundlegend
geändert. Die Abgeordneten erkundigen sich nach der Zahl der Anträge
bei der KfW und abgelehnten Anträgen.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BiB

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesinstitut für
Bevölkerungsforschung (BiB) im Mai 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12736) danach, "aus welchen Anlässen" das
BiB im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. Bericht über Bundesstatistiken

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bericht der Bundesregierung über die
Bundesstatistiken der Jahre 2017 und 2018 liegt nun als Unterrichtung
(19/13000) vor. Wie aus dem Bericht unter anderem hervorgeht, hat das
Bundeswirtschaftsministerium das Statistische Bundesamt damit
beauftragt, eine Erhebung zur Verlagerung wirtschaftlicher Aktivitäten
ins Ausland anzufertigen.

Damit beteilige sich Deutschland an einer europaweit standardisierten
Sondererhebung, die in 17 Mitliedstaaten parallel initiiert und von
Eurostat koordiniert worden sei. Durch den Vergleich auf europäischer
Ebene würden länderübergreifende Muster und nationale Besonderheiten
sichtbar.

 * 
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UMWELT/912: Instrumentalisieren von Verkehrstoten ist geschmacklos


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. September 2019

SITTA: Instrumentalisieren von Verkehrstoten ist geschmacklos



Zur Debatte über SUV
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Das Instrumentalisieren von Verkehrstoten für ideologische Ziele ist
schlicht und einfach geschmacklos, zumal die Unfallursache noch gar
nicht geklärt ist. Ein solches Vorgehen kannte man bisher nur von der
AfD. Dass sich nun auch Grüne und die Deutsche Umwelthilfe dieser
Taktik und Rhetorik bedienen, lässt tief blicken. Offenbar ist im
ideologischen Kampf gegen das Auto jedes Mittel recht. Statt von
panzerähnlichen Autos zu sprechen und eine Obergrenze für SUV zu
fordern, sollten Grüne und Deutsche Umwelthilfe wieder zur Vernunft
kommen. Klimapolitik und Mobilität sind zu wichtig, um so damit
umzugehen."

 * 
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HAMBURG/4866: PepKo-Privatisierung - Unsicherheit durch Käufer (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. September 2019

PepKo-Privatisierung: Unsicherheit durch Käufer



Am 06. September teilte die Sozialbehörde mit, dass der Verkauf der
Perspektiv Kontor Hamburg GmbH (PepKo) mit seiner traditionsreichen
Tochtergesellschaft Berufsförderungswerk (BFW) - vorbehaltlich der
Zustimmung der Bürgerschaft - über die Bühne gegangen ist:

https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/12899518/2019-09-06-basfi-perspektivkontor-hamburg/

"Mit dem Christlichen Jugenddorfwerk Deutschlands (CJD) ist immerhin
einer der Käufer gemeinnützig", erklärt dazu der haushaltspolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Norbert Hackbusch. "Positiv klingt auch erst mal die verbindliche
Zusage, die Standorte Farmsen und Eidelstedt weiter zu nutzen. Das
führe ich auch auf unser hartnäckiges Nachhaken zurück, ebenso wie das
30-jährige Ankaufsrecht der Stadt bei Veräußerung der mitverkauften
Grundstücke. Das Vorkaufsrecht schützt aber nicht vor einem
Weiterverkauf der Gesellschaften, siehe pflegen&wohnen. Privatisierung
öffnet Spekulation immer Tür und Tor."

Carola Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion,
kritisiert: "Zwar wurde für drei Jahre auf betriebsbedingte
Kündigungen verzichtet und mit ver.di wurden Vereinbarungen zu den
Bedingungen des Übergangs getroffen, doch fehlt es dem CJD
insbesondere an Know How in der beruflichen Rehabilitation für
Erwachsene. Die weitere Käuferin, die akquinet health service GmbH,
ist ein Beratungsunternehmen und führt selbst gar keine Reha-Maßnahmen
durch. Die mit dem Verkauf angestrebte konzeptionelle Neuaufstellung
kann ich so nicht erblicken. Das sieht mir eher nach einem Preiskampf
aus, der auf Dauer zu Lasten der Qualität geht."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4865: Hamburg muss den Klimanotstand erklären (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. September 2019

Hamburg muss den Klimanotstand erklären!



Die Fraktion DIE LINKE beantragt in der kommenden
Bürgerschaftssitzung, den Klimanotstand in Hamburg auszurufen.
Ähnliche Beschlüsse haben bereits mehr als 50 Städte in Deutschland
gefasst, darunter Köln, Potsdam und Kiel.

Konkret fordert der Antrag die Bürgerschaft auf, anzuerkennen, dass es
sich "bei der Klimakatastrophe um eine krisenhafte Situation handelt,
so dass sämtliche erforderlichen Investitionen nicht unter einem
Finanzierungsvorbehalt stehen dürfen". DIE LINKE will außerdem einen
Sonderausschuss "Klimawandel" einrichten, der alle behördlichen
Maßnahmen im Hinblick auf ihre Klimaverträglichkeit beurteilt. Das
gelte auch für Projekte mit öffentlicher Beteiligung und Investitionen
der öffentlichen Unternehmen.

"Der Klimanotstand ist real. Wer dies nicht anerkennt, wird die
Umsetzung der Klimaziele niemals ernsthaft angehen", sagt Stephan
Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Linksfraktion. "Dass der Senat
den neuen Klimaplan erst im Dezember beschließen will, ist eine selbst
gemachte Katastrophe. Damit wird Klimapolitik im Wahlkampfgetöse
versenkt."

Scharfe Kritik äußert Jersch an der Klimapolitik von SPD und Grünen:
"Da findet gerade ein Wettbewerb um die schönsten Klimaüberschriften
statt - notwendig wäre ein Wettbewerb um die wirksamsten Maßnahmen!"
Jersch erinnert daran, dass 94 Prozent des erzeugten Stroms in Hamburg
noch immer mit fossilen Energieträgern erzeugt werden. "Mit unserem
Antrag wollen wir erreichen, dass Hamburgs Politik das Erreichen der
Pariser Klimaziele endlich strukturell angeht."

Hamburg könne bei der Klimarettung Leuchtturm werden, meint Jersch und
erinnert dabei an die soziale Verantwortung der Politik: "Wir müssen
andere Bundesländer und Metropolen für wirksamere Maßnahmen
begeistern, und vor allem sicherstellen, dass dies sozial gerecht
geschieht. Eine weitere Belastung von Menschen, die heute schon nicht
genügend Mittel für ein Leben in Hamburg zur Verfügung stehen, kommt
nicht in Frage."

 * 
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Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. September 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5231: Reaktivierung der Aartalbahn (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.09.2019

Reaktivierung der Aartalbahn - große Chance für den ländlichen Raum
und das Doppelzentrum Mainz-Wiesbaden



Die Bundesländer Rheinland-Pfalz und Hessen, der Rheingau-Taunus-Kreis
sowie die Aufgabenträger SPNV-Nord und RMV haben heute einen
Kooperationsvertrag geschlossen, um eine Machbarkeitsstudie zur
Reaktivierung der Aartalbahn von Wiesbaden über Bad Schwalbach nach
Diez und Limburg in Auftrag zu geben. Durch die geplante City-Bahn
zwischen Mainz und Wiesbaden könnte sich in Zukunft für den ländlichen
Raum in Rheinland-Pfalz und Hessen eine durchgehende
Schienenverbindung bis nach Mainz ergeben. Dazu erklärt Jutta
Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion:

"Mit großer Hingabe wird derzeit in der Öffentlichkeit diskutiert,
welche Projekte auch auf kommunaler Ebene den Klimaschutz stärken und
CO2-Emissionen einsparen können. Die Reaktivierung der Aartalbahn ist
ohne Zweifel ein solches Projekt. In Verbindung mit der geplanten
City-Bahn zwischen Mainz und Wiesbaden ergäbe sich mit einer
Reaktivierung die historische Chance auf eine schnelle ÖPNV-Anbindung
des ländlichen Raums bis in beide Landeshauptstädte. Viele Menschen,
die heute für das tägliche Pendeln noch auf das eigene Auto angewiesen
sind, hätten in Zukunft eine günstige und schadstoffarme Alternative.
Wir GRÜNEN treiben die Reaktivierung der Aartalbahn deshalb seit
Jahren hartnäckig voran und begrüßen die nun angekündigte
Machbarkeitsstudie als nächsten Schritt auf dem Weg zu dieser
wichtigen Zugverbindung.

Auch der Bund muss aber noch erkennen, dass Investitionen in die
Schieneninfrastruktur Investitionen in die Zukunft sind. Die
Bundesregierung hat sich selbst zum Ziel gesetzt, bis 2030 die Anzahl
der Fahrgäste im Bahnverkehr im Vergleich zu heute zu verdoppeln. Dies
wird aber nur mit einer Reaktivierungsoffensive gelingen, da das
Streckennetz bereits weitgehend ausgelastet ist. Der Bund muss daher
die Fördermittel erhöhen, jedoch auch die sogenannte "standardisierte
Bewertung" überarbeiten, die nach engen volkswirtschaftlichen
Kriterien die Förderfähigkeit von Schienenreaktivierungen bemisst. Das
Verfahren rechnet viele Schienenwege systematisch schlecht, da es vom
Bund für Ballungsräume entwickelt wurde und die Nachfrage, den
strukturellen Nutzen und die touristische Bedeutung von Strecken im
ländlichen Raum außer Acht lässt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





BILDUNG/1523: Die Reform der Handwerksordnung kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. September 2019

Die Reform der Handwerksordnung kommt



Sören Bartol, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion;

Carsten Linnemann, stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion:

"Wir werden bei einigen Handwerksberufen die Meisterpflicht wieder
einführen. Damit setzen wir ein wichtiges Vorhaben des
Koalitionsvertrags um.

Wir legen bei der Entscheidung, bei welchen Gewerken die
Meisterpflicht wieder eingeführt wird, klare, objektive und eindeutige
Kriterien an. Dabei achten wir darauf, dass wir die Vorgaben des
deutschen Verfassungsrechts und des Europarechts einhalten.

Wir sind davon überzeugt, dass der Meisterbrief im deutschen Handwerk
die beste Garantie für Qualitätsarbeit, Verbraucherschutz,
Leistungsfähigkeit und Innovationskraft liefert.

Die Meisterpflicht trägt außerdem durch eine hochwertige berufliche
Aus- und Weiterbildung auch maßgeblich zur Sicherung des
Fachkräftenachwuchses bei. Unser Ziel ist, mehr Qualität für die
Kundschaft und mehr Nachwuchs im Handwerk durch eine bessere
Ausbildung.

Entscheidend für die Einführung der Meisterpflicht ist, ob es sich um
gefahrgeneigte Handwerke handelt, deren unsachgemäße Ausübung eine
Gefahr für Leben und Gesundheit bedeutet. Außerdem sollen solche
Handwerke berücksichtigt werden, die vom Kulturgüterschutz erfasst
werden oder als immaterielles Kulturgut anzusehen sind. Nach fünf
Jahren wird eine Evaluierung der Neuregelung erfolgen.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat im Sommer einen
intensiven Dialog- und Anhörungsprozess durchgeführt, bei dem alle
Gewerke und Sozialpartner angehört worden sind. Auch im
Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestages hat eine umfassende
Anhörung stattgefunden.

Nach Auswertung der Anhörungen werden wir der Koalitionsarbeitsgruppe
'Reform der Handwerksordnung' im Deutschen Bundestag vorschlagen, für
die folgenden zwölf Gewerke die Meisterpflicht wieder einzuführen:

Fliesen-, Platten- und Mosaikleger

Betonstein- und Terrazzohersteller

Estrichleger

Behälter- und Apparatebauer

Parkettleger

Rollladen- und Sonnenschutztechniker

Drechsler und Holzspielzeugmacher

Böttcher

Glasveredler

Schilder- und Lichtreklamehersteller

Raumausstatter

Orgel- und Harmoniumbauer

Bestehende Betriebe, die derzeit nicht der Meisterpflicht unterliegen,
dürfen auch weiterhin ihr Handwerk selbstständig ausüben und erhalten
Bestandsschutz.

Nach der Diskussion in der Koalitionsarbeitsgruppe am Dienstag,
10.09.2019 werden wir das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
bitten, zügig einen Gesetzentwurf auf den Weg zu bringen. Nach dem
Beschluss der Bundesregierung folgen die Beratungen im Bundesrat und
Bundestag. Unser Ziel ist es, dass die Änderung der Handwerksordnung
Anfang 2020 in Kraft tritt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 
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WIRTSCHAFT/2863: Wettbewerbsrecht an das digitale Zeitalter anpassen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. September 2019

Arbeitsgruppen: Digitale Agenda, Wirtschaft und Energie

Wettbewerbsrecht an das digitale Zeitalter anpassen



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Falko Mohrs, zuständiger Berichterstatter der AG Wirtschaft und Energie:

Die Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 hat heute ihren Bericht und ihre
Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung des Wettbewerbsrechts für
die digitale Wirtschaft in Europa vorgelegt. Die
SPD-Bundestagsfraktion fordert die Anpassung des Wettbewerbsrechts für
die Digitalwirtschaft.

"Der Bericht der Kommission Wettbewerbsrecht bestätigt den
Handlungsbedarf zur Anpassung des europäischen Wettbewerbsrechts.
Digitale Plattformen sind Gatekeeper und Regelsetzer in der digitalen
Ökonomie. Wir brauchen daher eine wirksame Plattformregulierung, die
neue Monopole verhindert und einen fairen Wettbewerb ermöglicht.
Zuallererst muss die Verfügungsgewalt der Konsumenten über ihre
eigenen Daten verbessert werden. Es braucht ferner klare
Verhaltensregeln für marktbeherrschende Plattformen. Außerdem muss die
Rechtssicherheit für Kooperationen in der Digitalwirtschaft erhöht
sowie die institutionelle Verknüpfung von Wettbewerbsrecht und
sonstiger Digitalregulierung verstärkt werden.

Wer zukünftig den Zugang zu Daten hat, ist von größter Bedeutung. Das
Entstehen neuer Datenmonopolen muss verhindert werden. Daher braucht
es Möglichkeiten im Wettbewerbsrecht, missbräuchliche
Datenzugangsverweigerungen als Wettbewerbsverstoß zu sanktionieren und
den Zugang zu Daten oder das Teilen von Daten anordnen zu können. Der
Staat muss hier Vorreiter sein und endlich eine Open-Data-Politik
umsetzen. Wir begrüßen, dass es striktere Vorgaben zur Gewährleistung
von Datenportabilität geben soll.

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, die Vorschläge der
Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 bereits bei der anstehenden Novelle
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) aufzugreifen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/320: Bildungsgewerkschaft zum dramatischen Lehrkräftemangel an Grundschulen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 9. September 2019

GEW: "Lehrkräftebildung ausbauen! Jetzt!"

Bildungsgewerkschaft zum dramatischen Lehrkräftemangel an
Grundschulen



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
gefordert, den Numerus clausus (NC) für das Lehramt an Grundschulen
abzuschaffen sowie die Zahl der Studien- und Lehramtsanwärterplätze
deutlich auszubauen. "Es ist eine Schande, dass junge Menschen, die sich
für den wichtigen Beruf der Grundschullehrerin oder des Grundschullehrers
entschieden haben, keinen Studienplatz bekommen", sagte GEW-Vorsitzende
Marlis Tepe mit Blick auf die Studie zum Lehrerbedarf und zur
Schülerzahlentwicklung der Wissenschaftler Klaus Klemm und Dirk Zorn am
Montag in Frankfurt a.M. "Statt eine Ausbildungsoffensive zu starten, gibt
es in einigen Bundesländern immer noch einen NC für das Grundschullehramt.
Zudem sind die Abbruchquoten in der ersten und zweiten Phase der Ausbildung
zu hoch." Hierfür müssten die Ursachen geklärt und dann die
Rahmenbedingungen verbessert werden. "Hochschulen und Kultusministerien
können jetzt zeigen, dass sie dem Lehramt für Grundschulen eine hohe
Bedeutung zumessen", betonte Tepe. "Angesichts der Mangelsituation an
Grundschulen bei gleichzeitig zu vielen Absolventinnen und Absolventen für
das gymnasiale Lehramt müssen die Länder, die die Grundschullehrkräfte noch
nicht nach A13 (Beamtinnen und Beamte) oder A13 (Angestellte) bezahlen,
endlich nachziehen."

Wegen der Versäumnisse der Vergangenheit seien die Grundschulen jetzt auf
Jahre hinaus auf Seiten- und Quereinsteigerinnen und -einsteiger
angewiesen. Diese hätten in der Regel keine pädagogische Ausbildung. "Die
GEW macht sich dafür stark, dass diese Kolleginnen und Kollegen eine gute
pädagogische Weiterbildung erhalten und die Schulen bei der gemeinsamen
Schulentwicklung unterstützt werden", unterstrich Tepe. Die Sparmaßnahmen
für Fortbildungsangebote müssten gestoppt werden. Die Schulen brauchten
verlässliche Rahmenbedingungen sowie Ermäßigungs- bzw. Entlastungsstunden
der Lehrkräfte für die Begleitung der neuen Kolleginnen und Kollegen sowie
für Teambildung und Schulentwicklung. "Die Qualität an den Grundschulen
muss gesichert werden", hob die GEW-Vorsitzende hervor.

"Die Politik muss jetzt auf der Grundlage realistischer Zahlen die
notwendigen Weichen stellen. Die schnellen gesellschaftlichen Umbrüche
erfordern, die Lehrkräftebedarfszahlen jährlich zu überprüfen und - wenn
nötig - steuernd einzugreifen. Sonst drohen wichtige Reformvorhaben wie
Inklusion, die Entwicklung des Ganztags sowie 'Bildung in der digitalen
Welt' zu scheitern", sagte Tepe.

 * 
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HOCHSCHULE/2301: Mit dem Deutschlandstipendium zu mehr Chancengerechtigkeit (BMF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 06.09.2019

Mit dem Deutschlandstipendium zu mehr Chancengerechtigkeit

Hochschulen mit vorbildhaften Förderkonzepten für Vielfalt von Talent und
Leistung unter den Studierenden werden ausgezeichnet



Gemeinsam mit der Stiftung Studienfonds OWL lädt das Bundesministerium für
Bildung und Forschung am 5. und 6. September zur Jahresveranstaltung des
Deutschlandstipendiums nach Bielefeld ein. Die Veranstaltung bietet
Hochschulvertreterinnen und -vertretern, Förderern, Stipendiatinnen und
Stipendiaten sowie Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Wissenschaft
und Wirtschaft die Gelegenheit, sich über das Deutschlandstipendium
auszutauschen und Chancen des gesellschaftlichen Engagements zu
diskutieren.

Anlässlich der Jahresveranstaltung sagt Bundesbildungsministerin Anja
Karliczek: "Das Deutschlandstipendium bringt Menschen zusammen, die sich
gemeinsam für unsere Zukunft engagieren. Und das kommt allen zugute. Ich
freue mich über alle Beteiligten, die sich für diese neue Stipendienkultur
einsetzen!

Das Deutschlandstipendium ist die größte öffentlich-private
Bildungspartnerschaft in Deutschland. Gemeinsam fördern wir junge Talente.
Gemeinsam stärken wir begabte Studierende aus allen Teilen der Gesellschaft
und aus aller Welt. Gemeinsam eröffnen wir Bildungschancen mit einem
ganzheitlichen Verständnis von Leistung - denn neben hervorragenden Noten
zählen beim Deutschlandstipendium auch gesellschaftliches Engagement und
das Überwinden von Hürden im Lebenslauf."

Auf der diesjährigen Jahresveranstaltung werden fünf Hochschulen
ausgezeichnet. Sie haben den vom Stifterverband ausgelobten und vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten Wettbewerb
"Rückenwind für Hürdenläufer" gewonnen. Wie können neben Talent und
Leistung auch besondere soziale, familiäre oder persönliche Umstände bei
der Auswahl und Förderung von Studierenden berücksichtigt werden? Diese
Fragen haben die Hochschulen in ihren Wettbewerbsbeiträgen beantwortet.
Denn mit dem Deutschlandstipendium sollen beispielsweise auch Studierende
aus bildungsfernen Elternhäusern, mit Migrations- oder Fluchthintergrund,
mit Beeinträchtigung oder mit betreuungsbedürftigen Angehörigen gefördert
werden. Die Preisträger wurden von einer unabhängigen Jury ermittelt. Die
Hochschulen erhalten ein Preisgeld von insgesamt 25.000 Euro, um ihre
Maßnahmen weiterzuentwickeln.

"Neben Leistung und Engagement ergeben sich aus den individuellen
Lebenswegen der Studierenden weitere wichtige Förderkriterien. Sie müssen
bei der Stipendienvergabe berücksichtigt werden und noch stärker ins
allgemeine Bewusstsein rücken", sagt Volker Meyer-Guckel, stellvertretender
Generalsekretär des Stifterverbandes. "Die Hochschulen haben hier bereits
ganz unterschiedliche Verfahren zur Auswahl und Förderung von Studierenden
entwickelt, die in ihrem Leben so manche Hürde meistern mussten."

Das Deutschlandstipendium hat bundesweit an zahlreichen Hochschulen eine
neue Stipendienkultur etabliert: Mittlerweile vergeben die Hochschulen in
ganz Deutschland rund 27.000 Stipendien. Die Stipendiatinnen und
Stipendiaten werden mit je 300 Euro im Monat unterstützt, wobei private
Förderer und der Bund jeweils die Hälfte beitragen. Häufig profitieren die
Stipendiaten dabei nicht nur materiell, sondern auch von ideeller Förderung
wie Workshops oder Mentoring-Programmen.

Zu den Konzepten der Preisträger:

Bei der Freien Universität Berlin waren die Themen Internationalität und
Vielfalt bereits bei deren Gründung die treibenden Werte und fortwährendes
Leitbild. Dieser Geist findet sich heute nicht nur in dem Diversity Mission
Statement der Universität, sondern ist auch in sämtlichen Maßnahmen des
Deutschlandstipendiums fest verankert. So ist das gesamte
Bewerbungsverfahren komplett zweisprachig und individuelle
Beratungsgespräche für besondere Zielgruppen können auf Englisch geführt
werden. Persönliche Geschichten erfolgreicher Hürdenläufer werden
kommunikativ gut begleitet und ermuntern zur Nachahmung.

Die Universität Konstanz hebt durchweg den ganzheitlichen Leistungsbegriff
des Deutschlandstipendiums hervor. Bildungsbiographische Hürden werden
dabei von einem stärkenorientierten Ansatz her betrachtet, da ihr
erfolgreiches Meistern von Herausforderungen auf besondere (charakterliche)
Qualitäten schließen lässt. Dies ist Sinnbild für die besonders
wertschätzende und potenzialorientierte Sichtweise auf die
bildungsbiographischen Besonderheiten der Studierenden. Durch ideelle
Fördermaßnahmen in Workshops und Seminaren werden diese Stärken genutzt und
auch im Dialog mit Förderern angeregt.

Die Hochschule Nordhausen hat ein überzeugendes Konzept vorgelegt, mit dem
sie die besonderen sozialen, familiären oder persönlichen Umstände ihrer
Studierenden künftig noch stärker berücksichtigen und dies durch einen
konkreten Maßnahmenplan unterfüttern möchte. Derzeit sind zentrale
Diversitätskennzahlen wie der Anteil internationaler Studierender noch
steigerungsfähig. Dies soll künftig geändert werden, beispielsweise durch
Einführung englischsprachiger Masterprogramme. Zudem sollen die Maßnahmen
zur Förderung von Vielfalt unter den Stipendiaten des
Deutschlandstipendiums Vorbild für eine Übertragung auf alle Studierende
sein.

Die Technische Hochschule Nürnberg fokussiert sich mit ihrer Initiative
"Mut zum Studium" auf eine ganz bestimmte Dimension von Vielfalt: Die
Förderung der so genannten "Studienpioniere", also von Studierenden, die
als Erste in ihrer Familie ein Hochschulstudium aufnehmen. Das Herzstück
dieses Programms besteht aus einer Tandembeziehung, in der Stipendiaten aus
nicht-akademischen Elternhäusern mehrere Semester lang von Stipendiaten
höherer Semester betreut werden und anschließend selbst eine Mentorenrolle
übernehmen können. So wird diesen Studierenden emotionaler Rückhalt und
Unterstützung auf Augenhöhe angeboten.

Die Stiftung Studienfonds OWL hat die Berücksichtigung der sozialen,
familiären oder persönlichen Umstände ihrer Studierenden unter ihren
Stipendiaten in allen Prozessen des Deutschlandstipendiums fest verankert.
Dies reicht von der Bewerbung bis hin zu begleitenden Maßnahmen während der
Förderung und erstreckt sich auch auf die Bereiche der Förderergewinnung,
Pressearbeit und der Zusammenarbeit mit externen Einrichtungen. Ziel
sämtlicher Maßnahmen ist es, Hemmschwellen zu überwinden, so dass sich
Studierende ermutigt fühlen, sich um ein Deutschlandstipendium zu bewerben.
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FRAGEN/033: Die Konstruktion von extremer Maskulinität in neuen Kriegen (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 147, 1/19

Die Konstruktion von extremer Maskulinität in neuen Kriegen

Mary Kaldor im Interview über vergeschlechtlichte Konflikte

Die Fragen stellte Tania Napravnik



Junge frustrierte Männer verkörpern in den neuen Kriegen zentrale
Handlungsakteure. Mary Kaldor, Professorin für Global Governance,
erzählt über die Entwicklungen von Konflikten und ihren Bezügen zu
Geschlecht(re)produktionen ab der europäischen Moderne bis in die
Gegenwart.


Tania Napravnik: Inwiefern unterscheiden sich die neuen
von den alten Kriegen?

Mary Kaldor (MK): Wir tendieren dazu, Krieg als einen
politischen Wettbewerb zwischen zwei Seiten, die mit regulären
bewaffneten Kräften ausgestattet sind, zu betrachten. Aber wenn man
über Jemen, Syrien oder Libyen nachdenkt, existieren dort buchstäblich
hunderte bewaffnete Gruppen, die von Gewalt an sich profitieren. Sie
profitieren politisch, da sie oft extremistische Organisationen
verkörpern, deren Ideologien nur durch Angst Unterstützung gewinnen
können. Diese Organisationen profitieren auch ökonomisch, da sie jene
Zivilist*innen ausbeuten, die sie eigentlich umzubringen versuchen.

Kriege ab den späten 1980ern bezeichne ich als neue Kriege, um sie von
den alten Kriegen abzugrenzen, und das, obwohl sie sich in bestimmten
Bereichen überschneiden. Dabei denke ich an ethnische Säuberungen oder
Ressourcen-Konflikte.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Waffen jedoch zu zerstörerisch
für eine klassische Schlacht. Insofern mussten Überlegungen angestellt
werden, die traditionelle Konfrontation zu umgehen. Hinzu kommt, dass
alte Kriege zu Beginn der frühen Moderne in Europa klare Regeln
hatten, um Verbrechen und Kriege zu unterscheiden. Diese Regeln wurden
Anfang des 19. Jahrhunderts in Europa kodifiziert. Die neuen Kriege
brechen diese Regeln, da sie eben nicht nur Schlachten zwischen zwei
Seiten beinhalten, sondern durch Gewalt gegen die zivile Bevölkerung
und Vertreibung gekennzeichnet sind. Darin wird ein weiterer
Unterschied zwischen den alten und neuen Kriegen erkennbar: die
Partizipation. In neuen Kriegen kämpfen die meisten Menschen nicht, da
sie schlichtweg Zivilist*innen sind.


Tania Napravnik: Warum finden heutzutage Kriege statt?

MK: Die neuen Kriege finden normalerweise in Situationen von
autoritären Staaten statt, die einen Wandel politischer und
ökonomischer Liberalisierung durchlaufen. Diese Kriege ernähren sich
von Ungleichheiten, die in Folge von neoliberalen Politiken wesentlich
gravierender wurden. Insofern bezeichne ich neue Kriege als
Militarisierung des Neoliberalismus. Zudem stellen die neuen Kriege
eine Form dar, wie demokratische Forderungen unterdrückt werden
können, wie beispielsweise in Syrien oder der Ukraine. Sie sind ein
Ausdruck von Politik, da sich Interessengruppen durch den Bezug auf
Identitäten, egal ob sie sich als Sunnit*innen, Katholik*innen oder
Protestant*innen bezeichnen, Rechte auf staatliche Ressourcen
verschaffen. In alten Kriegen war der territoriale Zugewinn bzw. die
militärische Überlegenheit von hoher Bedeutung, während in den neuen
Kriegen die politische Einflussnahme einen zentralen Stellenwert
einnimmt.


Tania Napravnik: Kann Krieg als maskulines Phänomen
verstanden werden?

MK: Ich würde sagen, dass Männlichkeit, Weiblichkeit und deren
Differenzen in Kriegen konstruiert werden. Besonders interessant ist
die Geschlechterkonstruktion im Vergleich zwischen den alten und neuen
Kriegen. In klassischen Kriegen gab es ein männliches Ideal, wo der
Mann als Soldat einen Helden verkörperte, der fortging, um seine Frau
und Familie zu Hause zu beschützen. Während in neuen Kriegen aus
mehreren Gründen eine extreme und instabile Maskulinität konstruiert
wird: Die heutigen Kriege sind oft durch ethnische oder religiöse
Ideologien geprägt, die mit ungleichen Geschlechterverhältnissen
assoziiert werden. Hierbei kann an religiöse Fundamentalist*innen
gedacht werden und wie diese Frauen behandeln. Allgemein spielen junge
frustrierte Männer, die ihre Würde verloren haben, eine zentrale Rolle
in den neuen Kriegen. Diese Ideologie der heterosexuellen Familie und
der Unterschiede zwischen Männern und Frauen wirkt reizvoll auf die
Gruppe der jungen männlichen Kämpfer.


Tania Napravnik: Inwiefern manifestieren sich
Geschlechterverhältnisse in den neuen Kriegen?

MK: Ungleiche Geschlechterverhältnisse manifestieren sich in
den Ideologien und Praxen der neuen Kriege. In den alten Kriegen waren
sexuelle Übergriffe eher Nebeneffekte, während in den neuen Kriegen
sexuelle Gewalt systematisch angeordnet wird. Das heißt, in den
modernen Kriegen wird sexuelle Gewalt als Kriegswaffe eingesetzt.
Sexuelle Gewalt wird als ein rationales Kriegsinstrument, als ein
Mechanismus zur Zwangsumsiedlung betrachtet. Diese extreme Form von
Maskulinität kann auf Dauer nur durch extremes Verhalten aufrecht
erhalten bleiben.

Dieser männliche Extremismus ist, abseits der politischen und
ökonomischen Faktoren, einer der Gründe, warum es so schwer ist,
Kriege zu beenden: In friedlichen Zeiten ist so ein extremes Verhalten
schlichtweg nicht praktizierbar. Dafür ist Syrien ein besonders
interessantes Beispiel, da etliche Organisationen vor Beginn des
Krieges zu Gender Equality arbeiteten. Frauenorganisationen spielten
eine tragende Rolle bei den anfänglichen Protesten gegen Assad.

Selbst Männer im Alter zwischen 18 und 45 setzten sich für
Geschlechtergerechtigkeit ein. Jedoch verloren viele Haushalte durch
die Liberalisierungspolitik von Assad, beginnend im Jahr 2000,
landwirtschaftliche und/oder soziale Subventionen, wodurc< etliche
junge Männer in die Städte migrierten, um Arbeit zu finden. Diese
Männer ließen sich letztendlich von bewaffneten Gruppierungen
rekrutieren, um Einkommen zu generieren.


Tania Napravnik: Welche Bedingungen gibt es für Frieden?

MK: Der Unterschied zwischen Krieg und Frieden ist, dass der
Friede Mechanismen besitzt, Konflikte zu managen. Denn wir leben in
einer Gesellschaft voller Konflikte, daher stellt sich die Frage, wie
diese Konflikte friedvoll organisiert werden können. Wir haben
Komitees, Gerichte und Wahlen, um Konflikte zu managen. Das heißt, in
Kriegen können eigentlich keine Konflikte stattfinden, da sich
Gruppierungen gegenüberstehen, die eine freie Meinungsäußerung
untersagen.


Tania Napravnik: Kann Sicherheit mit Frieden
gleichgesetzt werden?

MK: Nein, gar nicht. Ich definiere Sicherheit als das
Organisieren von großflächiger Gewalt. Sicherheit kann sowohl positiv
als auch negativ sein. Wenn wir über Security Services sprechen, reden
wir normalerweise über die Polizei oder das Militär.


Tania Napravnik: Wie kann der gleichberechtigte Zugang
von Frau und Mann in Bezug auf diese Security Services in neuen
Kriegen gewährleistet werden?

MK: Generell sind die Security Services männlich dominiert, da
meistens Männer in Kriegen kämpfen bzw. sterben. Insofern müsste wohl
darüber nachgedacht werden, wie Kriege bzw. Friedensprozesse
geschlechtersensibel gestaltet werden können. Das soll nicht heißen,
dass schlichtweg mehr Frauen beim Militär bzw. bei der Polizei tätig
sein sollten, sondern dass ein weitaus differenzierteres
Gender-Methodensetting angewandt werden müsste.


HÖRTIPP:

Das Radiointerview mit Mary Kaldor kann auf http://noso.at/ nachgehört
werden.

ZUR INTERVIEWTEN:

Mary Kaldor ist Professorin für Global Governance an der London
School of Economics. Sie war im Dezember 2018 in Wien zu Gast und
referierte im Rahmen der Kapuscinski Development Lectures über "Human
security in the age of geopolitics, terrorism and new wars"

ZUR INTERVIEWERIN:

Tania Napravnik leitet das SADOCC-Büro und koordiniert das
Radioprojekt "Globale Dialoge".
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HERRSCHAFT/1848: Brexit - verhandlungs- und mittellos... (SB)




Bei einem ungeregelten Brexit könnte es innerhalb weniger Tage zu einer
Versorgungskrise in Großbritannien kommen, die die Anwendung von
Notstandsmaßnahmen rechtfertigte. Zum einen werden erhebliche Umsatzrückgänge in
der britischen Agrar- und Nahrungsmittelindustrie prognostiziert, zum andern
wird eine Unterbrechung des Nachschubes aus der EU in das zu 30 Prozent von
Importen an Nahrungsmitteln abhängige Königreich befürchtet. Die zu erwartenden
Preissteigerungen und der Ansturm auf noch vorhandene Lebensmittel werden, so
die Prognose des Medizinjournals The Lancet [1], einkommensarme Menschen mit
konkretem Hunger konfrontieren.

Bei den Riots im Sommer 2011 hat sich gezeigt, daß die Schwelle zu
aufstandsartigen Entwicklungen in der britischen Klassengesellschaft nicht sehr
hoch ist. Anders als vielfach berichtet handelte es sich bei den Plünderungen
von Geschäften nicht nur um eine Lustbarkeit gelangweilter Jugendlicher, sondern
der soziale Faktor verbreiteter Armut hat maßgeblich zur schnellen Entwicklung
eines regelrechten Flächenbrandes beigetragen [2]. Wenn schon, wie vor acht Jahren,
ein Akt von Polizeibrutalität als Auslöser für aufstandsartige Erhebungen
ausreicht, so wird das für Unterbrechungen in der Nahrungsmittelversorgung erst
recht gelten.

Die Regierung hat im Rahmen umfassender Notstandsplanungen bereits Vorkehrungen
getroffen, um in einem solchen Fall Militär zur Verstärkung der Polizei
einzusetzen [3]. Obwohl über diese unter Codenamen wie Operation Yellowhammer
oder Operation Redfold firmierenden Planungen in den Medien berichtet wurde,
scheint die Bevölkerung weder von möglichen Versorgungslücken noch den
staatlichen Vorbereitungen zur Verhängung des Ausnahmezustandes und der
militärischen Aufstandsbekämpfung so beunruhigt zu sein, daß sie in Umfragen
mehrheitlich gegen den Brexit votierte. Anders als in der Kampagne vor dem
Referendum im Juni 2016 suggeriert, werden einkommensarme Haushalte selbst bei
einem mit der EU verhandelten Austritt des Vereinigten Königreiches aus der
Europäischen Union eher weitere Nachteile in Kauf nehmen müssen, als daß die
verringerte Zahl von ArbeitsmigrantInnen, wie behauptet, ihnen irgendwelche
Vorteile einbrächte.

So bringt insbesondere das Insistieren auf einen No-Deal-Brexit hervor, was in
seiner nationalchauvinistisch motivierten Begründung angelegt ist - die
virulente Klassenkonfrontation wird mit einseitiger Repression unterdrückt
und dient im Krisenfall als Vorwand zum Ergreifen staatsautoritärer Maßnahmen. 
Bei aller begründeten Kritik an der neoliberalen Verfaßtheit der Europäischen
Union und des in ihrer administrativen Struktur gewachsenen Einflusses
monopolkapitalistischer Akteure bleibt die Frage, ob die Rückkehr zu
nationalstaatlichen Regulationsweisen emanzipatorischen Zielen tatsächlich
dienlich wäre.

Allein die große Abhängigkeit des Vereinigten Königreiches von den am
Finanzmarkt der Londoner City erwirtschafteten Einkünften und der
postindustrielle Charakter der Gesellschaft, deren güterproduzierender Sektor
für das Erwirtschaften von nicht viel mehr als einem Zehntel des
Bruttoinlandproduktes zuständig ist, spricht gegen die sozial fortschrittliche
Auswirkung des Brexit. Die von den nationalkonservativen Eliten propagierte
Idee, mit dem Ausscheren des Landes aus den Handelsregularien der EU sei es dem
Vereinigten Königreich endlich freigestellt, noch mehr Reichtum zu
erwirtschaften, mündet in eine neokolonialistische Akkumulationsweise, die der
Klasse der Abgehängten und LohnarbeiterInnen im Land kaum einen anderen Platz
zuweist als denjenigen, auf dem sich die Kolonialsubjekte in den Ländern des Südens
gegenüber den Investoren an den traditionellen Standorten der
Kapitalkonzentration zu behaupten haben.

Die Hoffnung der Menschen, deren Einkommen gerade eben zum Sattwerden reicht und
die über kein Eigentum außer ihrem arbeitsfähigen Körper verfügen, an der Beute
imperialistischer Globalstrategien teilzuhaben, hat sich an einem Weltmarkt, der
die letztgültige Referenz allen national bestimmten Wirtschaftens darstellt,
längst erledigt. Daß diese Hoffnung in vielen Industriestaaten
nationalchauvinistischen und rassistischen Ressentiments Auftrieb gegeben hat,
ist Beweis ihrer Irrelevanz und Ausdruck ihrer Vergeblichkeit.

Die weltpolitische Machtstellung rohstoffarmer Staaten wie der Bundesrepublik
und Großbritanniens aufrechtzuerhalten und auszubauen geht nicht ohne die
Ausbeutung der Ressourcen anderer Länder und permanente Lohndrückerei zur
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit im eigenen Land. Daraus, daß der Faktor
Arbeitskraft immer weniger an den nationalen Standort gebunden ist und sein
hochflexibler Charakter das Organisieren kollektiven Widerstands der Lohnabhängigen
vor große Schwierigkeiten stellt, den Schluß zu ziehen, mit der Rückbesinnung auf
den starken Nationalstaat könne dieser Widerstand neue Kraft entfalten, macht
die Rechnung ohne den Wirt eines Marktes, dessen Subjekte nach Jahrzehnten
neoliberaler Zurichtung so weitgehend atomisiert sind, daß sie leichte Beute der
Einflüsterungen neofaschistischer Demagogen wurden.

In drei Jahren des politischen Streites um den Brexit wurden Klassenfragen kaum
gestellt, und die britische Linke ist ihrerseits zerstritten zwischen Austritt
und Verbleib in der EU. Dem Brexit keine anderen Seiten als die Diskussion seiner
technischen Modalitäten und des Erlangens dafür erforderlicher Mehrheiten
abzugewinnen, hat ausschließlich die Agenturen technologischer Herrschaft und
politischer Macht gestärkt. Wenn nicht einmal die Aussicht darauf, nach dem
Vollzug des Brexit existenzbedrohenden Mangel zu erleiden, die angebliche
Privilegierung der britischen Bevölkerung in Frage stellt, dann ist am
herrschaftsstrategischen Charakter dieses Manövers kaum zu zweifeln.

Anstatt in der Polarität pro und contra EU zu verbleiben und es in beiden Fällen
mit regressiven Entwicklungen zu tun zu bekommen, wäre über das Organisieren
transnationaler und internationalistischer Formen des politischen Kampfes
nachzudenken. Zu kritisieren am Brexit ist nicht, daß über die Zukunft
Großbritanniens abgestimmt wurde, sondern daß so etwas möglich ist, ohne am
unzureichenden Charakter sachkundiger Informiertheit und des ungehinderten
Propagierens rassistischer Suprematie etwas zu ändern. Die Sicht auf die zu
bewältigende Krise der Klimakatastrophe und die Totalität kapitalistischer
Vergesellschaftung derart zu verengen, daß die Orientierung am Nationalstaat
zentraler Streitpunkt bleibt, während seine Unfähigkeit, als Subjekt
zwischenimperialistischer Konkurrenz globale Krisen auf wirksame Weise in
Angriff zu nehmen, als erwiesen gelten kann, unterstreicht die irreführende
Mutmaßung, beim Brexit handle es sich tatsächlich um eine existentielle
Entscheidung. Sie ist nur dann existenzbedrohend, wenn die Menschen es
vorziehen, Staat und Nation zu unhintergehbaren Instanzen zu erheben, anstatt
konkret zu fragen, wie das Elend des Kapitalismus auf welcher Ebene auch immer
überwunden werden kann.


Fußnoten:

[1] https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(19)31769-6/fulltext?dgcid=raven_jbs_etoc_email

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/europool/ticker/etuk0001.html

[3] https://www.forces.net/news/brexit/operation-redfold-military-nerve-centre-ready-no-deal-brexit
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STANDPUNKT/883: NEIN zu neuen US-Truppentransporten Richtung Russland (DKP)


Erklärung des Sekretariats des Parteivorstands der Deutschen
Kommunistischen Partei (DKP) vom 9. September 2019

NEIN zu neuen US-Truppentransporten Richtung Russland!



Wie das US Army Europe Public Affairs Office in Wiesbaden mitteilt, wird
die US-Armee Mitte Oktober eine erneute Rotation der Truppen der
US-Militäroperation "Atlantic Resolve" durchführen.

Im Rahmen der Rotation werden 3 500 Soldaten aus Panzereinheiten und
1.700 Soldaten aus Luftkampfeinheiten aus den USA nach Polen verlegt.
Hinzu kommen 85 Panzer, 135 Schützenpanzer, 15 Panzerhaubitzen, 80
Kampfhubschrauber sowie Equipment.

Die Route der vergangenen US-Truppenrotation verlief von Antwerpen über
NRW, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Sachsen nach Polen.

Die alle neun Monate erfolgende Truppenrotation ist der
militärlogistische Trick, um die NATO-Russland-Akte von 1997 nicht
förmlich zu verletzen. Diese schließt explizit aus, dass in Osteuropa
"substantielle Kampftruppen dauerhaft stationiert" werden. De facto
stellt "Atlantic Resolve" genau das dar - eine substantielle Bedrohung
des Friedens.

Die DKP protestiert gegen diese erneute Provokation der Washingtoner
Imperialisten, die mit wohlwollender Unterstützung der Bundesregierung
ihr Säbelrasseln gegen die Russische Föderation fortsetzen. Der neue
Kalte Krieg der NATO, an dem sich auch die Bundeswehr beteiligt,
gefährdet Sicherheit und Frieden in Europa. Nach der Entsorgung des
INF-Vertrages durch die US-Regierung bekommt der bedrohliche Aufmarsch
nahe der russischen Westgrenze in Kombination mit den Raketentests der
USA im August eine neue Qualität. Die deutsche Bundesregierung reiht
sich willig in die Front der Aggressoren gegen Russland ein - aller
Entspannungs-Rhetorik zum Trotz. Sie riskieren ein nukleares Inferno -
NATO-Raketenabschussvorrichtungen befinden sich in Polen und Rumänien,
das dazugehörige Hauptquartier auf der US Airbase Ramstein,
Rheinland-Pfalz.

Dem US-Botschafter Richard Grenell reicht das noch lange nicht. Im Stil
eines Kolonialbeamten forderte er die Bundesregierung Anfang September
auf, einen Plan zur Erhöhung der Rüstungsausgaben auf 2 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes bis 2024 vorzulegen. Das NATO-Ziel würde nahezu
auf eine Verdoppelung des Militärhaushaltes hinauslaufen.

Die DKP fordert ihre Mitglieder auf, gemeinsam mit allen Friedenskräften
in der Bundesrepublik gegen die US-Machtdemonstration zu protestieren.

US-Botschafter Grenell muss gemeinsam mit den hier stationierten
US-Truppen und den Atombomben das Land verlassen! Frieden mit Russland -
Raus aus der NATO!

Essen, 9. September 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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GEWERKSCHAFT/1860: Baltic Week of Action - Laschen ist Hafenarbeit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. September 2019

Baltic Week of Action: Laschen ist Hafenarbeit



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ruft vom 9. bis
13. September unter dem Motto "Laschen ist Hafenarbeit!" in allen großen
deutschen Seehäfen zur "Baltic Week of Action" auf. Die
ITF-Aktionswoche ist traditioneller Bestandteil einer internationalen
Kampagne gegen Sozialdumping an Bord von sogenannten
"Billigflaggen"-Schiffen.

Die Internationale Transportarbeiter-Föderation (ITF) organisiert in
dieser Zeit gemeinsam mit ver.di Aktionen zum Schutz und zur
Verbesserung von Lohn- und Arbeitsbedingungen der Seeleute an Bord
von Seeschiffen und findet in Hamburg, Bremerhaven, Wilhelmshaven,
Bremen, Emden, Cuxhaven, Kiel, Lübeck, Wismar und Rostock statt.
Traditionell werden im Rahmen der Baltic Week von Seeleuten und
Hafenbeschäftigten ehrenamtlich gemeinsam Inspektionen durchgeführt,
- in diesem Jahr mit dem Fokus auf das Lasch-Equipment an Bord von
Containerschiffen im Short-Sea Verkehr.

Seit 2015 setzt sich die weltweit maritime Kampagne "Laschen ist
Hafenarbeit" dafür ein, dass diese, körperlich schwere Tätigkeit in
deutschen Seehäfen zum Schutz der Seeleute, die diese Arbeiten häufig
während ihrer regulären Ruhezeit ausüben müssen und zur Sicherung von
Beschäftigung im Hafen, ausschließlich durch Hafenarbeiter/innen
ausgeübt werden.

"Wir fordern die Küstenländer auf, endlich tätig zu werden und die
Hafenverordnungen entsprechend anzupassen. Laschen ist Hafenarbeit",
betont Robert Hengster, ver.di-Bundesfachgruppenleiter Maritime
Wirtschaft. In den ITF-Tarifverträgen sei eine verbindliche Regelung
vereinbart, wonach Ladungssicherungsarbeiten ausschließlich
Hafenarbeiter/innen vorbehalten sind.

"Mit der vollständigen Wirksamkeit der Dockers' Clause ab dem 1.
Januar 2020 ist mehr Sicherheit für die Seeleute gegeben. Dafür aber
werden Tarifverträge benötigt", so Maya Schwiegershausen-Güth,
Leiterin ITF- Billigflaggenkampagne bei ver.di. Immer wieder komme es
zu schweren Unfällen wegen fehlerhaft gesicherter Ladung, nicht
selten mit Todesfolge. Das müsse ein Ende haben. Die lange geforderte
Änderung der Hafenverordnung in den relevanten Küstenländern sei
dringend notwendig.

Die ITF-Billigflaggenkampagne ist die einzige weltweit erfolgreiche
Gewerkschaftskampagne, die zeigt, wie jenen Beschäftigten geholfen
werden kann, die sonst kaum eine Stimme haben, sei es auf Container-,
Schwerlast- oder Kreuzfahrtschiffen. Weit entfernt von Heimat und
Familie sind die Seeleute dem Wohlwollen ihrer Arbeitgeber
ausgeliefert. Vielfach übt erst das solidarische Handeln der
Hafenarbeiterinnen und Hafenarbeiter erfolgreich Druck aus, um
menschenwürdige Lohn- und Arbeitsbedingungen an Bord durchzusetzen.
In 2018 wurden allein in Europa von der ITF 6.236 Schiffsinspektionen
durchgeführt, dabei 24,2 Mio. USD an ausstehenden Heuern
zurückgefordert und diverse weitere Probleme dokumentiert. Das Thema
Cargo-handling hat dabei eine prominente Stellung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.09.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MEINUNG/092: Textilsiegel Grüner Knopf - Fairwashing statt Politik (medico international)


medico international - 9. September 2019

Textilsiegel Grüner Knopf

Fairwashing statt Politik



Der "Grüne Knopf" führt die Konsumenten hinters Licht. Sklavenlöhne,
Umweltzerstörung und Kinderarbeit werden damit nicht verhindert. Dabei gäbe
es einen Ausweg. Vor 7 Jahren brannte das Werk von Ali Enterprises in
Pakistan, im Jahr 2013 stürzte in Bangladesch die Textilfabrik Rana Plaza
ein. Die Arbeitsbedingungen bei den Zulieferern deutscher Textilkonzerne
sind seither ein Politikum.

In dieser Woche geht das Textilsiegel "Grüner Knopf" an den Start. Sein
Unterschied zu der Vielzahl anderer Siegel liegt in der staatlichen
Herkunft: Es wird vom Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit
vergeben. Auszeichnen soll es Textilien, die für "mehr Menschlichkeit" und
"globale Gerechtigkeit" in den weltweiten Lieferketten der Textilindustrie
stehen, so Minister Müller. Einen grünen Knopf erhält demnach, wer
existenzsichernde Löhne zahlt, beim Abwasser und im Gebrauch von
Chemikalien strenge Auflagen erfüllt, den CO2-Ausstoß reduziert und auf
Kinderarbeit verzichtet. Zugleich sollen die Unternehmen endlich auf die
Rechte der Arbeiter*innen und folglich auf ihr Recht gewerkschaftlicher
Organisierung achten.

27 Unternehmen sind dabei, 50 Firmen wollen wenigstens einen Teil ihres
Angebots grün auszeichnen lassen, den Rest aber wie gehabt auf den Markt
bringen: also wie gehabt unter Sklavenlöhnen, mit umweltzerstörenden
Abwässern und rücksichtslosem Einsatz von Chemikalien, mit ungebremsten CO2-
Ausstoß und auch mit Kinderarbeit produzieren. Für den nicht grün
ausgezeichneten Teil des Angebots wird dann auch weiter gelten, dass
gewerkschaftliche Tätigkeit mit dem Risiko einhergeht, den Job zu
verlieren, ins Gefängnis geworfen oder schlicht umgebracht zu werden.

Die Mehrheit der global agierenden deutschen Textilirmen hält sich abseits.
Es zwingt sie ja auch keiner zum Mitmachen. Beim grünen Knopf geht es nur
um einen kleinen Bruchteil unserer in Bangladesch, Pakistan, Kambodscha
oder Sri Lanka hergestellten T-Shirts und Jeans. Und: "Existenzsichernde
Löhne" werden dort nirgendwo gezahlt - den grünen Knopf erhält bereits, wer
offiziell den gesetzlichen Mindestlohn zahlt. Der aber ist in keinem
asiatischen Land auch nur annähernd "existenzsichernd".

Der nächste wunde Punkt des grünen Knopfs: ob ein in Asien fabriziertes
Textil die Kriterien des Ministers erfüllt, wird von privaten Auditfirmen
wie etwa dem TÜV überprüft. Solche Unternehmen aber haben auch die
Produktion bei Ali Enterprise (Textilfabrik in Karatschi, 2012 abgebrannt,
258 Menschen starben in den Flammen) und bei Rana Plaza (Textilfabrik in
Dhaka, bei deren Einsturz über 1100 Menschen zerquetscht und über 2500
meist schwer verletzt wurden) für "gut" und "sicher" befunden - schließlich
werden sie für ihre Gutachten von den Textilunternehmen bezahlt. Ihnen über
den Weg zu trauen, ist eine grobe Fahrlässigkeit wider besseren Wissens.

Tatsächlich ist das Siegel in seiner absehbaren Wirkung nur ein Versuch,
die nach den Fabrikkatastrophen entstandene öffentliche Aufmerksamkeit und
die weltweiten Proteste durch ministerielles Scheinhandeln zu befrieden.
Das Siegel ist aber schlicht kein Ersatz für den Schritt, der eigentlich zu
tun wäre. Statt die Verantwortung in letzter Instanz auf die
Konsument*innen abzuwälzen, die im selben Moment über die Reichweite ihres
Tuns hinters Licht geführt werden, hätte der Minister mit dem Ernst machen
müssen, was er zu Beginn dieses Jahres angekündigt hat. Er hätte statt
eines weiteren Siegels endlich das "nachhaltige Wertschöpfungskettengesetz"
auf den Weg bringen müssen, von dem im Februar ein erster Entwurf bekannt
geworden ist. Der Entwurf sah vor, deutsche Unternehmen mit Bußgeldern bis
zu fünf Millionen Euro und mit dem Ausschluss von öffentlichen Aufträgen zu
bestrafen, wenn sie bei ihren Auftragnehmer*innen im globalen Süden nicht
die Menschenrechte und die internationalen Arbeitsrechte zur Geltung
bringen.

Und: Der Entwurf aus dem Ministerium sah vor, Manager*innen dieser Firmen
wo nötig und möglich mit Freiheitsstrafen zur Rechenschaft zu ziehen.
Erinnern wir uns: nach Aussagen von Beschäftigten der im pakistanischen
Karatschi abgebrannten Textilfabrik Ali Enterprises waren Manager ihres
deutschen Auftraggebers KiK wiederholt vor Ort. Diese Manager haben also
mit eigenen Augen sehen müssen, dass sich das Fabrikgebäude eben nicht in
dem Zustand befand, den die von KiK beauftragte private Auditfirma dem
Unternehmen fälschlicherweise bescheinigt hatte: Sie haben also mit eigenen
Augen gesehen, dass in diesem Gebäude niemals hätte produziert werden
dürfen. Hätte es das nachhaltige Wertschöpfungskettengesetz 2012 bereits
gegeben, wäre KiK juristisch zur Verantwortung gezogen und die Manager des
Unternehmens wegen ihrer Mitverantwortung für den Feuertod von fast 260
Menschen in Haft gebracht worden.

Weil das so auch richtig gewesen wäre, kommentiert medico-Partnerin Zehra
Khan, Generalsekretärin der pakistanischen Frauengewerkschaft HBWWF, das
Unterlassungshandeln der Bundesregierung wie folgt: "Angesichts der
Machtverhältnisse auf dem Weltmarkt fordern wir die europäischen und so
auch die deutsche Regierung dringend zu menschenrechtsbasiertem
Gesetzeshandeln und daraus resultierender konsequenter Strafverfolgung auf.
Mit den Tragödien von Ali Enterprises und Rana Plaza ist die Zeit für
freiwillige Selbstverpflichtungen der Weltmarktunternehmen endgültig
abgelaufen. Wollen wir das Leben unserer Arbeiterinnen und Arbeiter retten,
müssen wir die Unternehmensmacht dem Menschenrecht und das
Konzernmanagement dem Strafrecht unterstellen." Der Gesetzentwurf vom
Anfang dieses Jahres belegt, dass Minister Müller und seine
Mitarbeiter*innen das im Grunde auch so sehen, aber von mächtigen Akteuren
gebremst wurden. Würde die ursprüngliche Idee umgesetzt, bräuchten wir
keinen grünen Knopf.

 * 

Quelle:

medico international - 9. September 2019

https://www.medico.de/blog/fairwashing-statt-politik-17500/
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INTERNATIONAL/291: Brasilien - Neue Spur im Mordfall Marielle Franco (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Neue Spur im Mordfall Marielle Franco

Von Mario Schenk
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Die 2018 ermordete linke Politikerin und Aktivistin Marielle
Franco

Bild: Midia Ninja (CC BY-NC-SA 2.0), via flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]



(Rio de Janeiro, 8. September 2019, amerika21) - In die Aufklärung des
Mordes an der Politikerin der sozialistischen Partei PSOL Marielle
Franco und ihres Fahrers Anderson Gomes in Brasilien ist Bewegung
gekommen. Die Bundesbehörden in Brasília haben einen ersten möglichen
Auftraggeber identifiziert, berichtet die Tageszeitung O Globo [1].
Demnach liegen der Generalstaatsanwältin Raquel Dodge Hinweise vor,
dass der Ex-Politiker der rechtskonservativen PMDB und suspendierte
Berater des Rechnungshofes von Rio de Janeiro, Domingos Inácio
Brazão, den Mord an der Afrobrasilianerin in Auftrag gegeben
haben könnte. Franco und Gomes waren am 14. März 2018 auf dem Heimweg
im Zentrum von Rio erschossen worden. Die Ermittler*innen gehen von
einer Hinrichtung aus.

Am Montag, 2. September beantragte Dodge den Zugang zu den kompletten
Akten der ermittelnden Behörden der Policia Civil von Rio de Janeiro.
Zuvor hatte der Oberste Gerichtshof (STJ) dem Antrag der
Generalstaatsanwaltschaft stattgegeben, nachdem Rios Justizbehörden
die Herausgabe verweigert hatten. Laut Dodge seien die lokalen
Behörden einer Spur in Richtung Brazão nicht nachgegangen.


Brazão seit Langem verdächtigt

Brazão wird seit Langem verdächtigt [1], die Mordermittlungen
behindert zu haben, indem er bewusst falsche Fährten legte. Dazu
missbrauchte er Strukturen und Personal seines Kabinetts am
Rechnungshof. Laut Generalstaatsanwaltschaft griff Brazão auf
den pensionierten Bundespolizisten Gilberto Ribeiro da Costa zurück.
Dieser war bei ihm im Büro angestellt. Ribeiro da Costa soll ein
Mafia-Mitglied und Ex-Polizisten beauftragt haben, den rechten
Abgeordneten Marcelo Siciliano (PHS) sowie den Chef einer anderen
kriminellen Organisation, den inhaftierten Orlando Curicica, als
Hintermänner des Verbrechens zu beschuldigen. Dies solle die
Ermittlungen der Policia Civil auf falsche Fährten gebracht haben.
Dabei waren Angehörige der Mordkommission der Policia Civil in die
Verschleierung eingeweiht und waren dafür bezahlt worden, schreibt
O Globo unter Verweis auf Informationen der Bundespolizei.

Nach den jüngsten Erkenntnissen gehen die Bundesermittler*innen nun
von einer Verbindung zwischen dem suspendierten Ex-Berater des
Rechnungshofes und der paramilitärischen Miliz namens "Büro des
Verbrechens" (Escritório do Crime) aus. Dieser werden Verstrickungen
in Geldwäsche und Schutzgelderpressung sowie Auftragsmorde vorgeworden
- auch die an Franco und Gomes. Mitte März 2019 nahm die Polizei zwei
Tatverdächtige fest, die der Miliz Escritório do Crime angehörten. Die
Staatsanwaltschaft beschuldigt die zwei früheren Polizisten, die
Schüsse auf Franco und Gomes abgefeuert und das Tatfahrzeug gefahren
zu haben.

Auf Nachfrage von O Globo bezeichnete Brazão die
Anschuldigungen als "absurd". Er habe bereits in der Vergangenheit
gegenüber den Behörden seine Unschuld erklärt. Tatsächlich war er nur
wenige Monate nach der Tat, im Juni 2018, von der Polizei verhört
worden. Bei seiner Vernehmung hatte er abgestritten, Marielle Franco
oder den Ex-Polizisten Rodrigo Ferreira zu kennen, der die
Ermittlungen im Auftrag seines Büroassistenten in eine falsche
Richtung geleitet hatte. Ferreira gab im Mai seine Falschaussage zu
und beschuldigte unter anderem Brazão der Anstiftung.


Organisiertes Verbrechen und lokale Polizei sollen
Ermittlungen behindert haben

Hinweise auf eine Verwicklung Brazãos in die Morde erhärteten
sich jedoch im Februar dieses Jahres, berichtet das Nachrichtenportal
UOL. Zuvor hatte die Bundespolizei im November 2018 Ermittlungen wegen
Behinderungen der Justiz im Mordfall Franco aufgenommen und selbst
damit begonnen, die Mordhintergründe zu untersuchen. Auf Grundlage von
Zeugenaussagen inhaftierter Mafia-Mitglieder beschloss der damalige
Bundesminister für Sicherheit, Raúl Jungmann, die Hinweise zu
verfolgen, wonach ein Netzwerk aus Mitgliedern des organisierten
Verbrechens und der lokalen Polizei von Rio die Aufklärung
torpedierten. Dies geschehe, "um zu verhindern, dass man auf die
wirklichen Drahtzieher und Ausführenden des Doppelmordes stößt",
zeigte sich Minister Jungmann Anfang November überzeugt.

Die brasilianischen Sicherheitsbehörden berufen sich unter anderem auf
Hinweise des inhaftierten Mafia-Chefs Orlando Curicica. Dieser hatte
im Oktober 2018 auf Verstrickungen von Mafia und Mordkommission
hingewiesen. "Es existiert eine Einheit von Auftragsmördern, die
Mehrheit von ihnen stammt aus dem organisierten Verbrechen. Die
Mordkommission und der Chef der Polizei, Rivaldo Barbosa, wissen wer
sie sind. Aber sie erhalten Geld, um sie in Ruhe zu lassen oder die
Ermittlungen in falsche Bahnen zu lenken", so Curicica.

Für Dodge ist dies ein Erklärung, warum auch nach 538 Tagen niemand
als Auftraggeber für die Morde verantwortlich gemacht wurde.

Brazão ist Unternehmer im Tankstellensektor und seit 1998
Abgeordneter der rechtskonservativen Partei PMDB in Rio de Janeiro.
Obwohl ihn das Wahlgericht 2010 wegen Wahlbetruges verurteilte, ist er
mehrfach wiedergewählt worden. Im Jahr 2015 wählte ihn das
Abgeordnetenhaus des Staates Rio de Janeiro bis auf die Stimmen der
PSOL zu einem Berater am Rechnungshof (TCE-RJ). In Zuge der Lava
Jato-Ermittlungen um korrupte Strukturen um den Erdölkonzern Petrobras
wurde Brazão der Entwendung öffentlicher Gelder 2017 überführt
und von seinem Amt suspendiert.


Anmerkungen:

[1] https://oglobo.globo.com/rio/dodge-quer-investigar-se-ha-indicios-deautoria-intelectual-de-domingos-brazao-no-assassinato-de-marielle-23921954

[2] https://noticias.uol.com.br/cotidiano/ultimas-noticias/2019/03/20/caso-marielle-morte-domingos-brazao-investigado-possivel-mandante-rio-rj.htm?cmpid=copiaecola
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INTERNATIONAL/290: Mexiko - Hauptverdächtiger im Fall Ayotzinapa freigelassen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Hauptverdächtiger im Fall Ayotzinapa freigelassen



(Washington, 5. September 2019, democracy now/poonal) - Im
mexikanischen Bundesstaat Guerrero ist der Hauptverdächtige im Fall
des Verschwindenlassens und der mutmaßlichen Ermordung der 43
Lehramtsstudenten von Ayotzinapa aus dem Gefängnis entlassen worden.
Gildardo López Astudillo gilt als Chef der örtlichen Sektion des
Verbrechersyndikats Guerreros Unidos und wird verdächtigt, die
Entführungen und Ermordungen angeordnet zu haben. Ein Richter hat am
31. August entschieden, dass "El Gil" nach seiner Festnahme gefoltert
worden sei und hat die Freilassung von ihm und drei weiterer
Verdächtiger angeordnet. Internationale Expert*innen gehen davon aus,
dass die mexikanische Armee und die Bundespolizei ebenfalls in das
Verschwindenlassen der Studenten verwickelt sind.

Der Menschenrechtsbeauftragte der mexikanischen Regierung, Alejandro
Encinas, kritisierte die Entscheidung des Gerichts: "Damit wird ein
schlimmer Präzedenzfall geschaffen. Dieser Freispruch für einen
Haupttäter des gewaltsamen Verschwindenlassens ist leider nicht der
Einzige." Encinas befürchtet, dass nun weitere Angeklagte im Fall
Ayotzinapa freigelassen werden könnten.

Der mexikanische Präsident Andrés Manuel López Obrador versprach
umgehend, die Entscheidung der Freilassung von López Astudillo
anzufechten. Die Studenten waren am 27. September 2014 verschwunden,
López Astudillo wurde vor vier Jahren verhaftet. Kurz nach seinem
Amtsantritt hatte López Obrador eine Wahrheitskommission eingesetzt,
um den Fall Ayotzinapa zu untersuchen. Bislang hat diese Kommission
allerdings noch keine neuen Erkenntnisse gewonnen.
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INTERNATIONAL/289: Guatemala - Ex-Präsidentschaftskandidatin Sandra Torres festgenommen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

Ex-Präsidentschaftskandidatin Sandra Torres festgenommen



(Caracas, 2. September 2019, telesur) - Die
Ex-Präsidentschaftskandidatin und ehemalige First Lady Guatemalas,
Sandra Torres, wurde am Montag, 2. September 2019, nach einer
Hausdurchsuchung festgenommen. Ihr wird illegale Wahlkampffinanzierung
und Bildung einer kriminellen Vereinigung vorgeworfen.

Die Verhaftung erfolgte nur einen Tag, nachdem die Internationale
Kommission gegen die Straffreiheit in Guatemala CICIG (Comisión
Internacional en Contra de la Impunidad en Guatemala) das Land
verlassen musste und 22 Tage nach der Niederlage Torres' im zweiten
Wahlgang der Präsidentschaftswahlen gegen Alejandro Giammattei der
Partei Vamos.


Torres: "politische Verfolgung"

Die Staatsanwaltschaft gab bekannt, dass Torres, die der als
sozialdemokratisch eingestuften Partei UNE (Unidad Nacional de la
Esperanza) angehört, in eine Zelle des Gerichtsgebäudes im Zentrum der
Hauptstadt gebracht werde. "Es handelt sich um eine politische
Verfolgung", erklärte hingegen die Ex-Kandidatin nach ihrer Festnahme
und der Durchsuchung ihres Hauses.

Die Anschuldigungen gegen die Ex-Präsidentschaftskandidatin beziehen
sich auf Gelder, die die Partei während der Wahlkampagne im Jahr 2015
erhalten hat. Den Untersuchungen zufolge hat die UNE 19,5 Millionen
Quetzales (damals etwa 2,2 Millionen Euro) bekommen, deren Ursprung
nicht nachgewiesen werden kann. Tatsächlich könnte die Summe jedoch
27,7 Millionen Quetzales (damals ca. 3,2 Millionen Euro) übersteigen.
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INFOPOOL / RELIGION / ISLAM





MELDUNG/063: Berliner Institut für Islamische Theologie (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 06.09.2019

Berliner Institut für Islamische Theologie



Die Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung
und die Humboldt-Universität zu Berlin teilen gemeinsam mit:

Angesichts des großen öffentlichen Interesses an der Einrichtung des
Berliner Instituts für Islamische Theologie (BIT) an der
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) informieren die Senatskanzlei -
Wissenschaft und Forschung und die Universität gemeinsam über den
gegenwärtigen Stand des Institutsaufbaus.

Ferner nehmen sie die aktuelle Berichterstattung in den Medien zum Anlass,
Informationen zur Zusammensetzung und zu den Aufgaben des Beirats des
Instituts richtigzustellen. Dabei möchten sie explizit darauf hinweisen,
dass die Einrichtung und der Betrieb eines wissenschaftlichen Institutes
an einer deutschen Hochschule nach erprobten Standards erfolgt, die dafür
sorgen, dass die Autonomie einer Hochschule und die grundgesetzlich
garantierte Freiheit der Wissenschaft gewährleistet sind.

Was ist der aktuelle Stand beim Institut für Islamische Theologie?

Das Berliner Institut für Islamische Theologie wird zum Wintersemester
2019/20 seinen Studienbetrieb aufnehmen. Damit ist es das sechste Institut
dieser Art in Deutschland: [1]. Das BIT legt Wert auf eine Theologie der
Vielfalt und wird insbesondere sunnitische und schiitische Lehren
vergleichend würdigen. Seine wissenschaftlichen Ziele verfolgt es in enger
Kooperation mit christlichen Theologien sowie mit weiteren
religionsbezogenen Studien an der HU und in der Berliner
Wissenschaftslandschaft im Ganzen.

Angesichts von rund 300.000 muslimischen Einwohnerinnen und Einwohnern in
Berlin stellt sich das BIT als gleichrangige Aufgabe der Ausbildung junger
Theologinnen und Theologen, die sich auf der Grundlage rationaler
Durchdringung islamischer Glaubensinhalte für den Schuldienst sowie für
Tätigkeiten in Moscheegemeinden, Zivilgesellschaft und Wohlfahrtspflege
qualifizieren. Ziel der Einrichtung des Institutes ist nicht die
Ausbildung von Imamen. Für Studierende des BIT wird das Bekenntnis des
Islam nicht vorgeschrieben.

Die Bachelor-Studiengänge am Institut für Islamische Theologie werden
derzeit stark nachgefragt, was ein hohes Interesse an den inhaltlichen
Angeboten belegt. Bis Anfang September lagen (nach Bewerbungsschluss am
31.8.2019) rund 350 Bewerbungen vor. Ab dem Wintersemester 2020/21 ist
zudem die Einrichtung eines Lehramts-Bachelor vorgesehen.

Drei der insgesamt sechs für das Institut vorgesehenen Professuren haben
den Berufungsprozess bereits durchlaufen und die Bestätigung durch den
Beirat erhalten. Zwei weitere Berufungsvorschläge liegen dem Beirat zur
Beratung vor, ein weiterer wird ihm in Kürze übermittelt. Dabei handelt es
sich um international ausgewiesene und angesehene Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, die nach rein wissenschaftlichen Kriterien gemäß dem
Berliner Hochschulgesetz durch die Berufungskommissionen der Universität
ausgewählt wurden.

Die ausgewählten Professorinnen und Professoren sind Expertinnen und
Experten auf Gebieten der islamischen Theologie, wie zum Beispiel der
Geschichte des Islamischen Rechts oder in den Textwissenschaften. Mehr
Informationen zu den Professuren finden sich hier: [2]. Der Lehrbetrieb
startet zum kommenden Wintersemester, wo nötig wird die Universität dies
durch Gastprofessuren und Dozentinnen/Dozenten sicherstellen, solange die
Berufungsprozesse nicht abgeschlossen sind.

Wie setzt sich der Beirat zusammen?

Der Beirat ([3]) besteht aus fünf stimmberechtigten
Mitgliedern. Ihm gehört jeweils eine ausgewiesene Vertreterin oder ein
Vertreter des Zentralrats der Muslime in Deutschland e. V. - Landesverband
Berlin, der Islamischen Gemeinschaft der schiitischen Gemeinden
Deutschlands e. V., sowie der Islamischen Föderation in Berlin e. V. an.
Darüber hinaus zwei weitere Personen islamischen Glaubens, die die
Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer
der Islamischen Theologie oder einer fachnahen Wissenschaft erfüllen.
Aktuell sind dies:


	Frau Lydia Nofal, Zentralrat der Muslime in Deutschland e.V. - Landesverband Berlin

	Herr Dr. Mohammad Djavad Mohagheghi, Islamische Gemeinschaft der schiitischen Gemeinden Deutschlands e.V.

	Herr Mustafa Özdemir, Islamische Föderation in Berlin e.V.

	Frau Prof. Dr. Schirin Amir-Moazami, Freie Universität Berlin

	Herr Prof. Dr. Jamal Malik, Universität Erfurt



Alle Mitglieder des Beirates des Instituts für Islamische Theologie wurden
durch die Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung nach einer
Überprüfung durch die Sicherheitsbehörden des Bundes bestellt,
vorausgesetzt, dass die Prüfung keine Bedenken gegen eine Ernennung ergab.
Dieses Vorgehen sieht auch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
vor, welches das Institut mit mehr als fünf Millionen Euro fördert.

Zudem wurden zwei Vertreter der Humboldt-Universität - mit Antragsrecht
und beratender Stimme - in den Beirat berufen:


	Frau Prof. Dr. Eva Inés Obergfell, Vizepräsidentin für Lehre und Studium an der HU

	Herr Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Wolfgang Huber, Honorarprofessor an der HU, Altbischof von Berlin



Wer bestimmt die Beiratsmitglieder?

Jeder der drei islamischen Verbände hat das Recht, eine Vertreterin oder
einen Vertreter vorzuschlagen, zudem schlägt die Humboldt-Universität zu
Berlin im Einvernehmen mit den Verbänden die zwei verbandsunabhängigen
Beiratsmitglieder vor. Die Ernennung der Beiratsmitglieder obliegt indes
der Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung. Sie erfolgt nur, wenn nach
der Überprüfung des Vorschlags durch die Sicherheitsbehörden des Bundes
keine Bedenken geäußert wurden. Eine Änderung der Einschätzung der
Sicherheitsbehörden würde auch eine erneute Überprüfung der
Beiratszusammensetzung zur Folge haben.

Es ist selbstverständlich, dass keine Personen dem Beirat angehören
können, von denen bekannt ist, dass sie beispielsweise durch
Positionierungen hervorgetreten sind, die mit dem Grundgesetz und der
freiheitlich-demokratischen Grundordnung nicht vereinbar sind, die
antisemitische Äußerungen tätigen oder das Existenzrecht Israels in Frage
stellen.

Wie wirkt der Beirat bei Berufungsverfahren des Instituts mit?

Die Humboldt-Universität zu Berlin lässt sich bei ihren
Berufungsvorschlägen in allen Fächern und Disziplinen ausschließlich vom
Gesichtspunkt der besten wissenschaftlichen Eignung von Bewerbungen
leiten. Dies gilt natürlich gleichermaßen für die Besetzung von
Professuren am Berliner Institut für Islamische Theologie. Der Beirat wird
erst zum Schluss eines nach rein wissenschaftlichen Kriterien erfolgten
Berufungsverfahrens konsultiert. Für die Berufung der sechs Professorinnen
und Professoren am Institut bedarf es der Zustimmung des Beirats mit einer
Zweidrittel-Mehrheit.

Der Beirat kann die Zustimmung für eine Professur nur aus religiösen
Gründen verweigern; er muss dies durch ein theologisches Gutachten
begründen. Es handelt sich nicht um eine Sonderregel für die Islamische
Theologie, sondern Gleiches gilt grundsätzlich auch für andere
bekenntnisgebundene Theologien an deutschen Universitäten, also auch über
staatskirchenrechtliche Verträge für die katholische und evangelische
Kirche. Da der Islam, anders als das Christentum, keine Kirche kennt,
fungiert an Stelle einer kirchlichen Institution der Beirat.
Hier ein Überblick zum Ablauf eines Berufungsverfahrens am Institut für
Islamische Theologie:


	Eine Berufungskommission bestehend aus rund 20 Mitgliedern, darunter Expertinnen und Experten anderer Universitäten, erstellt auf Basis der vorliegenden Bewerbungen und nach erfolgter Vorstellung der Kandidaten/innen eine Liste der besten Bewerber/innen , die der Reihenfolge nach zur Berufung vorgeschlagen werden.

	Es folgt ein Beschluss des Fakultätsrates der zuständigen Fakultät an der HU über den Berufungsvorschlag und

	anschließend eine Stellungnahme des Akademischen Senats der Humboldt-Universität.

	Der Berufungsvorschlag wird sodann der Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung übermittelt, wo die Prüfung der formalen Voraussetzungen erfolgt.

	Sind diese erfüllt, folgt die Einholung der Zustimmung des Beirates durch die Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung.

	Anschließend kann die Ruferteilung durch Senatskanzlei - Wissenschaft Forschung erfolgen.

	Berufungsverhandlungen zwischen HU und Bewerberin/Bewerber und bei Einigung schließlich

	Die Rufannahme und Einstellung der Professorin/des Professors



Kann der Beirat erweitert werden?

Die Kooperationsvereinbarung zwischen der Senatskanzlei - Wissenschaft und
Forschung, der Humboldt-Universität zu Berlin und den drei islamischen
Verbänden sieht eine Evaluierung der Ziele der Vereinbarung nach drei
Jahren ausdrücklich vor, auch eine Aufnahme weiterer Verbände in den
Beirat ist dabei möglich.

Auswahl der Verbände

Die Auswahl der Verbände wurde durch das im Jahr 2016 beschlossene
Eckpunktepapier Islamische Theologie sowie eine Kooperationsvereinbarung
zur Bildung eines Beirats getroffen, die zwischen der Trägerhochschule und
islamischen Verbänden unter Mitwirkung der Senatskanzlei - Wissenschaft
und Forschung und in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe unter der Leitung des
früheren Gründungsbeauftragten und jetzigen Direktors Prof. Dr. Michael
Borgolte vom April 2017 bis März 2018 erarbeitet wurde. Im Ergebnis der
Verhandlungen um die Kooperationsvereinbarung wurden drei der ursprünglich
fünf avisierten Verbände Mitglieder im Beirat.


Anmerkungen

[1] https://www.bmbf.de/de/islamische-theologie-367.html

[2] https://www.islamische-theologie.hu-berlin.de/de/ueber-uns/forschung

[3] https://www.islamische-theologie.hu-berlin.de/de/ueber-uns/organisationsstruktur-1

Weitere Information zum Berliner Institut für Islamische Theologie:

https://www.islamische-theologie.hu-berlin.de/de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution46
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07023: Namensschändung (SB)


Ein Blick zurück in die Vergangenheit der Figurenterminologie deckt
Amüsantes auf. Keine Figur wurde so häufig der Namenstaufe unterzogen
wie unser Läufer, der im englischen Sprachraum Bischof genannt wird,
in alter Zeit in Frankreich jedoch den unrühmlichen Namen "Narr"
erhielt. In Deutschland hingegen pflegte man zu dieser Figur der
"Alte" zu sagen, vielleicht wegen seiner linkischen Gangart im alten
arabischen Schach. Eine Zeitlang konkurrierte in England noch ein
anderer Name als Bischof. So findet man in den Schriften von Alexander
Neckam (1157-1217) den Ausdruck Senex (Greis). Man kann daraus
ersehen, daß unser Läufer eine wahre Odyssee hinter sich gebracht hat,
ehe ihm Anerkennung zuteil wurde. Geradezu schändlich ging man mit ihm
in einem alten englischen Schachdokument um, wo er von einem
unbekannten Verfasser den Namen Calvus, also Kahlkopf, erhielt. Im
Zuge seiner evolutionären Gangart war dieser senile Ausdruck natürlich
überholt und wurde zeitgemäß angepaßt. Im heutigen Rätsel der Sphinx
weist nichts mehr auf die träge sich hinschleppende Bewegungsart eines
Greises hin, denn die weißen Läufer entwickeln eine fürchterliche
Durchschlagskraft. Zuvor jedoch mußte sich der Anziehende mit dem
Problem seines bedrohten Springers auseinandersetzen, und er tat dies
mit famoser Findigkeit, Wanderer.
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Rodriguez - Rakic

Vmjacka Banja 1977


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wenn eine Dame sich zänkisch zeigt, wird sie eben kaltgestellt, und
der Nachziehende wußte wie und zog 1...Lc8-h3! Ihr streitbarer Sinn
wäre der weißen Partie allerdings nach 2.De8xa8 Dh4-g4 schlecht
bekommen, und so entschloß sich der Anziehende zum Gegenstoß 2.g2-g3,
worauf beide Damen vom Feld verschwanden, aber nach 2...Ta8xe8 3.g3xh4
Tf4-g4+ ging die schwarze mit Würde, denn der weiße König mußte ihr
durch Kapitulation folgen wegen des drohenden Matts 4.Kg1-h1 Lh3-g2+
5.Kh1-g1 Lg2-e4#
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/245: Was gefällt besser - Kandinskys Original oder ein Kandinsky mit einem neuen Farbelement? (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 06.09.2019

Was gefällt besser - Kandinskys Original oder ein Kandinsky mit einem
neuen Farbelement?

Zwei Wissenschaftlerinnen aus der Allgemeinen Psychologie der
Justus- Liebig-Universität Gießen publizieren Studienergebnisse zur
Farb- und Formwahrnehmung - eine Studie zur Wahrnehmung berühmter abstrakter
Kunstwerke



Die abstrakten Werke von Künstlern wie Paul Klee, Wassily Kandinsky und
Willi Baumeister sind weltberühmt; ihre Kompositionen zeichnen sich durch
eine charakteristische Farb- und Formwahl aus. Kunst liegt sprichwörtlich
im Auge des Betrachters. Wie würde die Farbgebung bekannter Gemälde
ausfallen, wenn Laien zum Pinsel greifen und in Bildern etwas verändern
dürften? Dieser Frage sind Wissenschaftlerinnen aus der Abteilung
Allgemeine Psychologie der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU)
nachgegangen und haben im Rahmen einer Studie aufschlussreiche Ergebnisse
aus dem Bereich der Wahrnehmungspsychologie vorgelegt. Sie konnten
nachweisen, dass junge chinesische und deutsche Probandinnen und
Probanden, die sich nach eigenen Angaben wenig für Kunst interessieren,
bei ihrer Farbauswahl dennoch sehr sensibel auf die jeweilige
Farbkomposition eines Kunstwerks eingehen. Bei der Bestimmung" des
Schwerpunktes reagieren sie ebenfalls sehr empfindlich auf den räumlichen
Bildaufbau. Die Studie "Kandinsky or me? How free is the eye of the
beholder in abstract art?" von der Biologin Doris Braun sowie Designerin
und Psychologin Katja Dörschner ist jetzt im Journal "i-Perception"
publiziert worden.

Die beiden Wissenschaftlerinnen gingen von der Frage aus, was passieren
würde, wenn statt der Künstlerin oder des Künstlers eine andere Person ein
abstraktes Kunstwerk fertigstellen und die Farbe einer bestimmten Form
auswählen sollte. Lässt sich erahnen, warum der Maler ein ganz bestimmtes
Gelb für eine zentralere Form im Bild gewählt hat? Gibt es nur eine
zufriedenstellende Version eines abstrakten Bildes? Ist die
Farbkomposition eines Bildes zwingend für eine bestimmte Farbe eines
Bildelements, so dass auch eine Betrachterin oder ein Betrachter eine
ähnliche Farbe wie die Künstlerin oder der Künstler für dieses Element
auswählen würde? Welche Einflüsse hat die Kultur, die Bilderwelt in der
wir aufwachsen, auf unser Empfinden von Farbkompositionen?

Doris Braun und Katja Dörschner näherten sich auch dem Thema
Bildkomposition, dem räumlichen Aufbau der Gemälde: Gibt es in abstrakten
Bildern einen Schwerpunkt, der für die Balance der Bildkomponenten wichtig
ist? Gibt es einen Zusammenhang zwischen der Lage des Schwerpunktes und
der räumlichen Struktur des Bildes? Um all diesen Fragen nachzugehen,
entwickelten sie zwei interaktive Experimente und zwei Präferenztests. In
einem Zeitraum von zwei Jahren luden sie 20 deutsche und 20 chinesische
Studierende, die weder Kunst studierten noch ein besonderes Interesse an
abstrakter Kunst hatten, zur Untersuchung ein.

"Abstrakte Kunstwerke eignen sich für eine solche Studie besonders gut, da
die einzelnen Formelemente nicht die Farben vorgeben wie es beispielsweise
in realistischen Bildern wie Stillleben der Fall ist", erklärt Doris
Braun. Für die Studie wurden 48 abstrakte (digitale) Bilder der Künstler
Klee, Kandinsky, Baumeister, Delaunay und Hoffmann ausgewählt. 24 der
Bilder enthielten ein Formelement in nur einer Farbe, die aber für die
Farbkomposition wichtig war. Die Farbe dieser Formen wurde in ein
neutrales Grau verändert.

Die 40 Probandinnen und Probanden hatten die Aufgabe, für diese graue Form
eine Farbe auszuwählen, die ihnen mit Blick auf die Gesamtkomposition des
Bildes am besten gefiel. Dazu erschien jedes digitalisierte Bild einzeln
auf einem großen Monitor vor einer weißen Wand, und die jeweilige
Versuchsperson konnte mit Hilfe der Tastatur die Ausgangsfarbe "Grau" der
ausgewählten Form nach Belieben solange verändern, bis sie mit "ihrer"
neuen Version zufrieden war. Im letzten Experiment wurden jeder
Versuchsperson ihre 24 Bilderversionen neben jedem Original präsentiert
mit der Aufgabe, die "bessere" Version auszuwählen. Hier zeigte sich, dass
die Probanden in etwa der Hälfte der Fälle ihre eigene Version wählten,
aber bei einzelnen Bildern die Künstlerversion signifikant häufiger
wählten oder - im Gegenteil - ablehnten.

Die insgesamt hohe "Zufriedenheit" der Probandinnen und Probanden mit der
eigenen Version lässt sich aus Sicht der Studienleiterinnen plausibel
erklären: "Die Zufriedenheit beruhte auf der Auswahl einer Farbe, die
bereits im Kunstwerk vorhanden war, oder einer Farbe aus derselben
Farbkategorie wie die des Künstlers", erläutert Katja Dörschner. Der
identische Farbton sei jedoch nur in drei Prozent der Fälle ausgewählt
worden. Es ließen sich offenbar auch kulturell bedingte Unterschiede
feststellen: Die Farbauswahl der chinesischen Studierenden hing stärker
von der Varianz der Farben der Bilder ab, und es wurden dunklere Farben
bevorzugt.

Probandinnen und Probanden bestimmten zudem bei 24 Gemälden den Balance-
oder Schwerpunkt. Dazu wählten sie die Position eines schwarzen Kreises
auf einer weißen Fläche gleicher Größe neben jedem Bild mit Hilfe der
Computer-Maus aus. Die Kreispositionen zeigten überraschend große
Übereinstimmungen. Je nach Lage dieser Schwerpunkte ergaben sich
unterschiedliche Präferenzen, wenn dieselben Bilder spiegelverkehrt neben
dem Original gezeigt wurden. Lag der Bildschwerpunkt in der Mitte, wird
das Original nur dann bevorzugt, wenn es vorher schon einmal gezeigt
worden war. Lag der Bildschwerpunkt dagegen deutlich links oder rechts,
gab es große Unterschiede bei der Präferenz von Original und Spiegelbild,
die mit einer für Bilder bevorzugten "Leserichtung" von links nach rechts
erklären werden könnte. Lag der Bildschwerpunkt auf der linken Seite,
wurde das Spiegelbild mit dem nun rechten Schwerpunkt bevorzugt, lag der
Schwerpunkt rechts, wurden Bilder mit der ursprünglichen Orientierung
bevorzugt. Ein rechtsseitiger Schwerpunkt scheint damit eher der
Leserichtung auch bei Bildern zu entsprechen.

Die Ergebnisse der Studie belegen sehr eindeutig, dass auch solche
Personen, die sich nach eigenem Bekunden wenig für Kunst interessieren,
ein sehr gutes Gespür sowohl für die Farbauswahl als auch für die
Bestimmung des Schwerpunktes eines Kunstwerks haben.


Originalpublikation:
Braun, D. I., Doerschner, K. (2019).

Kandinsky or me? How free is the eye of the beholder in abstract art? 

i-Perception, 10(4), 1-29. 

DOI: 10.1177/2041669519867973
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SPIELZEIT/068: Pact Zollverein - Herbst/Winter-Programm 2019 (PACT Zollverein)


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 2. September 2019

PROGRAMM IM HERBST/WINTER:

Premieren, Festivals und Projekte zwischen den Künsten



Mit Uraufführungen und Deutschlandpremieren von Boris Charmatz, Eva
Meyer-Keller, William Forsythe, Eszter Salamon, Brigel Gjoka und
Rauf"RubberLegz"Yasit sowie Kooperationen mit dem NOW! Festival, dem
Deutschen Tanzpreis und dem Museum Folkwang lädt PACT zu einem
hochkarätigen und abwechslungsreichen Herbst- und Winterprogramm ein.
Fortgesetzt wird die beliebte Konzertreihe PACT x Ensemble Musikfabrik
und auch eine neue Ausgabe des Symposiums IMPACT ist Teil des
Programms. Der Vorverkauf startet heute am 02.09.2019.

Neue Projekte, Premieren und Uraufführungen mit Boris Charmatz, Eva
Meyer-Keller, William Forsythe, Brigel Gjoka, Rauf"RubberLegz"Yasit
und Eszter Salamon

Die Tanzsaison eröffnet Boris Charmatz, der als eine der prägenden
Stimmen des zeitgenössischen Tanzes zuletzt bei der Tanzplattform in
Deutschland 2018 mit "10000 Gesten" bei PACT zu Gast war. Seine
jüngste Arbeit "infini" (11. & 12.10.) zeigt er als deutsche
Erstaufführung bei PACT. Während "10000 Gesten" einem klar numerisch
benannten Prinzip folgte, nimmt Charmatz für "infini" das Unendliche
und Unfertige zum Ausgangspunkt und findet seine Referenzen in
Literatur und Kunst ebenso wie in alltäglichen Erfahrungen - wie dem
tiefen Schlaf, der innigen Liebesbeziehung oder dem Blick in die
Endlosigkeit des Himmels.

Auch Eva Meyer-Keller verbindet in ihren international gezeigten
Arbeiten Strukturen und Phänomene der Natur oder des Alltags mit
choreographischen Anordnungen und lässt theoretische Abstraktionen
durch überraschende Analogien (be)greifbar werden. "Living Matters"
(Uraufführung, 15. & 16.11.) setzt ihre 2017 mit "Some Significance"
bei PACT begonnene Trilogie über die Naturwissenschaften fort und
widmet sich den jüngsten Entwicklungen in Molekular- und
Mikrobiologie.

Im Rahmen des Kooperationsprojektes "Konstellationen. 100 jahre
bauhaus im westen", das Institutionen der darstellenden und bildenden
Kunst in einem gemeinsamen NRW-weiten Programm verbindet, stellen das
Museum Folkwang und PACT Zollverein das Werk von William Forsythe in
den Mittelpunkt. Während Forsythe im Museum Folkwang eine Folge von
vier installativen und choreographischen Interventionen in die
Konzeption, Architektur und Vermittlung der Institution Museum
entwickelt, entwirft er für PACT ein Installations- und Filmprogramm
(29.11. - 01.12.) und präsentiert mit "Himmel und Hölle" ein neues,
ortsspezifisches Choreographisches Objekt. Ein besonderes Highlight
bildet außerdem die Uraufführung (29. & 30.11.) einer neuen
Choreographie der Forsythe Co-Creators Brigel Gjoka und
Rauf"RubberLegz"Yasit, die in ihrer Arbeit ihre jeweiligen
Hintergründe im urbanen und zeitgenössischen Tanz zu neuem
Bewegungsmaterial verarbeiten.

Eszter Salamon ist mit ihren Arbeiten weltweit in Theatern, Museen und
Festivals zu Gast, so auch mit ihrer 2014 begonnene Monuments-Serie,
von der bereits mehrere Arbeiten als Uraufführung bei PACT zu sehen
waren. Ausgangspunkt der Reihe ist eine Untersuchung des Konzepts des
Monuments verbunden mit einer Neuschreibung und Reflektion von
Geschichte und Tanzgeschichte. "Monument 0.6: Heterochronie / Palermo
1559 - 1920" (06. & 07.12.) feiert bei PACT Uraufführung. Ausgehend
von den Geschichten und Ritualen Palermos und unterstützt von einem
Laienchor lässt Salamon in ihrer "A-Cappella-Oper" Bildwelten zwischen
Vergangenheit und Gegenwart entstehen.


Deutscher Tanzpreis 2019: Ehrung von Jo Parkes und Isabelle
Schad 

Erneut werden mit dem Deutschen Tanzpreis 2019 herausragende
Persönlichkeiten des Tanzes in Deutschland geehrt. Den mit 20.000 Euro
dotierten Deutschen Tanzpreis 2019 erhält der Photograph Gert Weigelt
(Preisverleihung und Tanzgala im Aalto-Theater (Essen) am 19.10.). Für
signifikante Entwicklungen im zeitgenössischen Tanz werden im Rahmen
einer feierlichen Ehrung am 18.10. bei PACT die Tanz- und
Videokünstlerin Jo Parkes sowie die Tänzerin und Choreographin
Isabelle Schad mit jeweils 5.000 Euro gewürdigt. Anlässlich ihrer
Ehrung zeigt Jo Parkes eine Videoinstallation in den Räumen von PACT.
Isabelle Schad präsentiert ihr gemeinsam mit dem Künstler Laurent
Goldring entwickeltes Werk "Collective Jumps" (18.10.), das sich mit
der Utopie von Gemeinschaft im Tanz auseinandersetzt. Vertraute
Elemente aus Volkstänzen werden in einem fortwährenden Bewegungsfluss
aufgelöst, in dem die 16 Tänzer*innen immer neue Konstellationen und
Körperlandschaften bilden.

Ebenfalls im Rahmen des Deutschen Tanzpreises findet bei PACT die
zweitägige Fachtagung "Positionen: Tanz" (18. & 19.10.) statt, die
sich vor dem Hintergrund der Praktiken und mit Impulsbeiträgen der
ausgezeichneten Choreograph*innen mit ethischen Fragen in Tanz,
Kulturpolitik und Gesellschaft auseinandersetzt.

Electric Flux - Ein langes Synthesizer-Wochenende im Rahmen des
NOW! Festivals

Mit dem Titel "Transit" unterstreicht das Festival für Neue Musik NOW!
mit seinem diesjährigen Programm die Umbrüche und Transformationen der
westlichen Musiktradition. Die europäische Musik des 20. Jahrhunderts
ist durch formale, kompositorische und technologische Übergänge
geprägt. Gemeinsam mit der Stiftung Zollverein und in Kooperation mit
dem Institut für Computermusik und Elektronische Medien (ICEM) der
Folkwang Universität der Künste widmet PACT ein langes Wochenende
(25. - 28.10.) den analogen und digitalen Klangtransformationen. In
sieben Einzelveranstaltungen an vier Tagen sind das Institut für
Computermusik und Elektronische Medien (ICEM), das Elektronische
Orchester Charlottenburg (EOC), Sacha Ketterlin, Roman Flügel und
SchneidersLaden vertreten. Herzstück des Programms sind Synthesizer
der Firma Hofschneider, die speziell für die elektronische Verfremdung
von Instrumentalklängen konzipiert wurden und erstmals seit ihrer
Installation 1971 außerhalb der Folkwang Universität in Konzerten und
interaktiven Workshops zu erleben sind.


Neue Musik: Fortsetzung der Konzertreihe PACT x Ensemble
Musikfabrik

Das Ensemble Musikfabrik gehört zu den bekanntesten Klangkörpern
zeitgenössischer Musik und spielt jährlich bis zu 80 Konzerte im
In- und Ausland. Seit Anfang des Jahres hat das Kölner Ensemble bei
PACT eine neue Bühne gefunden. Unter dem Motto PACT x Ensemble
Musikfabrik stellen die Musiker*innen erneut an drei Sonntagen eigene
Konzertprogramme vor, die von den einzelnen Ensemblemitgliedern mit
jeweils eigenen Schwerpunkten kuratiert wurden. Der Eintritt ist nach
Gusto, die Konzerte der Reihe finden am 13.10., 10.11. und am 15.12.
statt.


IMPACT19: Ingrid LaFleur, Meg Stuart, Silke Huysmans &
Hannes Dereere

Das Symposiumsformat IMPACT lädt seit 2004 Künstler*innen,
Praktiker*innen, Theoretiker*innen, Journalist*innen und
fortgeschrittene Studierende der Bereiche Tanz, Theater, Performance,
Bildende Kunst, Neue Medien, Film, Musik und Architektur dazu ein,
sich theoretisch und praktisch mit den Arbeitsmethoden, -hintergründen
und künstlerischen Strategien von internationalen Gastkünstler*innen
auseinanderzusetzen. In der diesjährigen Ausgabe IMPACT19 - Weaving
Traces sind mit der Kuratorin und Afrofuturistin Ingrid LaFleur, der
Choreographin und Tänzerin Meg Stuart sowie den Theatermacher*innen
Silke Huysmans und Hannes Dereere Positionen eingeladen, die in ihrer
Arbeit aktivistische und investigative, spirituelle und körperliche
sowie politische und technologische Praxen verknüpfen. Während das
Workshop-Programm auf 30 Teilnehmer*innen begrenzt ist
(Bewerbungsfrist ist der 16. September), laden mehrere öffentliche
Programmpunkte dazu ein, die Gastkünstler*innen und ihre Arbeit
kennenzulernen: So stellt Ingrid LaFleur in ihrem Vortrag "Breathing
in Blackness: Temporal Dimension of Utopia" (31.10.) die Frage, welche
Rolle die Partizipation an technologischem Fortschritt in der
Selbstermächtigung schwarzer Menschen spielen kann. Anschließend an
den Vortrag präsentieren Silke Huysmans und Hannes Dereere ihr
Dokumentartheaterstück "Pleasant Island" (31.10.), in dem die
wechselvolle Geschichte der Insel Nauru beleuchtet wird. Einst
aufgrund hoher Phosphatvorkommen ein reiches Land, tauchte die heute
völlig verarmte Pazifikinsel zuletzt vor allem aufgrund der
Internierung von Geflüchteten im Auftrag Australiens negativ in den
Schlagzeilen auf.

Programm für Kinder und Jugendliche: Maus-Türöffner-Tag, PACT Café
& DYNAMO

Auch für Kinder und Jugendliche gibt es im Herbst und Winter bei PACT
Entdeckungen zu machen. Für die Jüngsten steht gleich zum Anfang der
Saison der "Maus-Türöffner-Tag" (03.10.) auf dem Programm. Zum ersten
Mal ist PACT gemeinsam mit der Stiftung Zollverein und dem Ruhr Museum
dabei und öffnet die Türen der ehemaligen Waschkaue für Entdeckungen,
Spiel- und Bastelspaß und das kulinarische Wohl.

Weiterhin öffnet jeden Mittwoch von 15 bis 18 Uhr das PACT Café. PACT
lädt zu einem Begegnungsraum ein, in dem die Erwachsenen bei Kaffee
und Tee miteinander ins Gespräch kommen können, während Kinder
zwischen 4 und 6 Jahren, angeleitet von einer professionellen
Tanzpädagogin, spielerisch in Bewegung kommen. Ein Einstieg ist
jederzeit möglich, tänzerische Vorerfahrung oder deutsche
Sprachkenntnisse sind nicht erforderlich. Für jüngere Kinder ist eine
Spieleecke eingerichtet.

Traditionell schließt das Tanzprogramm mit der Jungen Tanzplattform
NRW - so auch in diesem Jahr: DYNAMO ist bereits zum achten Mal bei
PACT zu Gast und präsentiert an zwei Tagen die erarbeiteten
Kurzchoreographien (12.12. & 13.12.) der jungen Tänzer*innen der
Öffentlichkeit.


Die WerkStadt - Projektraum in Katernberg

Als unabhängiger Satellit von PACT existiert der Projektraum WerkStadt
(Viktoriastr. 5, Essen-Katernberg) seit Juni 2017: Ein vielfältiges
Programm lädt Besucher*innen und Bewohner*innen der Stadt Essen zu
Workshops, Aktionen und Konzerten ein. Immer dienstags bis freitags
von 12 - 16 Uhr ist die WerkStadt für alle geöffnet, um gemeinsam
Ideen auszutauschen, ins Gespräch zu kommen, zu lesen oder Musik zu
hören. Ein besonderes Programm für Kinder wird immer freitags von 15 -
17 Uhr angeboten. Alle Veranstaltungen der WerkStadt unter:
www.pact-zollverein.de/stadtraum/werkstadt


Programmübersicht


OKTOBER

DO 03.10. | 10-17 Uhr

Maus-Türöffner-Tag

Für Kinder

Eintritt frei

FR 11.10. & SA 12.10. | 20 Uhr


Deutschlandpremiere / Koproduktion


Boris Charmatz / Terrain


"infini"


Tanz / Performance


VVK 17 € / erm. 11 €; AK 20 € / erm. 14 € (inkl.

VRR-Ticket)

SO 13.10. | 17 Uhr

PACT x Ensemble Musikfabrik

"Rhythm in Light"

Neue Musik

Eintritt nach Gusto

FR 18.10. | 12.30 - 18 Uhr

SA 19.10. | 10 - 14.30 Uhr

Im Rahmen des Deutschen Tanzpreises 2019

"Positionen: Tanz"

Tagung

Anmeldung: www.deutschertanzpreis.de

FR 18.10. | 19 Uhr

Im Rahmen des Deutschen Tanzpreises 2019

Feierliche Ehrung von Isabelle Schad und Jo Parkes,

anschließend:

Isabelle Schad / Laurent Goldring

"Collective Jumps"

Tanz / Performance

VVK 12 € / erm. 7 €; AK 15 € / erm. 9 €
(inkl. VRR-Ticket)

FR 25.10. | 20 Uhr

Im Rahmen des Festivals "NOW! Transit"

Institut für Computermusik und Elektronische Medien (ICEM)

"Artificial Clichés"

Elektronische Musik

VVK / AK 10 €, erm. 5 € (inkl. VRR-Ticket)

SA 26.10. | 15 Uhr

Im Rahmen des Festivals "NOW! Transit"

Institut für Computermusik und Elektronische Medien (ICEM)

Workshop mit analogen Synthesizern mit Dirk Reith und Florian
Zwißler

Teilnahme kostenlos, Anmeldung: info@pact-zollverein.de

SA 26.10. | 21.30 Uhr

Im Rahmen des Festivals "NOW! Transit"

Elektronisches Orchester Charlottenburg (EOC)

"Late Night Konzert"

Live Elektronik mit Live-Visuals

Kombiticket (Late Night Konzert & DJ-Session): VVK / AK 17 €,
erm. 10 € (inkl. VRR-Ticket)

SA 26.10. | ab 23 Uhr

Im Rahmen des Festivals "NOW! Transit"

DJ Session mit Sacha Ketterlin & Roman Flügel

Elektronische Musik

Kombiticket (Late Night Konzert & DJ-Session): VVK / AK 17 €,
erm. 10 € (inkl. VRR-Ticket)

Einzelticket (DJ-Session): VVK / AK 10 € (inkl. VRR-Ticket)

SO 27.10. | 17 Uhr

Im Rahmen des Festivals "NOW! Transit"

SchneidersLaden

"Interaktives Gesprächskonzert mit Synthesizern"

Eintritt frei, Begrenzte Kapazität

MO 28.10. | 10 Uhr

Institut für Computermusik und Elektronische Medien (ICEM)

Schulworkshop

Für Jugendliche ab 14 Jahren

Teilnahme kostenlos, Anmeldung: info@pact-zollverein.de

MI 30.10. - SO 03.11.

IMPACT19 - Weaving Traces

Mit Ingrid LaFleur, Meg Stuart, Silke Huysmans & Hannes Dereere

Transdisziplinäres Symposium, Bewerbung bis zum 16.09. unter
www.pact-zollverein.de/impact19-weaving-traces

DO 31.10. | 19 Uhr

Im Rahmen von IMPACT19 - Weaving Traces

Ingrid LaFleur

"Breathing in Blackness: Temporal Dimension of Utopia"

Vortrag

Eintritt frei

DO 31.10. | 21 Uhr


Im Rahmen von IMPACT 19 - Weaving Traces


Silke Huysmans & Hannes Dereere / Campo


"Pleasant Island"


Dokumentartheater


VVK 12 € / erm. 7 €; AK 15 € / erm. 9 € (inkl. VRR-

Ticket)


NOVEMBER

SO 10.11. | 17 Uhr

PACT x Ensemble Musikfabrik

"The Startled Ear"

Neue Musik

Eintritt nach Gusto

FR 15.11. & SA 16.11. | 20 Uhr

Uraufführung / Koproduktion

Eva Meyer-Keller

"Living Matters"

Tanz / Performance

VVK 12 € / erm. 7 €; AK 15 € / erm. 9 € (inkl. VRR-Ticket)

FR 29.11. - SO 01.12. | 18 - 20 Uhr

Im Rahmen von "Konstellationen. 100 jahre bauhaus im westen"

William Forsythe / Rauf"RubberLegz"Yasit / Brigel Gjoka

Ausstellung mit Film, Installationen & neuem Choreographischen
Objekt

Eintritt frei

FR 29.11. | 18 Uhr

Im Rahmen von "Konstellationen. 100 jahre bauhaus im westen"

Eröffnung (William Forsythe / Rauf"RubberLegz"Yasit / Brigel
Gjoka)

Künstlergespräch mit William Forsythe & Gästen

Eintritt frei

FR 29.11. & SA 30.11. | 20 Uhr

Im Rahmen von "Konstellationen. 100 jahre bauhaus im westen"

Uraufführung / Koproduktion

Brigel Gjoka & Rauf"RubberLegz"Yasit

Tanz

VVK 12 € / erm. 7 €; AK 15 € / erm. 9 € (inkl.
VRR-Ticket)


DEZEMBER

FR 06.12. & SA 07.12. | 20 Uhr

Uraufführung / Koproduktion

Eszter Salamon

"Monument 0.6: Heterochronie / Palermo 1559 - 1920"

Performance / A-Cappella-Oper

VVK 14 € / erm. 9 €; AK 17 € / erm. 12 € (inkl.
VRR-Ticket)

DO 12.12. & FR 13.12. | 11.30 Uhr

Dynamo - Junge Tanzplattform NRW

Präsentation der Kurzchoreographien

Eintritt frei, Anmeldung: martina.ketterer@landesbuerotanz.de

SO 15.12. | 17 Uhr

PACT x Ensemble Musikfabrik

"Grenzgänge"

Neue Musik

Eintritt nach Gusto




Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. September 2019

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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GASTSPIEL/366: Braunschweig - Buchfink-Theater zeigt "Zeitstolpern" am 14.9.2019


Stadt Braunschweig

Buchfink-Theater zeigt "Zeitstolpern" in der Dankeskirche



Braunschweig. Das Buchfink-Theater aus Göttingen ist im Rahmen der
städtischen Veranstaltungsreihe Kultur vor Ort am Samstag, 14.
September, um 19.30 Uhr mit dem Stück "Zeitstolpern - Der Salzstreuer
des Universums" im Gemeindesaal der Dankeskirche, Tostmannplatz 8, zu
Gast. Die Inszenierung bietet Figurentheater, gepaart mit Schauspiel,
Maske und Musik, dazu einen Hauch von verrückter Poesie, bissiger
Satire und Bildern, die in Erinnerung bleiben werden. Der
Eintrittspreis von acht Euro wird bei vorheriger Reservierung unter
der Telefonnummer 0531/470-4862 gewährt. An der Abendkasse beträgt der
Eintritt zwölf Euro.

Christoph Buchfink wirft in seinem Stück unter der Regie von Andy
Clapp einen Blick in die absurde Welt der Menschheit. Dabei stolpert
das Buchfink-Theater durch Glaubens- und Verhaltensmuster, durch
Zeiten und Generationen, streift Wahnsinn und Wahrsagerei, lässt die
Polemik der Tassen und den Kampf des Bestecks erleben, erspürt
Gefühlsfelder der Erde und gibt einen kleinen Einblick in die Zukunft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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SCHAUSPIEL/1293: Hamburg - "Boy H. Werner hält einen Vortrag" mit Charlotte Pfeifer, 3.10.2019


LICHTHOF Theater

Charlotte Pfeifer: BOY H. WERNER HÄLT EINEN VORTRAG

Vortrag: Boy H. Werner

Regie: Charlotte Pfeifer

Ausstattung: Gwendolyn Jenkins

Musik: Pascal Fuhlbrügge

Outside Eye: Susanne Reifenrath

Donnerstag, 3.10., 20:15 Uhr



Die außergewöhnliche Hamburger Performerin Charlotte Pfeifer spielte
im Juni mit ihrer viel gefeierten PMS LOUNGE auf dem Impulse Festival
in Düsseldorf. Nun verwandelt sie sich in den Experten Boy. H. Werner
und hält einen Vortrag. Das ist ein Erlebnis der dritten Art: Eine
aufregende Verwirrung fliegt wie die Sporen eines interstellaren
Pilzes durch den Raum und infiziert alle Anwesenden. Aber zum Glück
ist ja Boy bei uns, mit seiner mansplaining-warmherzigen Souveränität.
Uns kann nichts passieren.

Der berühmte Literaturexperte Boy H. Werner spricht über das Werk des
Science Fiction-Autors James Tiptree Jr.. Er spricht aber auch über
Alice Sheldon, die lange unerkannt hinter dem Pseudonym Tiptree Jr.
steckte und ein nicht minder phantastisches Leben führte.

"... Der Abend wird zu einer faszinierenden Entdeckungsreise nicht
 nur in die Welt der Aliens, des Literaturbetriebs sondern auch in
 die der Wahrnehmungsprägung von uns allen. Zum Schluss liegen die
 Zuschauer auf den bereit gelegten Wolldecken und schauen in einen
 auf die Decke projizierten Sternenhimmel und sinnieren mit Werner,
 was jenseits unseres Schubladendenkens noch alles vorstellbar wäre.
 ..." 
(Birgit Schmalmack auf hamburgtheater.de)



Karten 18 € / 12 € / 8 €

VVK (rund um die Uhr) über www.lichthof-theater.de, 

Reservix: 01806 700 733 und an allen gängigen VVK-Stellen

Gefördert durch: Hamburgische Kulturstiftung, Lichthof Stiftung und
Mittel der Stadtteilkultur des Bezirksamtes Altona

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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STANDPUNKT/1123: Warum wir Fridays for Future und den Klimastreik am 20. Sept. unterstützen (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

n die Medien - 9. September 2019

Auch Vorstand und Geschäftsführung des BUND-Regionalverband Südlicher
Oberrhein rufen alle Menschen dazu auf, sich am 20.9. am Klimastreik
und den Aktionen und Demos zu beteiligen!



Warum wir Fridays for Future und den globalen Klimastreik am 20.
Sept. unterstützen


	Weil Wissenschaft, Umweltbewegung & BUND seit 30 Jahren vor den Folgen des Klimawandels warnen

	Weil seit 30 Jahren die Gefahren des Klimawandels von industriegelenkten Netzwerken geleugnet und heruntergespielt werden

	Weil Fridays for Future und Greta Thunberg von Klimawandelleugnern, von Energiewendegegnern, Egoisten, Lobbyisten & Parteien der Gier, von rechten und neoliberalen Gruppen massiv angegriffen werden und wir auf der Seite der Kids stehen sollten

	Weil den KlimaschützerInnen von Attac die Gemeinnützigkeit entzogen wurde, während die gut organisierten Klimawandelleugner von EIKE immer noch "gemeinnützig" sind

	Weil die Politik die zusammenhängenden Probleme von Klimawandel, Artensterben, Endlichkeit der Ressourcen, sozialem Unrecht und Wachstumsglauben immer noch nicht verstanden hat und in 30 Jahren nicht einmal eine Flugbenzinsteuer durchgesetzt wurde

	Weil Teile der Politik & Wirtschaft "Fridays for Future" mit Lügen umschmeicheln, putzige Nischenlösungen anbieten, nichts Grundlegendes ändern und den bisherigen Zerstörungskurs grüngestrichen fortsetzen möchten

	Weil die weltweite Klimakatastrophe langsam anschwillt

	Weil die globale Temperatur steigt und die Extremwetterereignisse zunehmen

	Weil die Gletscher & Pole schmelzen, der Meeresspiegel steigt, die Wälder sterben, der Regenwald brennt, Verwüstung zunimmt und Menschen hungern und vertrieben werden

	Weil die Netzwerke der Klimawandelleugner die zukunftsfähigen Energien bekämpfen und für die Gefahrzeitverlängerung von Kohle- und Atomkraftwerken kämpfen

	Weil nicht nur das Klima, sondern auch Frieden, Freiheit und Demokratie bedroht sind

	Weil wir in einem Jahr weltweit so viele fossile Rohstoffe verbrauchen, wie die Erde innerhalb einer Million Jahre herausgebildet hat und gleichzeitig Atommüll produzieren, der eine Million Jahre sicher gelagert werden muss

	Weil wir Menschen auf die Artenvielfalt langfristig eine ähnlich verheerende Wirkung haben, wie der große Meteor-Einschlag vor 65 Millionen Jahren

	Weil immer dümmere, unnötigere, kurzlebigere, energie- und rohstofffressende Produkte kein menschengerechter Fortschritt sind und die Menschen nicht glücklicher machen

	Weil wir mit unbegrenztem Wachstum die Erde an die Wand fahren und auch uns selbst gefährden

	Weil uns nach den vielen Verlusten im Krieg gegen Mensch und Natur wieder einmal zukünftige, hochtechnologische "Wunderwaffen" versprochen werden

	Weil das "Gute Leben für alle" mit mehr Gerechtigkeit und einem massiv verringerten Input an CO2, Energie, Rohstoffen und menschlicher Arbeitskraft, möglich wäre

	Weil in Zeiten gut organisierter globaler Gier die Chancen für den notwendigen Wandel gering sind und weil wir als Menschen diese Chancen nutzen sollten



Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer




URL: https://www.mitwelt.org/klima-streik-protest.html

*

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 09.09.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

Tel.: 0761/30383, Fax: 0761/23582

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de
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STELLUNGNAHME/568: Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetz geht nicht weit genug (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 9. September
2019
NABU: Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetz geht nicht weit
genug

Miller: Es fehlen Abfallvermeidungsziele und Vorgaben zum Einsatz von
Rezyklaten



Berlin - Anlässlich der bis heute laufenden Verbändeanhörung zur
Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes begrüßt der NABU zahlreiche
Neuerungen im Entwurf, sieht aber auch Nachholbedarf bei klaren
Vorgaben. "Das Umweltministerium hat viele gute Ideen zur Vermeidung
von Abfällen und für eine erweiterte Produktverantwortung. Aber wo
bleibt eine verbindliche Quote, die Hersteller zwingt mehr Rezyklate
in ihren Produkten und Verpackungen einzusetzen? Wo bleiben strikte
Vorgaben für Händler, die ihre Retouren und nicht verkaufte Artikel
nicht mehr legal vernichten dürfen? Man schreckt augenscheinlich davor
zurück, die Wirtschaft zu verpflichten, ihre Waren kreislauffähig zu
gestalten", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Als positiv bewertet der NABU, dass das Thema Abfallvermeidung stärker
in den Vordergrund gerückt wird. Leider resultieren daraus aber keine
klaren Verpflichtungen für Behörden und Unternehmen. Es gebe erste
richtige Ansätze, um Hersteller, die besonders viel Müll in der Umwelt
verursachen, finanziell zu beteiligen, etwa an städtischen
Säuberungsaktionen. Positiv sei auch, dass in Zukunft die
Bundesbehörden verstärkt umweltfreundliche Produkte, zum Beispiel mit
hohem Rezyklat-Anteil, beschaffen sollen.

Gleichzeitig verpasse es das Umweltministerium, mit dem Gesetzentwurf
einen klaren Fahrplan für eine zukünftige Kreislaufwirtschaft
aufzustellen. Durch eine geplante Recyclingquote von 65 Prozent bis
2035 werden bereits heute realisierbare Recyclingziele in eine ferne
Zukunft verschoben. "Dass Deutschland hier nur eine bereits bestehende
EU-Vorgabe umsetzen will, ist besonders ambitionslos", kritisiert
Miller.

"Wenn wir weg von der Verbrennung und Deponierung unserer
Siedlungsabfälle und hin zu mehr Wiederverwendung und Recycling kommen
wollen, brauchen wir mehr reparatur- und recyclingfreundliches Design,
eine Rezyklat-Einsatzquote, eine flächendeckende Biotonne in ganz
Deutschland und eine wesentlich bessere Abfallberatung als bisher",
fordert Sascha Roth, NABU-Abfallexperte. Es stehe zu befürchten, dass
in der noch ausstehenden Ressortabstimmung zwischen den Ministerien
viele gute Ansätze bei der Produktverantwortung oder der
umweltfreundlichen öffentlichen Beschaffung zurückgenommen werden. Der
NABU fordert die beteiligten Ministerien dazu auf, dem
Umweltministerium in diesen Punkten zu folgen.



Die Stellungnahmen des NABU zur Novelle zum Download:

https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/abfallpolitik/190906_nabu_krwg_stellungnahme_kurz.pdf


https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/abfallpolitik/190906_nabu_krwg_stellungnahme_lang.pdf

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 99/19, 09.09.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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BERICHT/154: Klimaschutz in der Schiffahrt - Maßnahmen unreflektiert ... (SB)




"Es geht hier nicht nur um Umweltschutz und nicht nur um
Seeschiffahrt. Es geht auch um größere Themen von Demokratie: Sind
wir heute in der Lage, die Herausforderungen der Zukunft angemessen
aufzunehmen?"

(Alexander Porschke, Vorsitzender des NABU Hamburg, 4. September 2019)

Weder Religion noch bildende Kunst, weder Industrie noch Medien,
sondern die Wissenschaft ist derjenige gesellschaftliche Sektor, dem
die Regierungen die entscheidende fachliche Kompetenz in Fragen
globaler klimatischer Gefahren zugesprochen haben. Und die
Wissenschaft sagt auf Grundlage ihrer Untersuchungen, Messungen und
Hochrechnungen, daß sich das Klima der Erde gegenwärtig in einer
Geschwindigkeit und einem Ausmaß erwärmt, die im Laufe dieses
Jahrhunderts für Millionen, wenn nicht Milliarden Menschen
lebensbedrohlich werden könnten. Höchste Eile und Entschlossenheit
seien geboten, um der Generation der heutigen Kinder einen
einigermaßen lebenswerten Planeten zu hinterlassen. Es wird bereits
vor einem Ende der Hochzivilisation gewarnt, sollte der
Erwärmungstrend nicht unverzüglich gestoppt werden.

Genau das passiert jedoch nicht. Inzwischen hat die Wissenschaft
sogar die gesamte Literatur zur Klimaentwicklung ausgewertet und
unmißverständlich vor Augen geführt, daß jedes Zögern und jede
unambitionierte Zielsetzung zu sehr hohen Verlusten an Menschenleben
und gewaltigen Schäden an Infrastruktureinrichtungen führen wird.

Von Versprechungen, Perspektiven und Absichtserklärungen, wie sie von
Politik und Wirtschaft derzeit laufend verbreitet werden, läßt sich
das Klima nicht beeindrucken. Solange die Konzentration an CO2 und
anderen Treibhausgasen steigt, reagiert das Klima wie der
Wasserkessel auf dem Herd: Wird ihm unverdrossen Wärmeenergie
zugeführt, heizt er sich auf, da kann mit noch so inbrünstiger
Überzeugung in Aussicht gestellt werden, daß der Herd irgendwann
ausgeschaltet wird.

Abgesehen davon, daß auch die Wissenschaft in mancher Hinsicht den
realen Entwicklungen hinterherläuft, was sich am Beispiel der
globalen Erwärmung ablesen läßt, die sich in den letzten zehn,
zwanzig Jahren stets am oberen Rand der Klimaszenarien, also im
Bereich der sogenannten "worst case scenarios", entlangbewegt hat und
eben nicht an den für wahrscheinlicher gehaltenen mittleren
Szenarien, wäre die Gesellschaft gut beraten, auf die Wissenschaft zu
hören, wollte sie weitreichende Verluste an Menschen und unter ihrer
Mit- und Umwelt abwenden.

Doch die Gesellschaft erweist sich als in vielerlei Hinsicht
lernresistent oder, schärfer formuliert, die drohenden Verluste an
Menschenleben werden letztlich um des eigenen Vorteils willen in Kauf
genommen. Andere Zwänge werden bemüht, die angeblich dabei zu
berücksichtigen seien, wenn man die menschengemachten
Treibhausgasemissionen, die hauptverantwortlich für den Klimawandel
sind, reduzieren will.
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Maritimes Fachgespräch beim NABU Hamburg
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Selbst bei der Veranstaltung der Naturschutzorganisation NABU mit dem
Titel "Klimaschutz in der Schifffahrt - Ein Sektor ab vom Kurs?" am
4. September 2019 in Hamburg wurde deutlich, daß es zwar technische
Partikularlösungen und Vorschläge beispielsweise zur Steigerung der
Energieeffizienz oder Senkung der CO2-Emissionen in der Schiffahrt
gibt und daß einzelne Reeder und andere Unternehmen durchaus bereit
sind, Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen, aber daß eine eigentlich
sehr naheliegende Idee, nämlich das Handelsvolumen und somit den
Schiffsverkehr zu reduzieren, weitgehend unbeachtet bleibt.

Das wundert nicht, denn in einem marktwirtschaftlichen System würde
ein Unternehmen, das einen anderen Kurs als all seine Konkurrenten
einschlägt und sich fortan nicht mehr dem Wachstumszwang unterwirft,
in unruhige Fahrwasser gedrängt und anschließend wahrscheinlich
untergehen.

Vom UN-Klimaschutzübereinkommen von Paris, bei dem sich die
Unterzeichnerstaaten verpflichtet haben, ihre Treibhausgasemissionen
so weit zu senken, daß die globale Erwärmung bei deutlich unter zwei
Grad, möglichst 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit gestoppt
wird, sind zwei Branchen außen vor geblieben: die Luftfahrt und der
Schiffsverkehr. Erstere wird von der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation (ICAO - International Civil Aviation
Organization), letzterer von der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation (IMO - International Maritime
Organization) repräsentiert. Sie nehmen sich selbst in die Pflicht,
das haben ihnen die Unterzeichnerstaaten gestattet. Da beide Branchen
kräftige Wachstumszahlen verzeichnen, wäre es jedoch um so wichtiger,
sie an die Kandare zu nehmen. Die IMO hat sich im April 2018 das
Ziel gesetzt, den Maximalpunkt der Treibhausgasemissionen so schnell
wie möglich hinter sich zu lassen und die CO2-Emissionen bis 2050 um
50 Prozent zu reduzieren.

Das reicht bei weitem nicht. Allerspätestens bis dahin muß die
Wirtschaft komplett "dekarbonisieren", also ihre
Kohlenstoffdioxidemissionen auf Null zurückfahren. Die IMO gibt mit
ihrem ungenügenden, unreflektierten Ziel zu verstehen, daß sie die
wissenschaftlichen Erkenntnisse und daraus hergeleitet notwendigen
Maßnahmen nicht wirklich ernst nimmt. Vielleicht ist es doch nicht so
gut, daß bei der IMO für Entscheidungen eine Mehrheit der Tonnage
benötigt wird und daß der Großteil der Tonnage "in Ländern geparkt"
ist, "deren Geschäft darin besteht, möglichst niedrige
Umweltstandards und Steuern zu haben", wie Porschke es formulierte.
Zu ergänzen wäre an dieser Stelle: Hinter diesen Billigflaggenländern
wiederum stehen Reeder, die in den wohlhabenderen Ländern ansässig
sind, zum Beispiel in Deutschland, das nach China die zweitgrößte
Containerflotte der Welt besitzt.

Sehr skeptisch hinsichtlich der Erreichbarkeit der Klimaschutzziele
zeigte sich Dr. Frank Dubielzig von der Reederei Hamburg Süd, die vor
knapp zwei Jahren von dem dänischen Reeder A. P. Möller-Maersk
übernommen worden war. Die CO2-Emissionen der Hamburg-Süd-Flotte
konnten pro 1000 t Fracht von 100 Prozent im Jahr 2009 auf 60 Prozent
im Jahr 2017 verringert werden. Im selben Zeitraum jedoch sind die
CO2-Emissionen in absoluten Zahlen gestiegen, weil das Unternehmen
den Umsatz gesteigert hat. Deshalb sieht Dubielzig in der Festlegung
von absoluten Zielen, wie er es formuliert, eine "Herausforderung".
Maersk habe zugesagt, bis 2050 seine Emissionen auf netto Null zu
reduzieren, wisse aber zur Zeit nicht, wie das zu schaffen ist. In
rund zwei Jahrzehnten müßte es dazu "bahnbrechende Innovationen"
geben.

Torsten Mundt von der Klassifizierungsgesellschaft DNV GL referierte
über alternative Treibstoffe und erörterte das Für und Wider
möglicher Kandidaten, die bis zum Jahr 2050 an Stelle der fossilen
Treibstoffe treten könnten. Demnach wird es wohl nicht auf eine
einzige, ideale Lösung hinauslaufen. Beispielsweise werde zwar
Wasserstoff als Alternative gehandelt, sei aber, was die
Energiedichte und das Volumen betrifft, fünf- bis siebenmal
schlechter als traditionelle Kraftstoffe. Schiffe, die nach China
schippern, müßten dann quasi noch ein weiteres Schiff nur für den
Treibstoff hinter sich herziehen, faßte Mundt die Problematik in ein
anschauliches Bild. Auch Ammoniak als alternativer, karbonfreier
Treibstoff sei problematisch. Es benötige einen Zündstrahl, da es
nicht von alleine brenne, und sei ziemlich toxisch. Biosprit als
Schiffstreibstoff alternativ zu Diesel verschärft die Konkurrenz auf
dem Acker, und eine Elektrifizierung des Schiffsverkehrs ist für die
Hochsee, auf der 80 Prozent der Kraftstoffe verbraucht werden,
ungeeignet.

Daß Konzepte zur Elektrifizierung der Schiffahrt für kürzere Strecken
bestehen, verdeutlichte Marko Möller von Scandlines. Das Unternehmen
betreibt mehrere Fährstrecken von Deutschland nach Skandinavien und
stattet seine Flotte mit Hybridantrieben aus. Für die "nahe Zukunft"
strebt es an, die CO2-Emissionen auf Null zu senken, und will dies
mit Hilfe von Landstrom, der aus erneuerbaren Quellen erzeugt wird,
sowie batteriebetriebenen Überfahrten und Windkraft schaffen.

Warum nicht die Windenergie direkt nutzen, anstatt sie in Energie
umzuwandeln, die erst ins Stromnetz eingespeist werden muß, fragte
der Kapitän Prof. Michael Vahs von der Hochschule Emden/Leer. Er
präsentierte das Konzept der Flettner-Rotoren. Dabei handelt es sich
um senkrecht auf Deck angebrachte, sich rasend schnell drehende
Röhren mit Deckel, die aufgrund des Magnus-Effekts, der
Druckdifferenz zwischen den Seiten der Röhre, die sich mit dem Wind
und die sich gegen den Wind drehen, dem Schiff einen Vortrieb
verleihen. Wie klassische Segelschiffe müssen mit Flettner-Rotoren
ausgerüstete Schiffe im Wind kreuzen, haben aber den Nachteil, daß
sie kaum vor dem Wind segeln können. Statt dessen müssen sie ihren
Kurs so anlegen, daß der Wind seitlich auf den Flettner-Rotor trifft.
Diese drei bis fünf Meter durchmessenden Röhren sind einfach auf Deck
zu montieren, wartungsarm und vollständig automatisierbar, warb Vahs
für diesen bereits in den 1920er Jahren von Anton Flettner (1885 -
1961) realisierten, recht leistungsstarken Antrieb.
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1924: Die "Buckau" ist das erste Segelschiff mit Flettner-Rotoren
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Einen kurzen Einblick in die Versorgung von Kreuzfahrtschiffen mit
Landstrom lieferte Knut Marquart, Leiter des
Landstromversorgungssystem Siharbor von Siemens. Am Beispiel des
Hamburger Hafens zeigte er, daß es bei der Landstromversorgung von
Schiffen nicht nur technische Hürden zu bewältigen gibt -
beispielsweise die Umwandlung elektrischen Stroms mit einer Frequenz
von 50 Hertz für das in der Regel mit 60 Hertz betriebene Stromnetz
auf Schiffen -, sondern auch wirtschaftspolitische. Im vergangenen
Jahr haben die Medien darüber berichtet, daß das Kreuzfahrtschiff
AIDAsol nur zweieinhalb Stunden Landstrom abgenommen und für die
übrige Anlegezeit von mehreren Stunden ihre Schiffsdiesel angeworfen
hat. Das sollte ja gerade durch die Landstromverbindung verhindert
werden, doch die vollständige Stromversorgung, die noch bis September
2018 stattfand, reduzierte sich von dann an, weil die Stromgebühren
für das "Hochlastzeitfenster" drastisch gestiegen waren und um ein
Mehrfaches über der Stromgewinnung durch die bordeigenen
Schiffsdiesel lagen.

Die Société Génerale ist ein Investor, der die sogenannten
Poseidon-Prinzipien zur Schiffsfinanzierung anwenden will. Wie Paul
Taylor, Leiter der Abteilung für Shipping & Offshore und
stellvertretender Leiter der Kommission, die die Poseidon Principles
ausgearbeitet hat, berichtete, sollen Investitionen nur noch getätigt
werden, wenn jene Prinzipien nicht verletzt werden. Im Mittelpunkt
stehen Bemühungen zur Dekarbonisierung der Schiffahrt um mindestens
50 Prozent, wie es von der IMO beschlossen wurde. 

Ob das genügt, ist zumindest fraglich. Zu diesem Problemkomplex
lieferte Isabelle Rojon, Mitarbeiterin der dem University College
London zugeordneten Beratungsfirma UMAS, wesentliche Hinweise. Allein
über die Steigerung der Energieeffizienz sei es nicht möglich, die
Schiffahrt bis 2050 kohlenstoffneutral zu machen, und bis spätestens
2030 müssen Schiffe auf dem Wasser sein, die emissionsfreie oder
-arme Antriebe verwenden. Der Grund dafür ist einfach: Schiffe haben
eine Betriebsdauer von zwanzig, dreißig oder noch mehr Jahren.

Rojons Vortrag verdeutlichte, wie schwer es für die
Schiffahrtsbranche sein dürfte, selbst die viel zu weichen Ziele der
IMO einzuhalten, geschweige denn eine Dekarbonisierung vorzunehmen,
die dem Ziel des Klimaübereinkommens von Paris entspricht. Mehr als
ein Grad globale Erwärmung seit Beginn des Industriezeitalters hat
die Menschheit bereits in Anspruch genommen. Selbst wenn die IMO ihr
Ziel erreichen und ihre Treibhausgasemissionen erfolgreich verringern
würde, läge sehr viel mehr drin, wenn die Branche nicht immerfort
wachsen würde.

Aus dem Grund läßt sich auch die Begeisterung von Dr. Lars Greitsch,
Geschäftsführer von MMG Propeller aus Mecklenburg-Vorpommern, besser
einordnen. Im Rahmen eines Podiumgesprächs berichtete er von der
Erhöhung des Wirkungsgrads von Schiffsschrauben durch sein Unternehmen
und sagte, daß hier noch sehr viel mehr möglich ist. Das ist gut
vorstellbar, aber wird dennoch nur eine Partikularlösung bleiben, die
außerdem durch das Wachstum der Branche wieder "aufgefressen" wird.

Den Abschluß der Veranstaltung machte Dr. Stefan Schmolke vom
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH). Sein Vortrag
hatte weniger mit dem Klimawandel, dafür mehr mit der Tradition der
Maritimen Fachgespräche, bzw. der seit 2014 stattfindenden "Maritimen
Abgasrunde" beim NABU Hamburg zu tun. Mittels der sogenannten
Scrubber werden zwar Schiffsabgase gereinigt, aber die Schadstoffe
landen im Waschwasser, das ins Meer geleitet wird. Das BSH führt auf
diesem Gebiet umfangreiche Messungen durch, deren Resultate noch
nicht vollständig veröffentlicht sind, aber die jetzt schon zeigen,
daß durch die Scrubber das Problem der Umweltverschmutzung von der
Luft ins Wasser verlagert wurde. So eine Technologie ist nicht
zukunftstauglich.

Die Erfahrung, daß eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit ("slow
steaming") der Schiffe bis zu 40 Prozent des Treibstoffverbrauchs
verringern kann, geht auf eine Zeit zurück, als die Weltwirtschaft in
die Rezession gerutscht war und die Reeder es gar nicht so eilig
hatten, ihre Waren an den Mann oder die Frau zu bringen. Darum stellt
eine Verlangsamung des Schiffsverkehrs auch eine der Forderungen dar,
die Sönke Diesener vom NABU in seinem Kurzvortrag genannt hat. Zu den
weiteren Forderungen gehören unter anderem die Abschaffung der
Steuerprivilegien für Marine Kraftstoffe, die Landstrompflicht für
den Hafenbetrieb und grundsätzlich die Anpassungen der IMO-Ziele an
die Ziele des Klimaübereinkommens von Paris.
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Sönke Diesener stellt die Position des NABU zu Klimawandel und
Schiffahrt vor
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In der allgemeinen Medienberichterstattung zum Klimawandel ist
häufiger zu vernehmen, daß das Handelsvolumen aufgrund der billigen
Energie so exorbitant zugenommen hat. Das ist jedoch nur die halbe
Wahrheit. Schiffsdiesel war und ist deshalb so billig, weil die
Kosten zum Beheben der Zerstörungen, an denen die Treibstoffe in Form
von Schadstoffemissionen beteiligt sind, externalisiert werden
durften - und bezogen auf die globale Erwärmung ist auch CO2 ein
Schadstoff. Die Kosten zu seiner Beseitigung sowie seiner
Schadensbehebung werden nicht von denen übernommen, die sie
verursachen. Statt dessen werden sie der Allgemeinheit, vor allem
aber zukünftigen Generationen aufgebürdet. Eine Art Zechprellerei
globalen Maßstabs.

Deshalb stellt sich die Frage, ob die Klimakatastrophe überhaupt im
Rahmen einer auf Wachstum und Verbrauch ausgerichteten
Wirtschaftsordnung bewältigbar ist. Wenn man zu dem Schluß gelangt,
daß das nicht klappen wird, müßte dann nicht diese Ordnung selbst in
Frage gestellt werden? Wenn Wachstum eine Notwendigkeit ist, sollte
man sich dann nicht gegen die Voraussetzungen ihrer Entstehung
wenden? Wer auf eine Entkopplung von Wachstum und Energieverbrauch
wartet, kommt zu spät. Vielleicht muß über eine andere Form des
Zusammenlebens und der Produktionsweisen debattiert werden, so daß
ein Wachstumsrückgang nicht zu jenen sozialen Verwerfungen führt, die
stets als Schreckensbotschaft an die Wand gemalt werden, sobald man
solche Vorschläge auch nur zur Diskussion stellt.

Beim maritimen Fachgespräch der NABU schienen sich alle Beteiligten
in dem Ziel einig zu sein, das bereits Uwe Brendle vom
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit in
seinem Einführungsvortrag klarstellte: Der Schiffsverkehr muß bis
2050 klimaneutral sein. Allerdings dürfte die Bereitschaft der
eingeladenen Gäste, ein Scheitern an dieser Hürde zu akzeptieren,
unterschiedlich entwickelt sein. Deshalb hätte man sich gewünscht,
daß alle Beteiligten weniger die Übereinstimmung, als vielmehr den
Dissenz zu den Vorstellungen der anderen Gäste herausgearbeitet
hätten, so daß die unterschiedlichen Positionen deutlicher
hervorgetreten wären. Dissenz bedeutet ja nicht zwangsläufig, daß
daraus kein ergiebiges Streitgespräch entstehen könnte, das dann als
fortsetzungwürdig zu bezeichnen wäre.


9. September 2019
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AKTION/266: Unna - Workshop "Ein Feinstaubmessgerät selbst bauen" am 21. September 2019


Kreisstadt Unna - Pressemitteilung von Sonntag, 8. September 2019

VHS-Aktuell: Feinstaubmessgerät selbst bauen



Kreisstadt Unna. Der Workshop der VHS und UN-Hack-Bar e.V. bietet am
Samstag, 21. September 2019 in der Zeit von 13 bis 16 Uhr an, ein
Feinstaubmessgerät selbst zu bauen. Feinstaub ist allgegenwärtig. Aber
wie hoch ist überhaupt die Feinstaubkonzentration um uns herum? Das
fertige Gerät wird einen leistungsfähigen Feinstaubsensor samt
Sensoren für Temperatur, Luftfeuchtigkeit und Luftdruck enthalten. Der
Workshop hat die Kursnummer 192-4552 und findet im Vereinslokal
UN-Hack-Bar e.V. statt. Die Gebühr für die Materialien beträgt 35
Euro. Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter der Tel.: 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 8. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AKTIONSTAGE/1028: Die Regierung versagt, es braucht ein ziviles Klimakabinett! Zweites We4Future-Camp vor dem Bundestag, 19.-27.9.


We4Future-Camp - 9. September 2019

"Die Regierung versagt, es braucht ein ziviles Klimakabinett!"

Zweites We4Future-Camp findet vom 19.-27. September vor dem Bundestag
statt



Berlin. Vom 19. bis 27. September 2019 findet zum zweiten Mal das
We4Future-Camp vor dem Bundeskanzlerinnenamt in Berlin statt. Mit dem
Camp soll ein Ort geschaffen werden, um an den Lösungen für die
Klimakrise zu arbeiten. Die Organisator*innen haben Zeit und Ort
bewusst gewählt: Am 20. September findet der globale Klimastreik
statt, am selben Tag will zudem die Bundesregierung die Ergebnisse des
"Klimakabinetts" präsentieren.

"Die Vorschläge des Klimakabinetts werden nicht ansatzweise
ausreichen, unser aller Zukunft zu sichern. Wir laden daher alle
Menschen ein, mit uns auf dem Camp an Lösungen für die Klimakrise zu
arbeiten. Wir brauchen ein ziviles Klimakabinett, das Wege zu echter
Klimagerechtigkeit erarbeitet. Das Camp ist eine Einladung, gemeinsam
gegen die Ohnmacht anzugehen, die wir angesichts der Klimakrise
erleben." so Florian Betz vom We4Future-Camp.

Das "zivile Klimakabinett", zu dem die Gruppe Gerechte1komma5 einlädt,
ist einer von vielen Austauschräumen auf dem Camp. Darüber hinaus gibt
es Veranstaltungen von Fridays for Future, Extinction Rebellion, den
Scientists for Future, Greenpeace und vielen weiteren Organisationen
und Einzelpersonen. Das Programm bietet darüber hinaus viel Freiraum
für spontane Beiträge.

"Die Regierung hält an unserem derzeitigen Wirtschaftssystem fest, in
dem Profit wichtiger ist als ein gutes Leben für alle Menschen
weltweit. So werden wir keine Lösungen für die Klimakrise finden. Es
braucht viele verschiedene Menschen mit vielen verschiedenen Ideen,
die zeigen, wie wir zu einem klimagerechten System kommen." erklärt
Nora Scharbach vom We4Future-Camp.

Das erste We4Future-Camp fand vom 7. bis 10. Juni dieses Jahres statt,
ebenfalls auf der Wiese vor dem Bundeskanzlerinnenamt. Dort riefen die
Teilnehmenden den "Zivilen Klimanotstand" aus, mit dem sie die
Klimakrise zur Menschheitsaufgabe erklärten und ankündigten, ihr
Handeln auf eine klimagerechte Welt auszurichten. Der Klimanotstand
solle nicht als eine Einschränkung der Demokratie verstanden werden,
sondern als ein Aufruf zu mehr Demokratie.




Twitter: https://twitter.com/we4future_camp

Homepage: http://we4future-camp.de/

Gerechte1komma5: http://gerechte1komma5.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.09.2019

We4Future-Camp

Internet: http://we4future-camp.de/
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BILDUNG/3388: Pilzausstellung und -beratung - die Pilz-App in echt! Freising, 28.-29.9.


Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft - 06.09.2019

Pilzausstellung und -beratung - die Pilz-App in echt!



Freising - Trotz vieler Pilz-Apps oder Pilzbüchern: Pilze lernt man am
besten und sichersten kennen, wenn man Sie auch im Original sehen und
riechen und so wirklich "begreifen" kann. Die Bayerische Landesanstalt
für Wald und Forstwirtschaft (LWF) ermöglicht in einer Pilzausstellung
am 28. und 29. September 2019 einen solchen, garantiert nicht
virtuellen und alle Sinne ansprechenden Einblick in die Pilzwelt der
Region.




[image: Foto: © M. Blaschke]

Der Gefleckte Rübling - häufig aber ungenießbar

Der Gefleckte Rübling (Rhodocollybia maculata) ist von August bis
Oktober in Laub- und Nadelwäldern zu finden. Der Pilz ist wegen seiner
Bitterkeit ungenießbar. In der Ökologie des Waldes übernimmt der
Gefleckte Rübling als Saprobiont (Zersetzer) denn Abbau toter,
organischer Substanz. Dabei werden die darin gebundenen Nährstoffe
wieder für andere Lebewesen freigesetzt.

Foto: © M. Blaschke



Als besonderen Service an den beiden Tagen bieten die Pilzexperten
Prof. Gernot Lysek und Markus Blaschke den Besuchern die Bestimmung
mitgebrachter Pilze an.

In den vergangen Jahren konnten bei der Pilzausstellung der LWF bis zu
200 Pilzarten beobachtet werden. Neben den Speise- und Giftpilzen der
Saison werden auch viele andere Pilze präsentiert, die sonst kaum
beachtet werden, aber für den Lebensraum Wald wichtige Funktionen
haben. So leben viele, auch unscheinbare Pilze in Symbiose mit den
Waldbäumen, die auf die Nähstoffe von den Pilzen angewiesen sind.

Die Pilzexperten Blaschke und Lysek verraten auch einige Tipps zum
Sammeln von Pilzen. Natürlich können keine Fundorte für Steinpilze und
Pfifferlinge genannt werden. Aber die beiden Experten geben den einen
oder anderen Hinweis, wie die Pilz-Beute sicher nach Hause kommt.

Die Pilzausstellung ist an beiden Tagen von 11.00 bis 17.00 Uhr
geöffnet, der Eintritt ist kostenlos. Sie findet an der Landesanstalt
für Wald und Forstwirtschaft, Hans-Carl-von-Carlowitz-Platz 1 in
Freising statt. Die LWF ist auch mit den Bussen 338 und 339 zu
erreichen. Ansprechpartner ist Forstoberrat Markus Blaschke unter Tel.
08161 - 714930 oder per E-Mail markus.blaschke@lwf.bayern.de.

Hinweis: Im September und Oktober ist nach vorheriger telefonischer
Rückfrage auch während der Bürozeiten eine individuelle Pilzberatung
möglich.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news723028

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1640

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft - 06.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTE/2562: Borken - 31. Drachenfest auf dem Flugplatz am 29. September 2019


Kreis Borken

Die Drachen sind bald wieder los

31. Drachenfest auf dem Flugplatz Borken - Hoxfeld am Sonntag, 29.
September 2019



Kreis Borken. Herbstzeit ist Drachenzeit. Folglich veranstaltet auch
in diesem Jahr wieder der Luftsportverein Borken sein schon
traditionsreiches Drachenfest. Stattfinden wirdes am 29. September
2019 von 11 bis 18 Uhr auf dem Flugplatz Borken - Hoxfeld. Das gesamte
Fluggelände ist dann für die normalen Flugaktivitäten gesperrt und
steht somit ausschließlich den Drachenfreunden zur Verfügung. Vor
allem Familien mit Kindern nutzen gerne die Gelegenheit zum Besuch.
Kostenlose Parkplätze sind am Gelände vorhanden. Jeder kann also mit
vielen Gleichgesinnten einen tollen Flugtag erleben.

Das Borkener Kreisjugendamt hatte 1989 das Drachenfest ins Leben
gerufen. Damals fand es noch am Pröbstingsee statt. Aufgrund des
großen Andrangs in den Folgejahren waren die dortigen Flächen und das
Parkplatzangebot bald zu klein und der Kreis suchte nach einem neuen
Veranstaltungsort. Seit 1993 hat das Drachenfest mit dem Fluggelände
in Borken - Hoxfeld eine geeignete Location gefunden. Gleichzeitig
obliegt seither dem Luftsportverein die Organisation. Das Drachenfest
sollte immer eine familienfreundliche Veranstaltung ohne
Eintritts- und Parkgebühren sein - diesem Anspruch wird es nun auch
zum 31. Male gerecht: So kommen jährlich hauptsächlich Familien mit
Kindern und Jugendlichen, um sich neben der Drachenfliegerei auch über
Segel- und Motorflug sowie Ballonfahrt zu informieren.

Neben der aktiven Drachenfliegerei gibt es eine sehenswerte
Ausstellung, in der die Drachengruppe des Borkener Jugendhauses einen
Einblick in die historische Entwicklung der Windvögel gewähren wird.
Hier gibt's für Interessierte zudem wertvolle Tipps für den
Drachenbau.

Der Borkener Luftsportverein hat sich für alle Drachenfans und solche,
die es werden wollen, zudem etwas Besonderes ausgedacht. Bei einer
kostenlosen Verlosung können sie tolle Preise gewinnen. Als Preise
sind eine Ballonfahrt und Rundflüge mit einem Motor- und einem
Segelflugzeug ausgesetzt. Wer gerne selber mal in einem
Hochleistungssegler Platz nehmen oder hinter die Kulissen des
Luftsportvereins blicken möchte, wird an diesem Tag außerdem
ausreichend Gelegenheit dazu haben. Auch kulinarisch wird einiges
aufgefahren: Eine Kaffe- und Kuchentheke sowie ein Würstchenstand
haben geöffnet.

Unter dem Motto "Kinder stark machen" sind der Fachbereich Jugend und
Familie der Stadt Borken, das Kommissariat Vorbeugung der
Kreispolizeibehörde Borken und die Fachstelle für Suchtvorbeugung des
Kreises Borken wieder vor Ort dabei. Mit einem Luftballonwettbewerb,
einem Quiz zum Thema Nikotin und Alkohol und einem Informationsstand
zur Suchtproblematik wollen sie im Rahmen der Kreiskampagne
"Vollrausch - ohne mich!" einen Beitrag zur Verhinderung des
Suchtmittelmissbrauchs bei Jugendlichen und Erwachsenen leisten. An
diesem Präventionsstand gibt es ebenfalls Preise zu gewinnen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KURSUS/1282: Münster - Zeichenkursus für Erwachsene am 15. September 2019


Stadt Münster

Zeichenkursus im Stadtmuseum



Münster (SMS) Warum nicht im Stadtmuseum der eigenen Kreativität
freien Lauf lassen? Möglich wird dies in einem Zeichenkursus für
Erwachsene am Sonntag, 15. September, von 11 bis 14 Uhr. Zusammen mit
der Künstlerin Gintare Skroblyte besuchen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die Schausammlung und lassen sich von den ausgestellten
Objekten inspirieren. Da die Teilnehmerzahl auf zehn beschränkt ist,
wird um Anmeldung unter Tel. 02 51/4 92-45 03 gebeten (Zehn Euro plus
zwei Euro Material). Wer möchte, kann eigenes Material wie
Zeichenblock, Blei- und Kohlestifte mitbringen. Treffpunkt ist das
Museumsfoyer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TOUR/7496: Hanau - 3. Auflage der Märchenpfad-Spaziergänge am 15., 22. und 29. September 2019


Stadt Hanau

3. Auflage der Hanauer Märchenpfad-Spaziergänge 



Zur inzwischen dritten Auflage seiner beliebten
Märchenpfad-Spaziergänge lädt der Hanauer Märchen-Erzählkreis zusammen
mit der Stadt Hanau für September ein. Am 15., 22. und 29. September
2019, jeweils ab 14 Uhr, werden seine Mitglieder die berühmten
"Hanauer Märchen" direkt an den bronzenen und steinernen Denkmäler in
der Innenstadt erzählen. Nachdem die hochwertigen Skulpturen im
Frühjahr 2016 mit Hilfe von zahlreichen Patinnen und Paten aufgestellt
wurden, entwickelte sich die Idee, über die Figuren zu informieren und
die jeweils dargestellten Märchen in der Originalfassung der Brüder
Grimm frei vorzutragen.

Am 15.9. um 14 Uhr startet Antonie Weiner mit "Die sechs Schwäne" am
Schlossgartenweiher, es folgen Ute Iacobone mit "König Drosselbart" am
Schlossplatz, Christa Serfling mit der "Teufel mit den drei goldenen
Haaren" auf dem Altstädter Markt und Irmgard Ketzel mit "Däumlings
Wanderschaft" vor dem Finanzamt.

Am 22.9. um 14 Uhr beginnt Marianne Becke mit "Der gestiefelte Kater"
an der Ecke Fahrstraße / Langstraße, sodann Christa Wolff mit
"Tischlein deck dich" in der Salzstraße / Buchhandlung Dausien und
Sybille Schulze mit "Dornröschen" in der Rosenstraße vor dem Café
Schien.

Am 29.9. um 14 Uhr erzählt Margitta Lange "Der goldene Schlüssel" an
der Kölnischen Straße / Sparkasse Hanau und "Rotkäppchen und der Wolf"
an der Französischen Allee, Rosemarie Raake-Weiß "Schneewittchen am
Marktplatz / P&C und schließlich Irmgard Ketzel "Brüderchen und
Schwesterchen" an der Platane am Forum Hanau.

Die Teilnahme an den Führungen ist kostenlos dank der Brüder 
Grimm-Stiftung der Sparkasse Hanau.

Der Hanauer-Märchen-Erzählkreis pflegt die alte Tradition des
Erzählens, die Märchen werden nicht vorgelesen. Die in den Geschichten
versteckten Lebensweisheiten werden somit aktiv-kommunikativ
weitergegeben. Die derzeit rund 15 Mitglieder erzählen für alle
Generationen, bei öffentlichen und privaten Veranstaltungen, in
Kindergärten oder Senioreneinrichtungen.

Informationen unter T.: 06181 - 81897

 * 

Quelle:

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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